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Die  bisher  lincUizwisscnschaftlich  behandelten  städtischen 
Gemeinwesen  sind  zum  allcrgrössten  Teile  Städte  der  preii- 
ssischcn  Monardni'  und  /n.^leich  solche,  die  teils  zu  den. 
ürossstädten,  teil"^  /i;  den  grösseren  Mittelstädten  gerechnet 
werden  müssen.  W  rnn  ich  nun  unternahm,  die  Finanzen 
der  St.idt  Altenbm^  zu  unicrsnchen,  so  sah  ich  meine  Auf- 
gabe darin,  den  ^chon  belundelten  Städten  eine  solche  er- 
gänzend anzureihen,  die  ennnal  eine  ausserpreussische  Stadt 
ist,  ZI  m  andern  ihrer  ganzen  Struktur  nach  eine  kleinere 
Mittelstadt,  ja.  ^iie  noch  weit  in  die  zweite  Hälfte  des 
vorigen  Jahrhumlcrts  hinein  sich  nicht  über  das  Niveau 
einer  Kleinstadt  -vFiioben  hatte  und  erst  im  letzten  halben 
Mensc  lenalter  eine  Zeit  wiri>chattlichen  Aufschwungs  durch- 
uemacTt  hat.  Zu  gleicher  Zut  will  icli  den  Einfluss  preu- 
ssischcrund  sächsiscln  rFinan/verliältnisse  auf  das  Altenburger 
Innanzwesen,    nainentlich  auf  das  Steuerw^esen  untersuchen. 

zur  zahlen  massigen  Darstellung  der  städtischen  Fmanz- 
wirtscl  alt  bedurur  es  der  1  Durchsicht  der  in  dem  vorzüglich 
geordreten  Stadtarchiv  bis  ms  15,  .lahrhundert  zurück  aut- 
bewah'ten  Rechiuingsbücher.  Ich  habe  aber  von  der  Ver- 
wendung des  in  ^k!!  älteren  Stadtrechnungen  niedergelegten 
Materials  deshalh'  ;ibsehen  /n  müssen  geglaubt,  weil  es  mir  ' 
infolge  noch  unentwickelteriield- und  noch  sehr  ausgedehnter 
städtischer  Privatwirtschaft  zu  einem  Vergleicfi  mit  der  Neu- 
zeit n  cht  hinrcKiiend  gei  ignet  erschien.  Bei  der  zudem 
grossei  Beständigkeit  der  städtischen  Einnahme-  und  Aus- 
gabew  rtschaft  ni  näheren  Jahrhunderten  habe  ich  nur 
einigemale  vergiiiriisweise  dir  entsprechenden  älteren  Daten 


■  I 


4    - 


fier.tn-i/n-eii.  Im  iiiMiL^cii  iiabc  iCh  aber  nuaiio  Austuhrnii^eü 
au:  d:\>  \^.l  Jaiirhundcrl  hc^clirankl  luui  /war  davon  w  icticr 
aal  dii'  Zeil  nach  der  Hrteilung  de^  Reciiies  der  Seil  -i- 
verwaltium  an   die  Stadt. 

Huie  grosso  SchwieriL^kcit  bot  der  Zustand  de-  <j^e- 
trennten  Ka-sensystenis.  der  eine  rbersichtlichkeit  der 
bin.anzer;  an^serordentlich  erschwerte,  baue  weitere  Schwierig- 
keit war  es,  dass  mir  ein  detailHerteres  banj^ehen  auf 
iiev^is^e  Zweiiie  des  Finanzwesens  mimö^lich  gemacht  war 
durch  das  1  ehlen  eines  Jahresberichts  über  die  städtische 
\'erwahun,^  \or  1900.  SchHessHch  will  ich  noch  bemerken, 
dass  ich  mich  lediglich  gestüt/t  habe  auf  die  endgültige 
(jestaltung  dos  Finanzwesens,  wie  sie  sicli  m  den  Rechnungen 
Zeigt,  nich.t  auf  die  Voranschläge,  die  l:tat>  der  (jcmeinde, 
die,  wie  ich  m  einer  \'ergleichung  /wischen  Ftat  und  schliess- 
bcher  Rechnungsgestaltung  in  d^'w  Jahren  1890  bis  1902, 
diie  zugleich  den  mir  gegebenen  Abschluss  meiner  Dar- 
stellung abgaben,  nachweisen  werde,  ein  va'Hlig  unzureichendes 
und   unzuläimliches  Material  darbieten. 
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Allgemeiner  Teil. 


K  !/    !    i  berblick 
über  di(    d«  vrlu    hte   der  Stadt  Altenburg, 

Die  Entstehung:  der  Stadt  Altenburg  verlegt  die  Ge- 
schichte in  die  Zen  der  (lermanisierung  des  wendischen 
Ostens.  Am  Fu-se  des  Felsens,  auf  dem  sich  heute  das 
Altenburger  Residenzschloss  erhebt,  sass  damals  ein  Sorben- 
stamm in  seiner  Ansiedlung  l^ouweritz  (Paueritz),  ein  Name, 
der  sich  noch  heulc^  in  der  Bezeichnung  einer  Strasse  er- 
halten hat.  Die  kol-nisierenden  Deutschen  rissen  die  Ober- 
gewalt über  den  Bezirk  an  sich,  Hessen  jedoch  das 
Sorbendori  besielier  und  siedelten  sich  an  dem  entgegen- 
gesetzien  Fusse  des  Felsen-  m  dem  Flecken  Nashusen. 
(Nascl  hausen)  an.  Aus  diesen  ersten  Anfängen  mag  sich 
die  St  Kit  entwickei!  haben,  deren  Name  eine  Reminiszenz 
zu  sei  1  scheini  an  eine  alte  Sorbenfeste,  die  den  Gipfel  des 
Felsens  krönte  und  die  einer  deutschen  Burg  weichen  musste. 

Politisch  uela)iie  der  Bezirk  Altenburg  seit  Heinrich  1. 
zum  Osterlandc.  kirchlich  /um  Hochstift  Zeitz,  in  welcher 
\'erbiridung  der  Name  Altenburg  im  Jahre  986  auch  seine 
erste  i  rkundiiclu  brwähnung  iindet.  Unter  den  Hohenstauien 
wurde  die  Bur-  ReichsbarL:  ( 1  134k  die  Stadt  Reichsstadt. 
Die  Chronik  berichtet  vor.  der  damaligen  grossen  Blüte  de- 
Stadt und  der  mehrmaligen  Anwesenheit  deutscher  Kaiser. 
Selbst  Reichstagi  -ollen  hier  abgehalten  w^orden  sein.  Bildete 
ja  Alt:nburg  damals  auch  das  politische  Zentrum  des  Pleissen- 
gaues  der  Mitu,  des  12.  Jahrhunderts  entstanden  war. 
Chemiitz,  Plauen  und  andere  Städte  zählten  zu  diesem 
Bezirk  In  Aliuiburg  residierten  die  beiden  kaiserlichen 
Beam.en  über  diesen  Gau,  öi^ncn  die  politische  und  richter- 
liche'jewall  anxerniut  w.ir:  die  Inhaber  der  reichslehnbaren 
Amte!   de-  Land.richters  und   de-  Burggrafen. 
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i).  JalirliLüiLkTl  cnthrainiicn  iiüi  dci>  OslcrL.n*! 
Iieisse  Käiiip'c  /wisclu'n  dci:  Kaiscn'  uiui  den  Marki^ralci: 
\oi:  Mcis>L-ii.  citMiLM!  dcT  1 '  Icissc  11 '<a  1 1  1J4_'  xTiii  Kaiser 
hVicdricli  II.  ai>  Mit^iftsplaiul  viTsproclic!]  war.  Diese 
f"eh(len,  die  die  Blüte  der  Stadt  vernichteten,  entschied  am 
'M,  Mai  l-'-^nT  die  Schlacht  bc\  Lucka  /n  eunsten  der  Wettiner. 
die  nach:  Aussterben  der  Bur^i^raien  von  Altenburi^  das 
Landricliteranit  für  Lkn  l^leissen^au  war  schon  13lt)  aufge- 
hoben worden  —  und  nach  Aufhebung  der  F^eichsstandschaft 
der  Stadt  Ah.enbur,^  am  23.  Juni  lo'J^)  durch  Kaiser  Ludwi<.: 
den  Baver  .uch  in  diesem  Besitz  bestätigt  wurden.  Somit 
uehörl  das  Amt  Altenburij,  /u  den  Stammländern  des 
A\eissnisch-S  ichsischen   Hauses. 

Der  Leipziger  V'crtrai^  \'on]  '2i\  Au<4U>t  1480  schuf  die 
Alberlmische  und  Krnestinische  Linie  des  sächsischen  Kur- 
fürsten hause^.  .\ltenbur^L:"  kam  zur  l;rnestin!schcn  Linie,  bei 
der  e^  aucli  mit  einer  ^erin<J^en  L'nterbrechun,u  il9.  Mai  L547 
bis  24.  Februar  L554i  o"cblicben  ist.  Die  angeführten  Daten 
beziehen  sich  auf  die  Wittenberger  Kapitulation,  durch  die 
AltenburL;  unter  Herzog  Moritz  vonSachseri  an  dieAlbertinische 
Linie  uberging  und  Kurfürst  Johann  Lriedrich  der  Grosse, 
das  Haupt  der  Ernestinischen  Linie,  der  Kur  verlustig  ging, 
und  auf  den,  Naumburger  Vertrag,  worin  die  Restituierung 
des  ehemaligen  Kurfürsten  Johann  Friedrich  in  sein.e  vor- 
maligen Besitzungen,  nnthin  auch  die  Zurückgabe  Altenburgs 
.111  die  Ernestinische  Linie  ausgesprochen   wurde. 

Am  io,  November  1()03  teilte  sich,  die  F>nestinischc 
Linne  in  die  Altenbuiger  und  Weimarer  Seitenlinie.  Alten- 
burg wurde  ein  selbständiges  Fürstentum  mit  Sitz  und  Stimme 
im  Reichsiürstenrat.  Nach  dem  Aussterben  dieses  ^ogen. 
alteren  Altenburger  Hauses  lam  14.  .April  1672),  während 
dessen  Regierung  es  alle  Schrecken  des  dreissigjährigen  Krlege^ 
über  sich  iiat  ergehen  lassei]  müssen,  kam  das  F'ürstentum 
.Altenburg  durch  den  Successionsvergleich  vom  16.  iVlai  1()72 
an  Gotlia  und  bildete  unter  dem  .\amen  Fiirstentum  Sachseii- 
Gotha-Alten'jurg  einen  selbständigen  Staat.  Der  erste  Regent 
Jier^er   Linie   war  der  bekannte  Lj-n-i  der  [-^uinme.   der  jedoch 
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wie  alle  beine  Nachfolger  Altenburg  selten  als  Residenz  be- 
nutzte. Frst  nach  dem  Aussterben  dieser  Linie  am  11 .  Februar 
182o  wurde  Altenburg  wieder  Residenzstadt  als  Hauptstadt 
des  nenerrichteten  Herzogtum^  Sachsen-Altenburg,  das  sen 
dem  12.  November  1826  durch  Vergleich  der  Speziallinien 
des  Gcthaischen  Oesamthaii-es  besteht. 

Eniwickiniu   der  Bevölkerung 
und    der    wirtsehaltiirh    n   Verhältnisse    von    Ahenburg. 

Lber  die  Lmwohnerzahl  Altenburgs  in  der  früheren 
Zeit  fehlen  uns  ieuier  glaubwürdige  Unterlagen;  wie  bei 
vielen  andern  deutsciien  Städten  des  Mittelalters  kann  man 
diese  "^rage  nur  ungenau  rnid  schätzungsweise  beantworten. 
Nach  der  allgemeinen  Ansicht  soll  die  Bewohnerzahl  der 
Stadt  im  Mittelalte!  zwischen  4000  und  6000  Seelen  ge- 
schwankt haben,  eine  Zahl,  die  wenigstens  für  ihre  untere 
Grenze  Geltung  nahen  mag.  in  den  Akten,  in  den  Stadt- 
rechnungen  finden  sich  keinerlei  Nachrichten  über  diesen 
Gegenstand.  Um  nur  ein  einigermassen  klares  Bild  von 
der  Zchl  der  Stadtbewohner  zu  erhalten,  haben  wir  sie  aus 
dem  Cieschossregister  des  Jahres  1529  30  in  einer  Höhe  von 
ungefMir  3000')  rechneriscii  ermittelt. 

Den  frühesten  urkundlichen  Beweis  einer  statistischen 
Zusan  menstellung  bringen  die  Bevölkerungslisten,  die  mit 
dem  .ahre  1773  beginnen.-)  Leider  geben  mit  Ausschluss 
dieses  Jahres  d-'e  folgenden  Listen  bis  1831  ebenfalls  nur 
die  Z;ihl  der  rji>sässigen  Bevölkerung  an  d.  h.  die  der 
innerhalb  der  elienialigen  Ringmauer  Wohnenden  s.  u.i. 
Die  Liste  von  1773  hingegen  gibt  uns  untrüglichen  Auf- 
schluss  über  die  gesamte  Altenburger  Bevölkerung,  nämlic! 
7792  Seelen.  Wenn  die  Listen  bis  1831  den  obengenannten 
Nachteil    haben,    so    ist   ihnen    der  Vorzug    einer    genauen 

1     Diese  Zalii    scheint   jedndi  nur  für  die  ratssässige  Bevölkeriaig 

(icltung  zu  haben. 

2)  Ks  existieren  allerdings  ui  änn  Akten  (Sladtr.  Archiv  iV,  4) 
zwei  l-.evölkerunK>li>ten  aus  den  lahren  1639  und  1643,  die  aber  lediglich 
(he  ansassi.i^e  lievoüxening eines  Stadiviertels  (des  Johannisviertels)  enthalten. 
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zaiiic!iiiiassij:^en  ['Y^slstcliuni;  des  PersoiiLMistandcs  der  Bc- 
xolkenins^  nicht  abzuknigniMi,  Die  ratssässi^c  FSevölkerun^ 
Ulli  die  Wende  des  18.  Jahrhunderts  bewegte  sich  ebenfall^ 
/wischei!  4<>00  und  6000  Seelen.  Wir  kininen  also  Jahr- 
hunderte liindurch  eine  erstaunliche  Stetigkeit  in  der  Be- 
xiilkerungszahl  Altenburgs  wahrnehnien.  pjnen  genaueren 
.Anhalt  iiber  die  Gesamtbevölkerung  der  Stadt  bietet  uns 
eine  andere  Quelle  .vergl.  Hase,  Beitrag  zur  Landeskunde 
lind  Statistik  die  Herzogtums  Sachsen -Altenburg  1873). 
Die  toigenden  Tabellen  sollen  die  Entwicklung  der  Ein- 
wohnerzahl im  19.  Jahrhundert,  zugleich  die  der  Zahl  der 
Wohnhäuser  und  Haushaltungen  veranschaulichen. 
Zunahme  der  ortsanwesenden  Bevölkerung: 


II!' 


.Talirt' 


Einwohner 


/unahiTit'  in  *^',, 
(auf  1806  bezogen! 


1773 

7  792 

1806 

9  201 

1810 

9  586 

1820 

10  380 

1830 

1 1  475 

— 

18341) 

1 3  234 

43,83 

1840 

14  310 

— 

1845 

15  292 

1 850 

16  021 

1855 

16  232 

1860 

16  751 

1864 

17  977 

1867 

18  482 

1871 

19  966 

1 17.0(1 

1890-') 

31  139 

1895'^) 

33  420 

1900-^ 

37  110 

303,32 

(1905)^^) 

SS  784 

— 

Wir  haben  auch  in  der  grösseren  Hälfte  des  verflossenen 
Jahrhunderts  das  Bild  einer  sehr  langsamen  Zunahme.  Eine 
regere  Entwicklung  setzte  erst  nach  den  Kri'^gsjahren  ein. 
Die  Zunahme  von  1871  bis  1900  betrug  17  144  oder  85,86",,. 

1»  Heitritt  des  Herzogtuni.s  zuni   deutschen   Zollw-reir,. 

Ji   Iri-ehni^   der   \'(»!ks/ahhu-i-.'v  ii. 
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hnishaltungen  und  Wohnhäuser 


nu  .)<!  U'e 


\V(4!n- 
liauser 


jn;  ]  Wohnhaus  kanieii  auf  1  Haus- 
Haus-                           I       .^  iialtuu-iL^^ 

haltungen      Bewohner     ^    \''-''^'  ^^^^'^'"^'^ 

^  haltunoen  Persoue-n 


1 


1773 
1806 
1861 
1871 
1890 
189S 
1 !)()'} 


681 

1  iin 


1  3;.3 


1  436 

1  97a 

2  OS  2 
2  2^w 


2 

3 

■1 

.1 

ca.  1  868 

11.4 

ca.  2,7 

ca.  4.1 

? 

7,h 

} 

? 

4  112 

13,2 

3,0 

4,3 

4  751 

13,9 

3,3 

4,2 

7  621 

15.8 

4.0 

4,1 

7  996 

16,0 

3,8 

4,1 

8  763 

ih,;^) 

3,8 

^i.2 

^Vir  sehen  aus  Spalte  3,  dass  die  Zahl  der  Wohnhäuser 
regelmässig,  jediKl]  nicht  in  dem  Verhältnis  zu  dem  Wachsen 
der  Bm'ölkerung  /li.enonimen  hat.  Auch  die  Vermehrung 
der  Haushaltungeil  haben  cm  engeres  Zusammenleben  in 
den  Häusern  bedingt,  während  in  früheren  Zeiten  das  Ein- 
und  Zweifamilienhaus  vorgelicrrscht  hat.  Die  Anzahl  der 
Personen,  die  aui  eine  Haushaltung  entfallen  (Spalte  5;,  ist 
dieselbe  gebliebm. 

]^>agen  wir  uns,  welciie  .Art  die  Bevölkerung  Altenburgs 
i^ewesen  ist,  so  u\\\:  uns  soiort  die  Tatsache  auf,  dass  sicii 
die  A  tenburger  BuiLer  nie  oder  sehr  wenig  mit  Landwirt- 
schaft beschäftigt  iiaben;  eine  Ackerbürgerstadt  ist  Altenburg 
nie  g<?wesen.  Da^  bezeugt  <chon  die  geringe  Grösse  seiner 
Stadtf.ur,  die  1206,94  ha  üniiasst.  Die  Bevölkerung  ist  zum 
LiTösseren  Teile  mdi-triell.  Im  irüheren  Mittelalter  an  einer 
wichtigen  Handcl-strasse  gelegen,  war  Altenburg  bis  weit 
ins  19.  Jahrhimdcrt  eine  Stadt  mit  stark  gewerbetreibender 
BevölKerung.  i)a>selbe  Resultat  ergibt  sich  auch  aus  einer 
statistischen  ZiL-^ammensteiliing  über  die  Verteilung  der 
Berufsklassen  m  Altenburg  aus  dem  Jahre  1864  (vergl.  Hase, 
a.  i\.'.).\  nach  der  allein  50.2S"  ,,  der  damals  17977  Seelen 
betragenden  Stad.tl)evölkera!ig  vom  Gewerbe  und  der  Indu- 
strie lebten.  Xeiiere  Zahlen  leliien  leider,  doch  dürfte  als 
sicher  an/unehnicn  sein,  dass  nn  letzten  V\enschena]ter  dank 
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des  .\iil>cli\vn;]L''s 


BlAtMkc! 


n  liaiidcl  iiiul  Industrie  liio  üuliislrii'üc 
noch  UK'lir  /iiLicnoniincii  hat.  Allonbur-j^s 
icb'riatUT  Ha-idcl  ,uTiindc'l  Mch  am  den  riKT-eluis>  seiner 
i  andesproduk.c  und  auf  die  für  den  Zwi>ci]enhande!  L^ünstiL^e 
^eoixraph'sche  Lage  des  Ortes.  Das  wichtio-ste  Geschäft  ist 
der  Handel  nnt  wollenen  Garnen,  die  hauptsächlich  nach 
l-ngland  und  den  Niederlanden  exportiert  werden:  nächstdeni 
vier  mit  KiVionjalwaren  und  Landesprodukten,  namentlich 
'victreide.  AacU  das  Speditions^u-eschäft  ist  nicht  unbedeutend. 
l)u"  Industrie  besteht  in  Fabrikation  von  Zis^arrer.  und 
Tabaken.  W'oll.^arn.  Lederhandschuhen,  Filz-  und  Seiden- 
luiten.  Instrumenten,  Glas.  Maschinen  uuii  in  Hierbratierei. 
Die  irülier  ;mselmliclie  Ttichfabrikatior.  ist  /urückgegan.i^en. 
Der  Lud- liamlel  ist  vertreten  dtirch  ein  bekanmtes  Verlaos- 
ucschalt.  Dil'  Hebung  des  Verkehrs  stützte  sich  erstens 
.iut  diL  (jrünciung  des  alle  mneren  Zollschranken  aufheben- 
duii  deutschen  Zollvereins  am  1.  Januar  1834.  dem  auch 
ibc  diüriigi-ilien  Staaten  lieitraten  (Altenburg  am.  10.  Mai 
18.V-;  .  zweiicris  auf  die  in  den  vierziger  Jahren  erbaute 
Leipzi--Hoier  und  die  sich  an  sie  anschliessende  Altenburg- 
/eitzer  Fisenbahn. 

So  koni  te  sich  Altenburg,  namentlich  in  den  letzten 
Jahrzehnten,  aufs  vorteilhafteste  entwickeln.  Neue  Stadtteile 
>md  entstanden,  für  ätisseren  Schmuck  durch  Promenaden 
und  Aiikigen  wird  \iel  getan,  ebenso  für  Sicherheit  und 
rnterlialtun-  der  etwas  bergigen  Strassen.  Altenburg  ist  als 
Haupt-  und  Residenzstadt  Sitz  des  Herzoglichen  Ministeriums 
inul    /alnreicl  er  Beh()rden    de^  Landes  und  des  Reichs,  be- 

:i!ie   aii-elmüche   Reihe  verschiedener  Bildungsanstalten 

^t  >eii  .Jters  Garnisonstadt,  'i 

I-.r,ijänzend    wollen     war    hinzufügen,    da^s  die  Stach   in 

etzteti  n;ni!  Jahren  1900  bis  DOö  niclii  mit  ihrem  Im^- 
lierigen  W'aclistum  Schritt  gehalten  hat.  Betrug  die  B)e- 
\olkerung>zu  lalinie     1895  1900    3b9()   Seelen        1L05%,,    >() 


sit/i 

und 

den 
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d.em    w.rläufiLien    Fr<>iJ)! 


1)  Die     Miiit.irlH'X  (»IkiTiiP.L:    brlruL' 
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Jer  Volkszählung 
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vom  1.  Dezember  1905  von  1901  bis  190Ö  auf  4.5LL,  ibe' 
einer  ikvölkerung  am  1.  Dezember  1905  von  38784  und 
einer  Zimahme  \on   1674  Einwohn.ern)  zurückgegangen. 


])'äs  ^elteiulr    VerAvaltungs-   und   Finanzrecht. 

Im  folgenden  soll  in  kurzen  Zügen  die  Entwncklung 
der  Altenburger  Sia  Itverfassung  dargestellt  werden.  Die 
Zeit  v3r  der  Fininhrung  (ier  kommunalen  Selbstverwaltung 
interessiert  uns  nm  insoweit,  als  sie  sich  noch  lange  ins 
19.  Jahrhundert  nineinzog,  mithin  die  Finanzverfassung 
ebenso  lange  n>>ch  auf  jener  älteren  Grundlage  beruhte. 
Obwohl  die  eigentliche  Einlieit  und  Festigkeit  erst  mit  der 
Selbstv'erwaltung  begann,  .^o  können  wir  nicht  umhin,  auch 
auf  die  Stadtvertassung  der  früheren  Jahrhunderte  einen 
Blick  zu  werfen. 

I. 

Die  ersten  Hrkunden  über  das  Altenburger  Stadtreclit 
stanniien  aus  deii  Jahren  12öb  und  1356,  eine  dritte  ans 
dem  Jahre  1470.  Diese  bietet  die  Grundlage  für  die  folgen- 
den Darstellungen  und  ist  \om  Kurfürsten  Ernst  und  seinem 
Bruder  Albrecht,  den  Gründern  der  beiden  Hauptlinien  des 
Hauses  Wettin,  erlassen. 

Die  Landobrigkeit  bestand,  wie  schon  erwähnt,  aus 
dem  erblichen  Burggrafen  und  dem  gleichfalls  erblichen 
Landlichter,  die  beide  als  kaiserliche  Beamte  vom  Kaiser 
bestätigt  wurden  und  sich  ans  dem  Adel  des  Pleissner  Landes 
ergänzten.  Beide  hatten  auf  der  Burg  ibiren  Sitz.  Dem 
Burggrafen  staiul  die  obere  Polizei  über  Stadt  und  Land, 
das  '/oigtding  und  der  Blutbann,  dem  Landrichter  das 
Landding  zu. 

Die  Stadtoinigkeit  v\cir  verkörpert  in  der  Person  des 
Schultheissen,  d.ei  als  scJcher  früher  vom  Kaiser  bestellt 
wurd'j.  Später  v.  nrde  die>es  Amt  vom  Landesfürsten  erblich 
gemacht.  Der  Schultheiss  war  demnach  ein  Beauftragter 
frühe '  des  Reiches,  später  des  Landesfürsten  und  erschien 
ausser  als  ober>k  ■  Vorsteher  der  Bürgerschaft  als  der  oberste 
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riLiiicrliciit;  Ruanitc  der  Stadi.  dein  die  AiiMiburi<^  der 
CKTu'htsbarkeit  liber  sie  im  Namen  des  Lan.desfiirsten  als 
emciitlielie  Tätio^keit  zustand.  Zu  seiner  Kompetenz  j^ehörte 
ila-  Stratreehi.  auch  dasjeni.^e  über  beben,  und  Tocb  das 
bur^ernche  Recht  und  \'er\valtun,usstrcitiL^keiten.  Das  Clebiet 
dieser  Gerichtsbarkeit  war  i^amau  umschrieben.  Sie  durfte 
die  Grenze  de>  Stadtvveichbildes  nicht  überschreiten.  Zum 
Stadtweichbild  ^i^ehörte  vor  allen  Dingen  das  Gebiet  inner- 
lialb  der  Stadtmauer,  ferner  die  Scheunen,  Gärten  u.  s.  w. 
der  Bürger  vor  der  Stadt,  der  Stadtanger,  die  halbe  Vorstadt 
Gber-Pauritz.  Ausgenommen  waren  die  sogen,  freien  Häuser, 
die  Klöster  und  Kirchen  u.  s.  w.,  die  in  rechtlicher  Beziehung 
zu  der  Jurisdiktion  des  l^andrichters  geh()rten.  Man  unter- 
schied infolgedessen  bis  1831  die  Bevölkerung  noch  m  eine 
rat<-  und  in  eine  amtssässige,  je  nachdem  sie  dieser  oder 
jener  Gerich.tsbarkeit  unterstand. 

Den  Schultheissen  waren  zwolt  (k'scliworeiie  als 
Schoppen  zugeteilt.  Dem  gewöfinlichen  „Ding  in  Prevel- 
>achen"  stand  ein  besonders  zusammengerufenes  Gericht 
iiir  kleinere  Strafsachen  („Bussen")  gegenüber. 

Das  Richteramt  war  erblich  in  der  Familie  Kaufmann, 
die  sicli  >päter  Schuhes,  schliesslich  Richter  nannte.  Schulden- 
halber vei-kaiifte  die  Familie  ihr  Lehn  zunächst  lö07  an  den 
Kurfürsten,  au-,  dessen  Besitz  es  in  ikw  der  Stadt  Altenburg 
ni   l-"rbober-    und  untereencht,    nnt  Zin-en,  Lelmbarkeiten 


nn 


Ha 


miwerksnu 


tzungen  und  dergleichen"  für  2000  alte 
Schock  überging  0008).  wenngleich  der  Rat  schon  seit  14bl 
durcii  Verpfändung  Anspruch  darauf  hatte.  Der  Kaut  ge- 
scliah  aui  Wiederxerkauf,  bis  im  Jahre  b")«',)  Herzog  Friedrich 


Wilhelm 


den   Stadtrat  erblich   in   diesem  Besitze  bestätigte 


Seit    dieser  Zeit    hatte  .Mtenburg  eigene  >lädtische  Gerichts- 
barkeit, die  >ich   bis  ms   19,  .lahrtninderl  erhielt. 

Der  (ler^chtsbarkeit    standen    die  Verwaltungsgeschäftc 


Stad 
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iuil)er.     rt)er    diese  war  der  Stadtrat  gesetzt 


zuerst    cd;-    eine    imteruenrdnete   Ikdiorde  des  Schultheisse 


Sein   Finflus>    nahm  jedoc 


Liieichem   Masse  zu  wie  c 
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zum  V:'rtreter,  später  zum  Herrn  über  den  Frbnchier.  dL>>en 
Amt    zu  einer  i^ossen  Pfründe  lierabsank,    emporschwingen 
konnte.     Der  Sl.i^'rat  wurde  von  den  Bürgern  gewählt,  die 
selbstvcrständlicti    die    angesehensten    und    einflussreichsten 
Männer  nnt  diesem  Amte  betrauten,  das  anfangs  ein  reines, 
durch    verschiedeiir  Privilegien    entschädigtes  Ehrenamt  ge- 
wesen   zu    sein,    scheint,    jedenfalls    fehlen    in    den    älteren 
Stadtrechnungen   Aiisgabeposten  für  die  höheren  Ratsglieder 
ganz.     Der  Rat    wrn    die    allem   ausschlaggebende  Behörde 
des  G.nneinwesens,  nur  in   wichtigen   Fällen  berief  man  teii^ 
die  Schoppen,  teils  die  Gunemdeältesten,  teils  die  gesamte 
Gemeinde.       Fme     gewisse     Vertretung     der     Bürgerschaft 
existierte    nur    m    der   Institution    der    Viertelsmeister,    den 
Vorstehern  der  vier  Stadtviertel.')    Der  Stadtrat  besass  gleich- 
lalls  eine  Gericlitsbarkeit,  die  Mch  jedoch  nur  auf  polizeiliche 
Delikt-    erstreckte.     Die  Grenzen    der    Kompetenz    zwischen 
diesem  Stadtrat^geru  nt  und  dem  Frbstadtgericht  oder  ..Vieich- 
bildsgericht''   waren  vielfaeii   unklar,  wenigstens  greifen  Ver- 
waltungsgeschäftc   beider    Behörden    ineinander    über,    wie 
sich  aus  den   Rechinmgen  des  Erbrichters  ergibt.    Das  Rats- 
kollegium    war    um    die    Mitte    des    15.  Jahrhunderts    noch 
eine  dreifach  zusanniiengesetzte  Behörde.    Es  bestand  regel- 
mässig   aus    drei    Bürgermeistern,    36    Geschworenen,    den 
entspiechenden  X'ierielsmei-iern  u.  s.  w.,  doch  nur  ein  Bürger- 
meister   und    12    Geschworene,    der   sogen,   „sitzende  Rat% 
übten    auf    eine    bestimmte    Zeit,    meist    auf    ein  Jahr,   ihre 

Funktionen  aus 

Meben  diesen  höheren  Beamten  des  Rats  finden  wir 
eine  ganze  Reihe  von  Leuten,  die  den  zahlreichen  Einzel- 
ämteri,  in  die  du  X'erwaitung  des  Stadtvermögens  und  der 
Stadtgerechtsame  zersplittert  war,  vorgesetzt  waren.  Jeder 
dieser  Leute  war  Rechnungsführer  für  sein  „Ressort",  sodass 
neber  der  eigentikhen  Stadt-  oder  Kämmereirechnung,  die 
vom  Kämmerer  abgelegt  ^n  urde,  eine  ganze  Menge  kleinerer 
Rechnungen  bestand,  die  m  der  sogen.  Ämterrechnung  vei 


1)  Der  historisrhcn  Entwickiun-  riacii  entstanden  nacheinander  das 
P.iurunr-.  da>  Tndi-,  das  Johann;-  und  das  Schinolln.vche  VwrW]. 
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einlöst  wüi'uc!;.  Oics^  \niu-r  wnii-n  liiciil-  JiiJei\:-  ai^ 
NebcnarniLT  der  KäiniiitTci,  die  ihre  Finan/\'LT\valtunL^  mir 
am  Cjrund  eines  Zuschusse>  aus  derselben  abwickeln  konnten 
und  etwaii^e  rberschüsse  wieder  an  die  Stadtkasse  abzu- 
liihren  [latten.  hine  Zusamnienrechnun|;^,  die  ein  klares  Bild 
über  die  X'eruältiusse  i^ei^eben  haben  würde,  fand  jedoch 
nicht  stau. 

Die  Stadt  war  dem  platten  Lande  i^e^i^^enüber  in  leder 
Weise  b.'vor;  u^t.  Wertvolle  Privilegien  unterstützten  ihr 
Aufblühen.  Ms  wichtigste^  ist  das  Hierbrauprivileg  /u 
lunneu,  das  den  Bürgern  das  Recht  des  Bierbratiens  den 
luiuern  gegenüber  ausschliesslich  zugestand.  Die  wichtigste 
Bestätigung  dieses  Vorrechts  wtirde  der  Stadt  von  der  Kur- 
uirstin  Margaretha,  die  lange  Zeit  m  Altenburg  lebte,  1 47S 
\  erliehen  .^Itenbtirg  wurde  danach  umgeben  von  der 
Bannmeile,  m  der  nur  Altenburger  Bürger  Bier  verkaufen 
dtirften,  ausgenommen  einige  Betite  in  den  umliegenden 
Orischaften,  die  jedoch  das  Bier  auch  nur  kannenweise  ver- 
schenken durften.  Die  Biervisitationen  auf  dem  Bande,  die 
unter  Aufsich.t  der  Viertelsmeister  von  i\(^u  Ratsfronen  cUis- 
gcfiihrt  wurdm,  gaben  \'eranlassung  /u  hätifigen  Reibereien 
nnt  der  Bauernschaft.  Das  Bierbraurecht  konnte  nach  dvw 
ai'c!:  l'rkunden  von  1423,  144(^  tind  1448  von  jedem  Bürger 
ausgeübt  werden,  rudite  aber  m  Wirklichkeit  nur  auf  den 
<ogen.  brauberechtigten  Häusern.  Die  H()he  der  Brau- 
berechtigtmg  war  auf  fünf  bis  sieben  (lebräude  für  das 
Hau>  und  tia.-  Jahr  festgesetzt.  Atn'  die  Beziehung  der 
Au-Litning  der  Braugerechtigkeit  zur  Hohe  des  ent- 
nclitete^i  (Geschosses  gehe  ich  im  ausführenden  Teile  ikhIi 
näher  em. 

lur,  weiteres  Privileg  war  das  der  Stadt  verliehene 
A\arkt-  u'id  Stapclrecht.  Hs  c'ltisserte  sich  in  der  Erhebung 
v(Mi  Stand-  und  (lleitsgeldern  und  in  der  polizeilichen  Auf- 
sicht über  die  Güte  der  Waren  und  w  urde  auf  dQn  Woclien- 
nicirkten  und  den  Jahrmärkten  ausgeübt.  Ferner  bestand 
c>  m  einer  E^egünstigting  der  städtischen  Handwerker,  indem 
d'x    AusüburiL:    einer    handw  erksmässiuen   Beschäftigtnig    m 
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der  Bannmeile  nur  10  Schmieden,  12  SciineideriK  1")  L-cine- 
webern,  die  weder  Lehrlinge  noch  (lesellen  halten  durneii, 
zuges;anden  wtirde. 

Ms  städti<ciie  Hauptmonopole  will  icli  schliesslich  noch 
das  V/einmonopo!  und  das  Salzmonopol  erwähnen,  die  der 
Stadt  in  eigener  Ucgle  und  in  der  Form  der  Verpachtung 
bedeutende  Fjinialinien  verschafften. 

Diese  ältere  Stadtverfassung  machte  erst  durch  die 
neuei-  Urkunden  von  1555  und  1556  tmd  dann>  durch  die 
Einfüdrung  der  neuen  allgemeinen  Landordnung  von  1724 
einer  neueren  Platz.  Neuerungen  dem  älteren  Recht  gegen- 
über zeigten  sicli  in  folgenden  zwei  f^mkten: 

1.  in  der  Häufung  der  einzelnen  Verwaltungszweige 
der  Stadt  und  dem  damit  verbundenen  Anschwellen  de'- 
städtischen  Beamten  schar, 

2.  darin,  das^  das  Ratskollegium  seitdem  nur  noch  in 
zwei  Abteilungen  zerfiel  (der  alljährliche  feierliche  Rats- 
wech^el    fand    am  Lichtmesstermin,    dem  2.  Februar,    statt) 

Das  Stadtrccht  war  im  Laufe  der  Zeit  zur  vollständigen 
Unbedeutsamkeii  herabgesunken.  In  allen.  Angelegenheiten 
wurde  die  Stadi  von  der  Landesregierung  bevormundet, 
namentlich  hin.g  die  Verfügung  über  Gemeindegüter-  und 
kapitalien,  die  lüniührung  von  städtischen  Abgaben  u.  s.  w 
ganz  von  der  Iniaubnis  de^  Landesherrn  ab.  Diese  Bt 
schränkung  des  ireien  Willens  ist  bezeichnend  noch  fü- 
das  i.anze  erste  [Mittel  des   L-).  .lahrhunderts. 

Wir  haben  also  noch  in  dieser  Zeit  das  Bild,  wie  es 
uns  m\  dem  Gen'.  •  der  Verv^altung  in  jener  Zeit  jede 
deutS':he  Stadt  iuit.  Der  Rat  der  Stadt  stand  der  Bürge- 
schaft schroff  gegenüber,  ihm  hatte  der  Staat  die  verschieden 
artigsten  staatlichen  Funktionen  übertragen,  indem  er  den 
Stadtrat  als  Staat^^organ  benutzte,  in  allen  Punkten  der 
Stadtverwaltung,  namentlicli  m  demjenigen  des  Finanzwesens 
war  staatHche  (kMiehmigung  unerlässlich,  was  in  einen^ 
Klein  Staate  wie  dem  unsiigen  ganz  besonders  zutage  treten 
muss'c. 
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Dil'  ^ror-scii  Maiii^cl,  die  sich  an  (loiii  aliuii  WTwaltiinj^s- 
,^\-Il'i:i  hi'iiii  Hintritt  ni  die  neuere  Zen.  aüinrihlicli  heraus- 
stellten, w  Lüden  unhaitlKir.  Das  gesamte  V'erwaltungsvvesen 
war  lcinL;>i  ve'"<^anti"enen  Zeiten  an^^epasst,  nanihch  denjenigen 
enier  ausschliesslichen  Xaturalwirtschait.  Mit  zunehmender 
(  lekKvirtschali  und  mit  stei.^enden  GeldtxHJiirlnissen  infolge 
d.ir  nach  und  nach  sich  zeigenden  neuen  Aufgaben  eines 
1  lemeiriwesen.s  zeigten  sich  bald  die  Fn^hler  des  Systems, 
und  diese  mussten  sich  naturgemäss  zunächst  auf  dem 
Ticbiete  des  städtischen  Kassen wesens  äussern.  Allerdings 
wurden  neue  (k^ldquellen  in  Gestalt  kleiner,  für  bestimmte 
Zwecke  erhobener  städtischer  Abgaben  erschlossen,  jedoch 
war  iiud  konnte  dieses  Vorgehen  nur  eni  f^ückwerk  sein 
und  bleiben.  Man  sah  die  Fehler  eni,  doch  blieb  es  nur 
l)ei  diesen  lastenden  Versuchen,  bis  es  auch  schliesslich 
wie  l'ei  den  preussischen  Städten  eines  äusseren  Anstosses 
bedurfte,  um  eine  umfassende  Reform   herbeizuführen. 

II. 

I^en  <iusseren  Anstoss  zu  einer  durchgreifenden  Reform 
der  ban.desverfassung  und  städtischen  \'erwaltung  gab  in 
Altenburg  erst  die  französische  dulirevolution  von  1830. 
Die  Regierung  musste  dem  stürmischen  Drängen  der  He- 
\()lkerung  nach  einer  Repräsentativverfassung  des  Landes 
und  nach  der  Erteilung  eines  weitgehenden  Selbstvervvaltungs- 
rechies  an  die  Stadtgerneinden  nachgeben.  Das  Altenburger 
ürundge>et/  wurde  am  29.  April  1831,  die  Altenburger 
Stadtordrung  am    17.  Juni    1831    erlassen. 

Die  Verfassung  des  Landes  war  danach  ebenso  wie  die 
der  Städte  n.a.ch  preussischem  Muster  eingerichtet.  Jede  Stadt 
-teilte  sich,  eine  Stadtordnung  zusammen  und  zwar  den  ge- 
setzlicher \'()'schriften  des  Grundgesetzes  entsprechend  und 
,i:i  lias  ( ienelmiigungsrecht  der  Regierung  gebunden.  Line 
allgemeire  Städteordnuiv^  existierte  nich.t.  Ls  gab  neben 
den  politischen  noch  Zweckgemeinden,  wie  die  Kircli- 
gerneinden,  zu  denen  sich  m  den  siebenziger  Jahren  noch 
die   Schulgemeinden   gesellten. 


Die  wichtigsk^  Neuerung  war  die  Einfülirung  der  Re- 
präsentativvertretung, d.  h.  der  Anteilnahme  der  Gemeinde 
an  der  Stadtverwaltung,  mit  anderen  Wort  der  Selbstver- 
waltung. In  Altenbnrg  empfing  die  neugeschaffene  Körper- 
schaft c.en  Namen 

Bürgervorstand, 

dessen  Mitglieder  ebenso  wie  in  Preussen  „Vertreter  der 
ganzen  Bürgerschalt  •,  nicht  einzelner  Standesklassen  sein 
sollten,  wie  dies  auch  der  §71  der  Stadtordnung  ausdrücklich 
hervorhob:  „Der  Burgervorstand  ist  der  unmittelbare  Vertreter 
der  ganzen  Gemeniheit,  nicht  der  Einzelnen".  Seine  Auf- 
gäbe  testand  in  der  Ha  ptsache  darin,  die  allgemeinen 
Wohlfairtszwecke  der  Gemeinde  im  Auge  zu  behalten  und 
zwar,  ohne  dabei  die  Grenzen  des  Gesetzes,  der  Stadtordnung, 
zu  übe-schreiten.  Allerdings  wollte  das  Gesetz  im  Bürger- 
vorstand keine  leitende,  sondern  lediglich  eine  dem  Stadtrat 
entgegengesetzte,  d:is  Gleichgewicht  haltende  Behörde  er- 
blicken Seine  Tätigkeit  sollte  nur  eine  genehmigende, 
prüfence  und  koiitrcViHerende  sein.  Genau  wie  die  repräsen- 
tative Volksvertretung  war  der  Bürgervorstand  der  Bürgerschaft 
gegenüber  unverantwortlich,  eben,  um  auch  dadurch  eine 
KlasserJierrschaft  zu  hintertreiben.  Die  Zahl  der  Stadtver- 
ordnete wmrde  auf  32  festgesetzt,  von  denen  24  vom  Wahl- 
ausschuss,  die  übrigen  8,  ebenso  wie  die  beiden  Vorsteher  — 
Sprechi?r  -  von  der  Versammlung  selbst  gewählt  wmrden. 
Die  Wahlen  geschalten  auf  grund  eines  eigenartigen  Wahl- 
systems,^) Zur  Dreiklassenwahl  ging  man  erst  über,  als  sie 
durch  die  preussische  ^lädteordnung  von  1853  zur  Einführung 
gelang!  w^ar   und    richtete  sie  auch  ganz  nach   preussischem 

1)  §76  der  Stallt. Mdriung  lautet: 

Damit  im  Bur.^nrvnrstand  alii' Stände  soviel  als  möglicli  Verhältnis 
Illässig  vertreten  werden,  müssen  unte'  den  32  Stadtverordneten  wenigsten^ 
sich  befinden: 

3  Mitglieder  aus  den  unmittellKircn  Staats-  und  ständigen  Hofdienern, 
3        ,,  „      ,,    mittelbaren  Staatsdienern, 

:]        „  „    dem  Kaufmannsstande. 

1,"  ..       „     Stande  der   Künstler   und   Cjewerbetreibenderi. 
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\'nrhildc  ciu  Die  iibri^iM!  Fn'^fiiiiiniiüL^i^Mi  .in-  dr-'  prcMiNNJ^clicn 
Uoci/cii  landen  sich  aikii  hirr  wieder:  Dil  \  iiijiUiriur  Danu 
der  \V'alil[Ka!ode  eaiiL-  Siadiw-rordnelLML  dir  r^iüclu  cK-n 
ijeiTicnidelniriicrs  zur  Annainne  tiioses  Anile-  inid  zur  i'in\"n 
anilücher  FidTun^  dosM'ihen  (es  galten  nnr  die  ^e^et/liellen 
F.ntseliiikliuur  LisLiTinidei,  die  Id.uenschati  der  \'e>lljähri-ki'in 
l'nheseliDllen'iieil,  Scibständi^keit,  C}einenu.iean,ue!]()ri<ike!t  aF 
üenicindelnir^er,  souae  die  {Entrichtung;  enier  ;^e\\assen  Steuer 
.^unmie   al>   [^ jdin^i^uiii^ien   der  Wählbarkeit  u.  ^.  w. 

Deia  Hur^ervorstand  stand  abs  obre^keitheher  beiier  der 
Stadt  der  k"l]ei;{ial  /usannnen^^-esetzte 

Stadtrat 
p;e,eenubLr.  llnn  stcind  die  W-rtrettni.u  der  Siadt  nach  atissen 
zu,  die  Ati>unirun^"  der  (  K"nieindehescliHis>e  und  che  beitun^ 
dier  X'erwahim^,  minier  ^^-cbundeii  an  die  Mitarbeit  der  [^ür^er- 
\ertreiuim.  .-Ms  obritikeithche  Pkdi()rde  war  e>  seine  Pihch.i. 
(he  Stach  den  bestehenden  Ciesetzen  ^eni<is>  /u  verwalten. 
Der  Stad:rat  >etzte  sich  atis  stininilKTeehti-teii  Mitgliedern 
und  aus  il^^n  städtischen  F^eaniten  und  An^a-stellten  ztisannnen. 
l)js  FVmzip  der  ehrenaiTitlichen  Tätigkeit  war  lür  Ma^istrats- 
niittxlieder  hol  h  nicht  atiss^ebildet.  An  der  Spitze  stand  der 
ÜberinirLieriiiu^ter,  der  m  seiner  Ki^enschait  als  1  ierzo^licher 
Polizeidirekuu  Staatsbeanitenei^enschait  lH'>a>>.  i)a>  Xäticre 
ub^i  die  /u>aiTintensetzunu  dis  Stachrat<  inulel  sich  unter 
,A  erwalttai^skosteif.  Als  Au^iIüssl'  dic^  \  \Twaltunusrictit> 
des  Stadtrat>   ^!nd   /.w   nennen: 

1 .    Aumalni  e   netier  f-iür^er, 

L'.    l'esiätiui  n«.^  und  Präsentation  der  städbschenX'erwaltun^^s- 
heaniten. 

o.    l)lKrieiiiiiiL;  de>  ^esaintcMi  ^tädtischtM^  PechiiuiiLisw  esciis, 
4     banweruinj;-  des  Ftat>, 

.'.    beitune,    und    P)ent]tzting    der  CJeiiieindcgiiter    und  (Ic- 
rechtsaiTie, 

6.  Aufsicht  tiber  nutzbare  wulI  nfientiiclu'  Anstalten  (Bier- 
brauerei). 

7,  hriialtun,^    und   \'erbe>>crun-    der   CieiiK'iudi'-ute! , 
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8.  b' uubiiiii^  und  Veräusscrunj^  von  (  jrnKindL^iiieri;  und 
i  errelitsanien, 

9.  Ibnbaiinip:    und    Besorguncr    der    !=tädtischei^    Aideihen 
11  id   deren  Tilgung, 

H*.    bjiiunL:  und  Beibringung  ausscrurdenthcher  (ieiiiemde- 

u  iiiaLren   und  Leistungen, 
1 1.    \'erieihniL:  der  Militär-  und  anderer  allgemeiner  bandes- 

k:  steil. 
1:^.    Begutachtung   der   Gemenideprozesse    tnid    X'ergleiche, 
b).    b:ittii]^  dis  Ortsarmenwesens, 

11.    A'itwirkun-  l^ei  den  Kireiien-  und  Schulangelegenheiten, 
b").    A'itwirkung    bei    Änderung    der    \'er!'assung    tmd    des 

S  atuten rechts. 


\V:\r    der   Stadtrat    reine 


V    V. 


'walttm^s-    und    \'c)11zups- 


behorei?,    so  war    die    noch    zu    nennende    dritte    städtische 
Ikdiörde, 

das  Sta  d  ige  rieht, 
r^inc'  .bistizbehörde.  Es  eni^iand,  indem  ihm  die  frühere 
Amis-crichtsbarkeit  in  Stadt  und  bdtir  tibertragen  wurde, 
wrihreiKi  che  Ratsnrerichtsbarkt  n  and"  dem  Lande  auf  das 
Kreisamt  fiberi^üiL:.  Das  Madi^ericht  war  Staatsbehörde 
Ulli  rnterordnting  unter  das  .iustizkollegmm  tmd  zugleich 
seiner  b  ntwicklung  nach  gemein>clialtliche  fkdicärde.  Kämmerei 
und  Staat  teilten  sich  in  die  ixostcn.  Geli()rten  zur  Kom- 
petenz des  Stadtgerichts  die  peinlichen  tmd  zivilen  Rechts- 
i'ille  u  id  (h'e  willkürliche  Oerichtsbarkeit.  so  standen  deiti 
Stadtrat  nur  einige  verwaltungsrichterliche  Lntscheidungen 
All.  z.  b>  in  'Verhandlungen  über  das  Zunftwesen  (Konzessionen 
bdnschrjiten  gegen  die  Störer  ti.s.  w.),  polizeiliche  Stral- 
sacheii  ind  Disziplinar-  und  WTwaltungssachen.  terner  stand 
ihm  da^  Recht  zur  Abgaben-,  Straf-  tmd  Kostenbeitreibung 
sowie  zur  Beglau.bigung  von  Urkunden  zu. 

D^Mi    beiden    Stadtbehö^  dun.    dem    Magistrat   und  dem 
i^ürgervorstand,  >tand 

die  Stadtgemeinde 
d.  h.  die  üesamuahi   der  Bewohner   der  zwölf  Stadtbezirke 
u'e'e:enu!Hr,     Dieselben  waren  in  zwei  chirch  die  Bedingungen 
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des  RürgerrcL'hts  streng  ^^eschiedene  Klassen  getrennt:  in 
die  Klasse  der  Vollbürger  und  die  der  Seliiit/bürger  oder 
-verwandten.  Diese  bildeten  die  eigentliehe  Stadtgemeinde, 
wahrend  jene  nur  vermöge  des  von  ihr  ausgehenden  Schutz- 
rechts Heimatsrecht  genossen.  Der  Vollbürger  erhielt 
wichtige  Vorrechte,  hatte  aber  auch  eine  Reihe  von  Pflichten 
zu  erfüllen.  Zu  seinen  Rechten  gehörte  das  Recht:  1.  auf 
Gemeindeschiitz,  2.  (lewerbebetrieb,  3.  Grunderwerb  in  der 
Stadt,  4.  Anteilnahme  an  den  Gemeindegütern  und  -Stiftungen, 
5.  Anteilnahme  bei  der  Wahl  der  Gemeindevertreter,  6.  Ge- 
meindeämter und  7.  auf  eventuelle  Armenunterstützung 
seitens  der  Stadt.  Dagegen  verpflichtete  ihn  das  Bürgerrecht 
1.  zur  übern  ihme  städtischer  Ehrenämter,  2.  zur  Teilnahme 
an  städtische!  Wach-  und  Frondiensten  >s:j  28  der  Stadt- 
ordnung „Jeder  Bürger  ist  zu  ausserordentlichen  Gemeinde- 
abgaben und  -lasten,  nicht  minder  körperlichen  Dienst- 
leistungen verbunden. '^  „Es  können  Vertreter  gestellt  werden." 
„Ordinierte  Geistliche  erhalten  Befreiung."  •  3.  zur  Ent- 
richtung der  ordentlichen  Bürgerabgaben  —  ?:;  27:  „Jeder 
Gemeindebürger  hat  als  solcher  eine  jährliche  ordentliche 
Abgabe,  das  Geschoss,  zu  entrichten."  und  4.  zum  Ge- 
horsam gegen  den  Landesherrn  und  die  städtische  Obrig- 
keit. Anspruch  auf  Bürgerrecht  hatte  jeder,  der  auf  irgend 
eine  Weise  in  Altenburg  Heimatsrecht  erlangte,  nur  waren 
Unbescholtenheit  und  Selbständigkeit  Voraussetzung.  Das 
Bürgerrecht  wurde  nach  Entrichtung  einer  einmaligen  Gebühr, 
des  Bürgerrechtsgeldes,  erteilt.  Dasselbe  konnten  auch 
Frauen  erwerben,  jedoch  mit  Beschränkung  des  Wahlrechts; 
die  Witwen  genossen  ipso  iure  das  Bürgerrecht  ihrer  Ehe- 
männer. Das  Bürgerrecht  erlosch  durch  Wegzug  von 
Altenburg  und  durch  Verlust  der  bürgerlichen  Ehrenrechte, 
ebenso  durch  Ausstossung  aus  der  Bürgergarde  und  durch 
\ichtannahm(.'  emes  städtischen  Ehrenamtes.  Der  Schutz- 
bürger dagegen  besass  lediglich  Heirnatsrecht,  d.  h.  er  hatte 
1.  das  Recht,  in  der  Stadt  zu  wohnen,  2.  den  städtischen 
Schutz  zu  beanspruchen  und  3.  an  den  Gemeindeanstalten 
teilzunehmen,    auch    4.  Gewerbe    zu    treiben.     Seine  Pflicht 
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gegenüber  der  Gemeinde  bestand  lediglich  in  einem  ge- 
wissL'ii  P)eitrag  zu  den  Gemcindelasten,  dem  Schutzgelde. 
Die  Al  inahme  i\\-  5chutzbürgL-r  geschah  gegen  Entrichtung 
der  Ra^sgebührei;  für  den  Schutzbürgerbrief.  Das  Schutz- 
bürgenecht  beendete  1.  der  Tod,  2.  Ablauf  der  Zeit,  3.  Weg- 
zug und  4.  Erwerb  des  Bürgerrechts.  Als  Gemeindeangehörige 
sind  schliesslich  noch  die  Forenser  zu  erwähnen,  d.  h.  Leute, 
die  in  der  Stadtflur  andere  hnmobilien  als  Häuser  besassen. 
ohne  tas  Altenburger  Heimats-  oder  Bürgerrecht  zu  besitzen. 
Sie  ha  ten  lediglich  Pflichten,  nämlich  die  der  Entrichtung 
eines  Einschreibegcldes,  das  sich  nach  dem  Werte  des 
Grundstückes  riclitcie,  und  die  der  Unterwerfung  unter  die 
Beschlisse  des  Stadtrats,  die  sich  auf  die  auf  jenen  Grund- 
stücken ruhenden.  Real-  und  Gemeinheitslasten  bezogen. 

V/ie  jeder  einzelne  Bürger  im  Gemeineverbande  Rechte 
ausübt:^  und  Pflichten  erfüllte,  so  musste  dies  auch 
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r  G  e  m  e  i  n  d  e  V  e  r  b  a  n  d 
als  solcher  tun.  Da  der  Zweck  des  Gemeindeverbandes  die 
Förderung  der  olientlichen  W^ohlfahrt,  gegründet  auf  Zu- 
sammenleben und  Zusammenwirken  nach  gesetzlicher  Ord- 
nung, sein  sollte,  so  war  dazu  die  Zustimmung,  der  Schutz 
und  die  Oberaufsicht  des  Staates  notwendig.  Zur  Ausübung 
aller  öffentlichen  Obliegenheiten  einer  „geordneten  Gesell- 
schaft im  Staate',  (wie  es  die  Stadtgemeinde  sein  sollte), 
waren  ihr  eine  Reihe  von  Rechten  übertragen,  so  das 
Kämmereirecht,  das  Polizeirecht,  das  Erwerbungsrecht,  das 
Recht  der  Autonomie  (Statutenrecht),  das  Recht  der  Aus- 
übung der  Justiz  und  der  städtischen  Verwaltung.  Ausser- 
dem kamen  noch  lolgende  E:5efugnisse  hinzu:  das  Recht  der 
Vertreiung  durcli  Gemeindemitglieder  bei  der  Landstandschafi 
und  das  Recht  der  Wahl  derselben,  das  Recht  der  Minder- 
jährigen (sich  äussernd  in  stillschw^eigendem  Pfandrechte  an 
den  Gütern  und  den  Einkünften  ihrer  Beamten),  ein  Ge- 
meiiKU\strafrecht  (Irntziehung  der  Ehrenvorzüge  des  Bürger- 
rechts, Erhöhung  der  Gemeindebeiträge,  Auferlegung  vor 
Geldbassen  ii";  den  Schranken  der  Stadtordnung )  u.  s.  w 
Die    StadtgemcHuii     hatte    dagegen    vor    allen    Dingen    zr 
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u:r  Slaal  M\'o!]lr 


W.i"^       UCili 


7\i    crluiLa;. 

'■   ^''^'   ^MHi*   iii!    UiL   i'ik'iiilu'  ii-  Su;!ir:'iir:'  Scri^c  /n  trniicn. 
■  '    clHüM)   'ur  clii'  HriialtunL:  ticr  otkailluiuai  (iclKiiuir  und 

AMSta.ltL'K    Wie    StrassL'ii,    l-kiiinicn,  LüsCiivurriclitiüi^Lii 

11.    -.    v\-,, 
^^-   ^var    du-    riiKThaltiiii-    der   Kircheü    lüid   Scliidcü    und 
1.    hiirsoi^c   luT  vcraniitc   A\itlnirL;rr   liir   nbertrai^eii. 

W'iiuniii     seines    Selnit/reeliii^    iih-^     die    dfleiilluiieii 
llcindlnii^en   der  Stadl^eiiienide  >laiid   dein   Laüdeslierrn 
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zu 
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^i'i-^-    un{]    he/u.   da^   ^  '  1  k  i  ir  i  in  n  -  >  r  e  dl  l 
Der  Staats()bcraul>!e}it   nnterla^en   damai^: 
die  --tadi:>cnen  Heainteinvahien  (die  Siadl-erieht^heaniUn 
iiiiter>iaiideii     der    Aiifsiehl    de^    Jn^-i/ kolie^iniiis.    d;e 
nc!>lliel]e!i   der  des   Kon^i^lcrmni- ), 
tlie   Kainnierei-  und  andere  Ke)ninuinrreiinnne:en  ;^in^eii 
/nr   l^ruiuim   und   .liistilikalion   an   die  LaiKk>re;^ieriin^\ 
die  [-)e-^()ldun.u-en  der  >tädtise}ien  l-Hauiten  iiiit  Aiisiialiine 
vier  enniiali.i^^en    Reniunerationeii   !)!>    ICO  Taler. 
vvieiitiiie   Bauten   und   neue  .Anstalten   hei  \'ernrsaednni- 
enier    aaNsemrdentlichen    Idniaire    oder    einer  Anleihe, 
\  erau-seruiiL:-  \-()n  Gemeindeuruiukliieken  n.nd  (jerechi- 
sanieie 

kniirin    der  Koinninne    ;ii   ein    ^iLaie-   Seiinldverhahni^, 

[^urgeru  miauen. 

üenieindepr()/e>se, 

Kintülirnni^   ^tädti^eher  OrdniiUL^en  diierinn  lielienvn  die 

Siadl-.  i_eilihaus-.  A\arkt-Adja>>en-.  rkiii-,  Idneinartiernni^'^- 

n.   a.   ^ladtisclie  Ordnungen'. 

An->erdeni      unierstand      die      Stadi     dein      >laatl!ehen 
ng>-    (kKt-   Hnisefieidungsreehl    in    n-l-cndeii    Ikml-aen: 
Auinaiir  le   neuer   [)Uri^er. 
Verieihi  1-   der   l.jnde<laMeii, 


f 


M  ->  * 


n   und   [^»lirgervorsta nd 
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3.  ( )-i>arnien\vesen, 

d.  Poü/eitätigkeit  des  Stadtrats, 

f).  (j.'-eliaUsliil^t-ung  im  allgemeinen 

h.  Jdnigung  /wischen  Stadd'; 

I)jr  bestellu  Vertreter  de-  Staates  zur  Austührung 
dieser  ()t)eraiiisicrn  war  der  Rcgierungskoniiiiissar  (bis  18b8). 
l:s  ist  niclii  /u  leugnen,  dass  ebenso  wie  in  F^reussen 
da>  StaatsoberauiMeiitsrecht  gleich  allzusehr  Beschränkung 
erlitt:  i-:()mn]t  e<  doch  eigentlich  nur  auf  dem  Gebiete  der 
kinan/N'erwaltung  zur  Geltung;  allerdings  ist  dies  das 
wichtigne  einer  Stadtverwaiiung.  und  der  Staat  hat  aucli 
verstaii'ien,  seinen  üinfluss  in  allen  Zweigen  derselben  zur 
Geltung-  /u  bringen.  Durch  dos  Gesetz  vom  16.  März  1868 
wurde  ikis  staatliche  Obeuuisichtsrecht  noch  mehr  ein- 
geschränkt. An  die  Stelle  des  Regierungskommissars  trat 
d.as  Alinisterium  des  hmern.  Zur  b:röftnung  von  Gemeinde- 
pr()zes:^en  bedurne  es  jetzt  nicht  mehr  der  Genehmigung. 
Auch  wurde  ab'-'esehen  von  der  Pilicht  der  }:.insendung  der 
.qädtischen  Rechnungen  zur  Jusiitikation  an  die  Regierung, 
lediglich  das  Recht,  vom  städtisciien  Kassen-  und  Rechnungs- 
wesen \enntnis  zu  nehmen,  blieb  bestehen.  Veräusserungen 
waren  let/t  nur  dann  noch  an  eine  Genehmigung  gebunden, 
wenn  >ie  den  Wert  von  5U  Talern  überstiegen  oder  nicht 
/u  eiiur  Bau>tei!^  v'erwendung  linden  sollten.  Gleichfall- 
wurde  der  (knieiimigungszwang  aufgegeben  bei  wichtigem 
Ikiu-  <»der  aus-uordentlichem  Aufwand,  falls  derselbe  aus 
,\c\\  lautenden  Iwinahmen  beMritten  werden  konnte.  Die 
(k'stätii^ung  iki  Beamtenwalilen  wurde  nur  für  den  Vor- 
>telier  de>  .Stadtrats  oder  seinen  Stellvertreter  beibehalten. 
die  Genehmigung  der  Regelung  der  Beamtengehälter  wurde 
gan/  abgeschatit. 

V/ir  haben  uns  näher  mit  den  Bestimmungen  der 
Siadtnidnung  von  1831  be-chattigt,  aus  dem  Grunde,  wen 
sie  da^  ganze  .Jahrhundert  über  geltendes  Recht  geblieben 
sind  u  ui  erst  kurz  vor  den;  Hnde  desselben  durch  die  einer 
vcucu  ^tadtordnu:ig  ersetzt  wurden.  Nur  einige  Änderungen. 
die    Hill    an    j^renssische  Gesetze  nachahmend  anschlössen, 
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hatten  /i:  abändernden  Statuten  geführt.  So  die  sclujn  er 
wähnte  Beseitigung  des  staathehen  Reoierungskommissars 
und  die  L'bertragung  enier  besehränkteren  Oberautsicht  an 
das  Ministerium  des  htnern.  Dann  che  Beseitigung  des 
Gegensatzes  zwischen  Voll-  und  Scliutzbürgern  durch  die 
{k^stirnnumgen  der  Ciewerbeürdnung.  b\^rner  die  Umgestaltung 
der  Form  der  städtischen  Wahlen  nach  dem  durch  die 
preussische  Städteordnung  von  1853  eingeführten  sogen. 
Dreiklassenwahlsystem  in  den  fünfziger  Jahren,  nach  welchem 
die  wahlberechtigten  Bürger  (Inhaber  des  Bürgerrechts  nach 
Massgabe  ihres  Beitrags  zu  {kw  Kommunallasten  in  drei 
Abteilungen  je  ein  Drittel  der  Stadtverordneten  wählen. 
Endlich  die  endgültige  Auflösung  des  Stadtgerichts  und 
Eingliederung  desselben  als  Amtsgericht  Altenburg  mit 
Unterstellung  unter  das  Landgericht  Altenburg  in  die  Reichs- 
iustizverwaltu  lg  (1854  resp.  16.  April  1879).  Eine  voll- 
kommene Neuordnung  der  Stadtordnung  wäre  längst  not- 
wendig gewesen.  Waren  doch  von  277  Paragraphen  der 
alten  Stadtordnung  nur  noch  etwa  70  m  den  neunziger 
vlahren  in  Geltung.  Sehnlich  wünschte  man  aucli  eine 
allgemeine  Städteordnung  herbei. 

Endlich  warf  man  die  veralteten  Bestimmungen  der 
alten  Stadtordnung,  den  neueren  Verhältnissen  Rechnung 
tragend,  1898  über  Bord,  indem  auf  grund  einer  allgemeinen 
Städteordnung:  für  das  Herzogtum  vom  10.  Juni  1897  eine 
neue  Stadtordnung  am  12.  15.  7.  1898  zur  Einführung  ge- 
langte. Da  dieselbe  jetzt  geltendes  Recht,  aber  nur  für  die 
letzten  Jahre  der  Entwicklung  der  Altenburger  Finanzen 
von  Fkdeutuns:  ist,  soll  sie  im  folgenden  ntir  kurz  zur  Dar- 
stellung gelargen. 

Die  Stadtordnung  kennt  in  Zukunft  nur  noch 

Gemeindemitglieder 

d.  h.  „Personen,  welche  im  Stadtbezirk  wesentlich  wohnhaft 
sind  oder  ein  Grundstück  besitzen  oder  selbständig  ein 
Gew^erbe  treiben".  Zu  diesen  Personen,  sind  aucli  die 
itiristischcn     Personen    /.w     zählen,       Der     alte    Unterschied 


•  .       • 


\ 


f     I     ^ 


zwisch':n  Voll-  ii::i!  Schutz!  lirgcrn  bestand  tatsächlich  schoi^ 
seit  1869  nicht  nii'nr,  erst  jetzt  wurde  er  offiziell  aufgehoben. 
Von  den  Gemenuiemitgliedeni  durch  gewisse  Vorrechte 
unterschieden,  bilden  die  Bürger  eine  besondere  Klasse. 
Pls  besteht  noch  ein  besonderes  Bürgerrecht,  das  vom  Stadt- 
rat verliehen  wird,  die  Grundlage  zur  Teilnahme  an  den 
städtischen  Wahkn  als  auch  zur  Bekleidung  städtischer 
Ämter.  Es  bestehen  gewisse  Bedingungen  für  den  Erwerb 
des  Bürgerrechts,  <owie  atich  ein  Zwang,  es  zu  erwerben. 
„Zum  Erwerb  des  l')'irgerrechts  verpflichtet  sind  diejenigeni 
dazu  1)erechtigten  männlichen  Gemeindemitglieder,  welche 
seit  drei  Jahren  ilircn  wesePitlichen  Wohnsitz  im  Gemeinde- 
bezirk  haben  und  mindestens  15  Mk.  an  direkten  Staats- 
steuerr  jährlich  /n  entrichien  haben."  Vom  Erwerb  des 
Bürgerrechts  sind  die  juristisclien  Personen  ausgeschlossen. 
Die  Pflicht  der  Bürger  besteht  in  der  Übernahme  städtischer 
Ämter  und  in  der;  Beiträgen  zu  den  städtischen  Lasten.  Orts- 
statute überGemeindeleistungen  unterliegen derGenehmigung. 
Befreit  ng  davon  -teht  nur  den  Gebäuden  und  Grundstücken 
zu,  die  öffentlichtn  Zwecken  des  Staates,  der  Gemeinde,  der 
Kirche,  des  Unterrichts  und  der  Wohltätigkeit  dienen. 

2'ur  Vertretung  der  Gemeinde  und  zur  Verwaltung  der 
Gemeindeangelegenheiten  bestehen  der  Bürgervorstand  tmn 
der  Stadtrat. 

Der  Bürgervorstand 
besteh:  jetzt  aus  36  auf  grund  des  Dreiklassenwahisystem- 
gewählten  Stadtverordneten.  Wahlberechtigt  zu  diesen 
Wähle  1  sind  nur  die  im  Be-itz  des  Bürgerrechts  befindlicheni 
Gemeindemitglieder.  Das  Amt  des  Stadtverordneten  ist  ein 
unentgeltliches  Ehrenamt  und  jeder  Bürger  zur  Übernahtne 
eines  solchen  berechtigt  und  verpflichtet  mit  Ausnahme  der 
jenigen,  die  die  gesetzliclien  Entschuldigungsgründe  vor- 
bringen können,  nämlich  üIkt  60  Jahre  alt,  durch  Gesund - 
lieitsverhältnisse  verhindert,  vom  Orte  längere  Zeit  abwesend 
sind  u  s.  w.  Ebenso  wie  in  den  preussischen  Stadtordnungen 
findet  sich  auch  m  der  Altenburger  eine  Begünstigung  der 
eingesessenen  Bürger  insoiern.    als    ^  37  der  Stadtordnmii." 
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bestinimi.  .ki-v  \-om  j^-  Siav!i\cri)rd!k-u:i  ^;:iiKk'>UMi-  ^Wc 
Hälfte  nii!  WiMinhäii^^r;:  ni:  (  u'mcnuk'lK'/irkv  MMsa>N!i^  -lan 
müsse.  !kn;  1  )iir^\T\(~irsiai!u  -U'hl  die  WriicUi^iu  Jit  üu- 
nieiiuir  ilcin  Stcuitra'  -circiiiilKT  /u  iiiiii  laic  eliirch  riii 
i'e-ituvlcrc,-  Staun  mTc-cllc  MitwirkuiiL^  an  der  (kancaiieK'- 
\".-r\valui!i-,  S.)  hat  er  diu  Stadtratsiiiitoiicdcr  /u  waliicn, 
die  CjcniL'i!uk'\  La'vvaltiHi^  zu  übcrwaclitai  (die  RcchlUl!]_^■en 
zu  i^n'üein.  1  n  .-chwerck'n  und  \^)rschlii,L^e  an  den  Stadtrat 
•jeiaiiLeM  /li  1  is>eiK  bei  gewissen  aiit  tinaii/ieHeni  Gebiete 
'A'^endieii  He.-eliln-sen  de<  Sladtrat>  seine  /nstininumg  /u 
(jeiX'M    :;.   a. 

Dem  Stadtrate 
stein  d'e  X'eitrenmL;  der  (leniemde  den  ein/einen  (knieinde- 
nm-iieiier''  L^enennber  nnd  naeli  cn!S>cn,  die  WTwaltnnij;  der 
'  ienie'nde:niL;ekLrenlieiten  nnd  die  obriLikeitlielie  (lowalt  im 
üenie'ndebe/niu-  /ii.  kr  bestellt  au>  xaer  besokkten  nnd 
fünf  elireaannüeh  tatii^cn  Miti^liedern.  Der  Stadtrat  ;>t 
C)rtlie'':e-  ( 'rua:  der  Staatsverwaltnnu.  Ihm  steht  unter  Ant- 
sich'  d^a  Siaan  reuierniiL:  die  Xka-waltniiu  der  Ortspohzei  /n, 
was  .sich  dam".   rm--er!,   [^)h/ei\-er(>r(hmnuen   n.nd   R.euiilative 


7A\    eda^-e" 


:;an 


(jehktraleii  aiitzidegen.  Die  Heschliisse 
des  SiadtniN,  n-e  der  Alitwarkiinu  de<  Ikiruerx  <irsnnitk'>  be- 
duriLi],  nni  — ea  knlk'L^uihseh  uefas>t  ^em.  b'iir  ^^tane  Ikmd- 
lun^eii  ist  dier  Stacitrat  >()\\i>hl  der  Staatsreuiernn^  wie  ika" 
^nidl^Lnieaah  neL;eni!l)er  \  erantuortbch  liili^beamte  nnd 
Verireier  de-  statUrat-  in  den  ein/ehieii  idi  Siadtbe/irken 
sind  die  Bezirkv\()r<tehLa-,   ehrenamtii 


eil    ;anne 
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D  i  e    A  11  i  >  i  e  h  l    d  e  .-    S  l  a  a  t  e  s , 

ausgeübt   durch    da-   Mnnsierinni    de^  hiiK^rü.   isj   ausser 


ntf 


die  ikas'l;jinii^  der 


e>et/heheii  \'« »fsehriiten  "a'aentheii  daram 
gerichtet,  dass  die  kem-ia-sv  der  Uenieeale  und  ihrer 
OrLTane  nicht  über-ehritte;;  iwaale;'.  (hi^  Snnnnu  ernnigen  i\rr 
(leineinde  in  sentn;:  <  k -,!mibe-taiak  nnxaTainIcri  erhaben 
bk'du'    ped    eine    iiiiuireehnert'ute    kekistnrL:    «k 


na:  ^eiiiiüK  n  vernaeur-  w  rrdi'.  aue 
stets   plannicissig    \or   Mch   gelie. 
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ben-ui     /MF  Ausübung   ihres   AuiVieii 


ei  n  i-- 


die 


Vk'anogen^verhältnisse  der  Cjeinenide 
zu    verlangen.      X^twend 


!1  ('" 


njei  \\  eise 


jederzeit  aber 
,  Aii>kn!n'i  nnd 
die 


nn 
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Ain'siehtsbehorde  zu  dem  Rechtsmittel  des  Htatzwaims  ereilen, 
nm  il  re  Forderungen  bei  der  Gemenuk'  dnrchzn-etzen 
\i\nv  (lenelimignng  der  Regierttni(  ist  hentzuta.^e  erforderlich 
bei  der  AndenniL:  des  Gemeindebezirks,  bei  Vernnndertmo- 
desStcanmverniögi  iis,  bei  L  nernahme  bleibender  X'erbindheh- 
keiten.  bei  Fest^^le!lung  des  Ikisses  für  .Aufbrin^im^u  de" 
(kaneindeanla^uen,  hei  Verm«  hrnn^e  der  Ciemeindesctiulden. 
bei  Vcräussernin^en  im  Weae  xon  über  300  Mk..  die  nicfn 
zn  [kl  istellen,  Wege-  und  Hisenbalnianlagen  bestimmt  siiun 
schliesslich  bei  \k'räusserung  oder  Beseitiguno-  historisel. 
wertvoller  Bestandteile  des  Gemeindevernu;)ge!is, 

k]<^  ein  gre)^ber  Fehler  in  der  Altenburger  Stadtver- 
waltung  ist  die  leider  nocli  ininaer  nicht  durchgeführte 
Zentra  isation  d*  r  verschiedenen  Gemeindekassen  zn  be- 
tracliten.  So  bestehen  heute  eritsprechend  den  drei  Gemeinden, 
der  politischen,  der  Schul-  und  der  Kirchgemeinde,  drei 
städtiS'die  Hauptkassen:  die  Kämmereikasse,  die  Schnlkasse 
n'nl  dij  Kirchkas^e,  denen  sich  abermak  verschiedene  kleinere 
selbständige  Ka^senverwaltnneen  nnterordnen.  Dass  eii: 
derartiger  Zustand  die  Übersichtlichkeit  noch  sehr  ersciiwern 
liegt  auf  der  1  land. 
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Ais    eine   zu   begrüssende  Xeuerung  bahnte  die  Stad* 
(irdmung    von    1831    den  Bruei;    nnt    dem   alten  Prinzip  der 
Soiuie iianshaltnugen    an.      In    d,er    nachfolgenden    Retorm- 
period'^^  komn.en  die  meisten  Spezialka^senverwaltungen   nnid 
reclnninuei:    beseitigt    werden.     Als    Flauptkassen    komtiien 
nur  mocIi  die  Kämmerei-,  die  ivirelien-   nnd   diie  Armenkasse 
in  Ikl'aeht.     km   eine  grössere  (kdiuin^    in   die  Innanzver 
waltunL!'    zn   brin-en,    wurde  eaie   Ftatisiernng    nnd   ^'\]]l'  e:e 
regelte    nieliriaehe  i\ontrolle  der  Kommnnalrechnungen   ein 
\)^y    (jeschäftsgang    \\  lekelte    sicli    nach    (kai    bk'- 


CT,>     1 •     ! 


W' 


')<>;     


-   2^   - 


stimnimiL^tMi   der  Stadtordniiii^   iii    lulgciidor  Weise   ab.     Av.. 
ihiK-n    ist    m    der  Hauptsache    noch    bis    lieiite    festgehalten 
worden.     Die    Rechnungsbeamten    führten    Tagebticher    und 
RechntmgsbLicher    (Journale    und    Manualienu    ein    Senator 
führte    als  Kontroleur   eni  (jegenbuch.      Mit   jedem  Monats- 
schlusse  hatte  der  Kassierer  einen  Kassazug  zu  machen  und 
emen  Extrakt    'iber  Einnahme    und   Ausgabe    dem  Stadtrate 
emzureichen.     Am  letzten  Tage  jeden  Quartals  erfolgte    der 
vlotirnalabschluss  unter  Anwesenheit  des  Oberbürgermeisters, 
\erschiedener  Mitglieder  des  Stadtrats  und  des  kontrollieren- 
den Senators.     Der  Stadtrat  teilte  sämtliche  Rechnungen  dem 
f^ürgervorstande,  der  das  Revisionsrecht  sowohl  in  sachlicher 
als    auch    rechnerischer  Beziehung    hatte,    und    der  Landes- 
regierung mit,  die  die  Prüfung  und  die  justifikatioii  vollzog. 
Die    Justifikation    war   gleichbedeutend    mit    der    Entlastung 
des    Rechnungsbeamten.     Sie    wurde    mit    dem    Jahre    1868 
überflüssig.      Schliesslich    liess    der  Kontroleur    noch    einen 
Auszug  aus  der  Jahresrechnung  aufstellen.     Die  Rechnungs- 
führer   waren    an    den  Etat  gebunden,    der  zur  Begründung 
eines  sicheren  Einanzstandes  alljährlich  unter  Zuziehung  des 
Kämmerers    und    des  Vorstehers    des    städtischen    Bauamtes 
m  festem   Einnahme-    und  Ausgabebedarf   entworfen   w^urde. 
Nach    erfolgter    Zustimmung    seitens    des    Bürgervorstandes 
gewann    der    Etat    Gültigkeit    und    damit    die    Kraft    eines 
unabänderlichen    Verwaltungsgesetzes   (§  58    Stadtordnung). 
Wichtige  Abweichungen  vom  Etat  waren  an  die  Genehmigung 
der    Stadtverordneten    gebunden.      Das    Rechnungsjahr    fiel 
seit    Einführuniz    der    Stadtordnung    mit    dem    Kalenderjahr 
(1.  Januar  bis   31.  Dezember)    zusammen.     Als   Rechnungs- 
münzen    waren    in    den  Altenburger  Einanzverwaltungen  im 
Laufe    Lkr  Zcm    die    folgenden    in  Gebrauch  gewesen.     Bis 
U)00    war    da^    alte   Meissnische    Schock    zu   60    Groschen, 
dan.n  bis    1800  der  Gulden  zu  21,5  Groschen,   bis  1820  der 
Reichstaler    zu    dem    Altenburger   Kurrent    (Landes-)fuss    zu 
22,5  Groschen  in  Geltung.     Bis  1840  w^urden  die  Rechnungen 
im     Kurrent-     und     Konventionstalerfuss     i  1     Taler     gleich 
24  Groschen)   zugleich    aufgestellt,   ein  äusserst  lästiger  Zu- 


alle Unterkcäpitci 


der  Hauptposten  sich  aus 
ixcchnungswerte  zusammensetzten.  184() 
/ii  30  Niiigroschen   Rechnungsmünze,  der 


Rcichswähriing  (Mk.  -  100  Pfennig)    1875 


stand,  zumal  ia- 
Betrag jii  beider 
wurde  der  Talei 
\'on  der  jetzigei 
abgelöst  wurde. 

Ich  will  nocli  hinzufÜL^en,  dass  ich  zur  Erlangung  des 
nötigen  Zahlenmaterials  mich  lediglich  an  die  Rechnungen, 
nicht  an  die  Etats  gehalten  habe.  Ich  ging  dabei  von  der 
Erwäg  .mg  aus,  dass  wohl  in  den  ersten  Jahrzehnten  die 
Rechnin^gsbeträge  weniger  von  den  Etatsposten  abwichen, 
diese  Tatsache  aber  immer  mehr  und  mehr  zunahm  und 
zwar  so,  dass  in  dra  letzten  Jahren  die  Ausgabesummen 
namentlich  für  baulic;:i  Zwecke  die  Etatsposten  um  ganz 
bedeutende  Summen  zu  übersteigen  pflegen.  Vielfach  ist 
es  auch  gar  nicht  nii)glich,  dass  die  Etats  die  schliessliche. 
Höhe  der  Einnahme-  und  Ausgabeposten  auch  nur  annähernd 
anzugeben  vermögen  Man  kann  in  diesen  Fällen  bei  der 
EtatauJstellung  ledig  zu  runden  ungefähren  Summen  greifen. 
Alle  wichtigen  Abänderungen  der  Etatpositionen  bedingen 
natürlii:h  einen  vorausgegangenen  zustimmienden  Beschluss 
des  Bi.rgervorstandcb.  Durch  diese  Gründe  und  durch  die 
nachfo  gende  Gegenüberstellung  der  Rechnungen  und  Etats 
der  Jahre  1892  bis  i')02  findet  sich  mein  Verfahren  deutlich 
gerech. fertigt.     Siehe  Tabelle  la  und  Ib. 

E.ine  Unterscheidung  der  Eirmahme-  imd  Ausgabeposten 
in  Orclinarium  und  r^xtraordinarium  kennt  Altenburg  erst 
seit  1898  (Einfülirung  der  neuen  Stadtordnung;. 


..n)r 


TnlxiK 
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Im  Jahre: 

1892 

1893 

1894 

1895 

t;<..i 

Koch- 

1 ' . 

1 

Renh- 

RfiCh- 

i:tr.t 

l.  Bestand  1) 

lii  "^2-2 

77.717) 

1  !  701 

1  7  1'j 

2.  Städtische  Abgaben  .... 

Ji'  i  ('<)7 

Jl'i  ,),,.; 

1'*^  7o7 

1X0  ":vi 

7  7:  7  IS 

232  77.S 

7  10  7  0;  7  10  '70'  ' 

3.  Verkauf  von  drundstücken') 

j  j ;  1 

■i'  '7 

. )  1    , 

lo;i 

4.  Ausüriindbesitzu.Pacl  !  :iK ' 

:  1  :;7! 

!')()()  7 

17  170 

1 4  332 

1  t  „  )  1 

17,  oOi 

10  Mjs      ]  }  Oss 

5.  Aus  städt.  Gerechtsamen     .     . 

12  ^J7 

i  7  ^7',i 

!  '<  70^ 

;  '.  'in 

jo  1  i') 

'  \  !0] 

15  422!  13  27!  . 

B.  Wasserzins 

i:  7so 

17.  ( 1(111 

17 '.177 

i  ,S  Ol  i(  ) 

7^'  i71 

7s  0(10 

7)0  7t,  t      IS  iHio 

7.  Aus  der  Komiimnbrauerei  .     . 

37  0t')t'i 

7,7  77i) 

17  77s 

17  1^'t^, 

i7;\' , 

77  J77 

.;.7  153'  33  MH, 

8.  Aus  dem  Packhof      .... 

3  661 

1  ',t7() 

'•Ol 

1  ^7,^ ) 

1  155 

2  37,0 

1  7.'-o       !  770  . 

'    iv,!ts-,Polizeisp'>ilciiu.  ->iidic;i 

^  M"; 

s  1  H  II  1 

7  SM  , 

S  000 

1  ■  *  1 , ; 

7  7(  i(  1 

.-.IhN       7  000 

10.  Aus  anderen  Kassen      .     .     . 

1'.'  ")Oti 

l^-WJ 

17  11 1 

17'.;  17 

1 0  3.32 

r:'.;i7 

10777     10  .;i  ' 

11.  Verdienst  der  Rat^pferde   .     . 

4  47.S 

,7  (100 

>  t)(S(i 

5  7)( )( ) 

'.  .7^7 

7  000 

t,  Oho       7)  ( i(H  1 

12.  Aktivzinsen       

:'.  79."-, 

.;  1 1 1 

. ,  . .  1 ,) 

3  5t7-', 

.  >  •  1  t  1 

1  1  * ) 

■ ,  i .',-  > 

.'  K.o      ,;  ]s^- 

13.  Zurückgezahlte  Aktiva^)     .     . 

»)()()() 

ti  000 

t ',  00( ) 

<;  ooo 

_  !  H  M.  1 

7  ( t( ')( 1 

00  ()0( o 

n.  Hrb.  Kapitalien.   K.mt'Mnen^)  . 

1  _>■)  ()i)(i 

1  7  7  ( )( i( ) 

7  7i  1  Mt  i() 

1 00  000 

15.  Aus  den  Sandgruben     .     .     . 

:<!*>!  7 

1  .^  7(  i(  1 

i  (  )  ,  ;.  \  1 

1  _''  1  >i  ^(  1 

Im  771 

1  !  7( K 1 

los,-)4 

1  1  0(7(1 

10.  Aus  der  Ablösung     .... 

5 

22 

17.  Aus  dem  Armenwesen  .     .     . 

33  017 

'■V\  70} 

li',  ^Mt', 

7't  1  ;i 

71','ls 

'.0  771 

717  1 7' ',0     7,,',  (774 

>.  S-nstige  Gebühren    .... 

t'7  l'J7' 

10  !1S 

13  993 

1727!, 

19.  Überzahl,  a.  d.  ausser' >rü!.  i.i.ii 

1 

1 

J"    Insgemein 

•  ->  JJ  i 

( »  000 

.s  171 

7  0(7(7 

23  576 

1  i7'() 

:071  1           1    lUt' 

1 

I.  Ordentliche  Einnahmen    . 

643  253 

17,',  00  i 

t)77  777) 

70N  s')(> 

7.S3  328 

43S  770 

(lOi  1 7sr)  |:;  1  lot, 

1 

1.  Bestand 

2.  Verkauf  von  Gruiulst  u  !('  ii 

3.  Zurückgezahlte  \r.\\\ .\  .     .     . 

. 

4.  Erborgte  Kapitalien,  Kautiniu  : 

5.  Anlicgerbeiträge 

; 

i 

().  Insgemein 

1 

'.'.     X^seror deutliche  Ein- 

1 

nahmen     

11 


j       i^oohiuin^i47>\7r>o 


I^innahnif   livv   Kciiniro o  (ükassc     '^«mi    tHU'J.    bis   |iK)2   in   .Mcirk 


l,so' 


!  ■  ch- 


!  t  1  <J 


Ktar 


1898 


llech- 

1 1 11 !  m' 


Ktnt 


1899 


Ri-ch- 

Tiunt? 


Ktat 


;"7  77  1  21-1  003 

lt)0 

17  17S  11  SOI 

^13  007  10  771 

17)  7  IS  ,70  i).;o 

l'»2fM  I721S 

I      -.1  S.7S  1  ,700 

«         7  047  0  000 

7!  075  21  037 

{         !f  oo:-i  i>  0(0 

"    .;os  ,ios 


n  ,  ""l.;  s7n     11  000 


0  >■]    !■) 


t)  257  315 


10  07! 
10  isl 


1  I  )    ^^   L 


00  83S     ,^2  000 
lOSOO     |s  7'  i' 


2  los 

7  12t> 

22  (HO 

S.017 

630 


i()l 


t  1  >(  ii  ' 

21 ''  •;■ 

11    OiiO 

317 


302  125  272  901 


:     I  V 


59  764 

17119 

56  266 

167  292 

2  664 

7  726 

23  785 

5  509 

25  876 


48  5Si 
19  671 
48  OOO 
32  57;o 

1  80( ) 

S  i  !l  10 

21  937 

9-()(io 
527 


1  '»20 


)/  71  {'m  \ 


)(){)       \  708 


-t, ). ) 


00 
i  000    37  203 
0  727      3  300 


000 


O).  nso  1  /  /  t)t)i 

I 

20S 
1  000 


1)  Geh()rt  zu  den  aussen»rdent!ic!icn  Jniiidliiiieii. 


H)8 


13  912    12  000 

75 
44  153  j  38  753 
2  572      3  0( '0 


3118 
731  957 

44  804 

4  851 

2  076 

1500000 

22  618 
9  386 


1583734 


1  OO! 


517817 


0*1)0 


Kech- 

niincr 


Etat 


2- (0710  2SS  SOO 


tJ      it,s 


2  lOo     12  071 


7'*  7so    70  000 
71  000     2'*  708 


7  rot. 

''  7(17 
22  287 

s  7M2 


17  728 


2  150 

8  2oO 

21  007 

7  loO 


1    '  /  ■ ; 


i      07  OOO 


1901 


Uvch- 

Mune 


Etat 


')()(>  210  288  916 
I 

1^7s2  18  228 

i  2  777  !  7  70t) 

72;i70  t)7  000 

('.7  7  17  48  337 

2  100  2  270 

0  002  7  750 


1902 


Hech- 


Ktat 


■|  '    1 


1  (•■) 


SO 


22  231 
7  050 
5  386 


03 


1  ir 


123 


'     1  O  1 


10  70i) 
7  '7)1) 

1  000 
)^i  00  1  .7  10  200 


2.-;ooo8 

1  122! 
.]  000 

■;17  t>00  422  000 


11(01     14  0()0 


1  i 
){ 


OM{) 


71  122     10  006 

S  N70 


2öno 


2  08] 


I  OOil 


(i,  ()  042  0/  2  74s 

218S(v2 

008 

I  000 

1  107  000 


!  i 


i!59 


2  1  088 


59O0*)4   122  ooi) 


10S( 


7( )  059 


308  590 

01697 
1 1  550 
72  902 
56  530 
2  915 
15  304 
23  314 
10  230 
18  604 


15  957 

90 

51  372 

9  545 
42  900 

5  456 

709  956 
191  382 

2  000 
818619 

38  988 


290  37 1 

86  338 

1247! 
77  7,1 10 
47  012 

2  450 

s  If^c 

72  tlto 
8  77(i 

O  )  0  '  ' 


1  i  OlK) 

10,700, 
4  700 

1  (^(00 

600  012 


75  Of )( 


1050989     70noo 


f^l' 


Tabelle  la 


—     30     — 

Tnboüen  ziim:   -i.Hii.:-.'^  n 

(i('t;(  iiiihri  stt'llimi;    ^<)Il    UceliiuinL.    imcl    l.ldt    (In 


Im  Jahre: 


Tifr-l 


1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

(>. 

7. 

8. 

9. 
10. 
11. 
12. 
13. 
14. 
15. 
16. 
17. 

U). 


Bestand!) 

Stadtische  Abgaben  .     .     .     . 
Verkauf  von  Grundstücken  M 
Aus  Grundbesitz  u.  Pachtungen 
Aus  städt.  Gerechtsamen     . 

Wasserzins 

Aus  der  Koiinnunbrauerei  . 
Aus  dem  Packhof      .     .     . 
Rats-,Polizeisportelnu.   -i  m'v 
Aus  anderen  Kassen      .     . 
Verdienst  der  i<ji>pkrde   . 

Aktivzinsen       

Zurückgezahlte  Aktiva !) 
Hrb.  Kapitalien,   Kniit'nnen^) 
Aus  den  Sandgrui)eii     .     . 
Aus  der  Ablösung     .     .     . 
Aus  dem  Armenwesen  .     . 
Sonstige  Gebühren    .     .     . 
Überzahl,  a.  d.  ausserordl.  Kta 
Insgemein 


I.  Ordentliche  Einnahmen 

1.  Bestand 

-.  Verkauf  von  Grundstücken 

3.  Zurückgezahlte  Aktiva  .     . 

4.  Erborgte  Kapitalien,  Kautionen 

5.  Anliegerbeiträge    .... 

6.  Insgemein 


\^serordentliche  Ein- 
nahmen      


1892 


Rech- 


17, 


1893 


Kech- 


r*  .1 


4u  322 

^0'^  007 

219  063 

J  J  U 

;  i  371 

15  002 

12  822 

12  829 

\:  >i) 

1'".  ( 1(11 1 

37  •>('*' 

■  '7  Jj) 

3  t  »•  1  l 

1  ".  li ' 

'.'  '^  1  ^; 

S  (KU) 

\\>  ")t')ti 

]*'.;}J 

1  i:> 

")  (  II  K  1 

\  7!r, 

.;  1  u 

t  1  (  )(  )i  ) 

(i  ilOO 

1  2'>  (H'd 

\r^>\\: 

1  J    ")i  H  ' 

33  017    :->l  '<M 
t,7  'I  "' 


22  3Q.S ' 

198  3U.>  189  539 
497  I 

13  420,  14  332 

13  598'  13 '^'M 

\:  J7s  i  7  i'"i 

'"'1  1  ^  iO 

17  !  i:  1"   W7 

'"i  t>M>  7  ^'1 11 ) 

.;,;i:;  ,;7»;.; 

t  1  (  )(  K  I  t  .  I  ){  I!  I 


1894 


Roch- 


T.i-Ai 


44  594 


232  728 


ß32  548 
212^ 
M  2541  13  (»üi 

:  '  'J')'  13  10  1 

Vi    ,ri         iS  0()ll 


I    I 


1  ,  7  (II )( ) 
!  I  >  V  <  \ 

;ii  oiB 

!^)  1  IS 


5  33 


I  H  )U0 


643  25;^  127  ml 


V*  (lUO 


29  1  . 


5  t  >i  II 


ti7'  77')  7/'"»'^  ^■'0 


M55  2  .v7ii 

7)913  7  500 

!''  ;:7  l^'.iij 

'.   vsj  ,7  000 

J  (  H  i(  I  J  (  )(  K  i 

",M  (  l(  K  I 

0'  771  '  11  5011 

22  i 

70  018  '  70  "771 

13  993  I 


1895 


J{ech- 


T:f:,- 


i  7  19 
_ooJO) '240  627 
169 


13  928 


14  088 


I5  422J  13  221  r 

")0  ^0!  '    isOOii 
0)  17)3!  33  806 
1  730'     1  750:' 

(>  7,  i  h         7  Dl  II  I 
1 ''  000 


23  576 


i     \■^i) 


i\  0()0 

.;  it.o 

00  000 

00  0( )( ) 

1  I  )  N'i  1 


0  .;42 

0  I  K  !l  i 

0  189 


I II  ii 


0.7  (7^(,     07  074 


1  "    )' 

i   y     _ 


)  1    I 


iOl 


h-io  si]  10  1  !0(; 
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^vov  hiunii,7^\\o^sen. 


j         1  iiinohnu    (Ui    K.ho  m  Teikasst     von    IHH12    bis   VH)'J.   in   Mail  . 


IV 


1)  Gehört  zu  den  ausserordl üOklKU  rjnnahmen. 


m    _ 


1897 


lU'ch- 


1'. 


N 


l 


;f>3  72 1 

o> : 

i2  40s 

,13  007 

10  7  IS 
0*  20  1 

SOS 

•7  17 


21  070 


0  000 
.)()8 


\ 


,.  •  I  7  SOS 
44 


i7  0O2 


V70  016 
1  029 


^M  o:^o 


N*  I 


o-;2;  1 

70  0.  0 

17  'OS 


21  *07 
fi  7ro 

7,(  s 


11  lOCO 


■ )  U   1 1 


!S  ^ 


2  Oll! 


7:;  (771  150  7(  1 


1898 


JJech- 


27;  i06!257  315 


49  051 

10  is] 

70  SOS 

]^OS0(i 
2  108 
7  1 26 

22  0(01 
s  'M7 

!)0U 


12  559 

13  221 
52  000 
48  760 

1  550 

6  500 

21  937 

1 1  000 

317 


I  >  Ihi  11  000 

35  I 

II  300  37  203 
25  523  3  300 


!  7:58   1000 
■^(7^  085  477  661 

298 


I  '^'IN 


1899 


Rech- 

iiiiii'. 


T» 


1900 


Kech- 


302  125 

59  764 

17119 

56  266 

167  292 

2  664 

7  726 

23  785 

5  509 

25  876 


272  964 

48  584 
19671 

48  ( H  )i ) 

32  530 

1  87)0 
8  000 

21  o:;7 

0  ooo 

520 


276  519  280  050 


50  312!  46^12 


13  912  r2fU)0 
75 


44  153 

2  572 

3118 
731  957 

44  804 

4  851 

2  076 

1500000 

22  618 
9  386 

1583734 


38  750 
3  000 

1  000 
517813 


12  !2f 


>  I  '  '», 


59  783  OOüOO 

51  f'O!)  2"  708 

2  O'h  .:  100 

0  700  s  200 

''■'  's:  21  o:0' 


S  /^O 


/  /  „ 


>s 


13  751  j  1.0)00 

203  I 
17  0  IS  43  306 
5  123i  2  000 

4  121   1000 


581  00 


7  10  207 


1901 


Rech- 


Ff:.t 


300  210  288  916 


48  782 
1 2  455 


!    ( 


i  !■  »  ;  t  -t 
2  100 

9  352 

20  140 

0  S()0 

39  319 


48  228 

12  796 

^7  500 

18  337 

2  250 

7  750 

22  231 

5  950 

5  386 


!  ..  1  1  \ 
i  D  i  i 


14  000 
200  I 
51  1221  45  906 
8  879   2  500 


12  oSi 


1000 


233  038 
4  122 

2  000 

347  ( 7  »0  ]22  0no 

i 
0  7  i  l 


50()594  122  000 


(V(^  042  072  748 

21  s  so 2 

958 

;  000 

1  loOiMio;  70  059 


21  i>^s 


lOsoOc 


70  059 


1902 


l.'ech- 

I  IM  I 


308  590 

64  697 
1 1  550 
72  902 
56  530 
2  915 
15  304 
23  314 
10  230 
18  604 


290  371 

86  338 
12471 
72  5()( ) 
47  012 

2  45(  I 
8  40O 


22('"'' 


jU 


iO()l 


15  957  I  14  000 

90  j 
513721  46  300 

9  545 
42  900 

5  456   1  000 


709  956 
191  382 

2  000 
818619 


38  988 


636 


75  000 


1050989  75  V« 
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Gegenüberstellung  \  on  Heehnung  und  Ffat  der 


Vusgabe  de     Kämmercikasse  voü   1B92  bis  1902  in   Mark. 


im  Jahre. 

1892 

1^ 

'J6 

isy4 

IN 

95 

Titel 

i:ta; 

Rech-    1 

lM;iI 

1.  Bestand  0 

1 

i 

_V   tk'>c>idun'^^^lH  itraijr    .... 

283 

28,.^ 

283 

283 

283          283 

283 

283 

).  V'erwaltung 

88  h3') 

83  250 

86  94^ 

87  740 

88  ^^M'^     88  780 

91  237 

89  IKi 

\.   Kr.ü.'ininaKinaeK'gep.lieiten    u. 

Poii/.ei 

17  504 

5  700 

8  724 

4  000 

5  740      6  000 

4  938 

6  000 

,'),   Cia>>'.  ri     .   SictKTlu'itspoli/A'i 

61  028 

60  056 

(i3  955 

61  584 

65  376    t)8  474 

75  959 

70  271 

t 

»i    I-'ciurlöschuoen 

10  337 

8  000 

7  890 

8  000 

8  567      8  700 

9  937 

8  000 

7.   Bai:v>tv,-!i 

182  228 

8 1  752 

158  962 

55  55  l 

289  (i65    47  554 

146  188 

48  231 

8.  Was'-erleitung 

20  3()2 

25  161 

22  885 

17  600 

90  831     14  500 

32  350 

23  161. 

!'.   Hn;!!:ien   uüd   Kaii.iU-      .     .     . 

3  579 

1  400 

7  43t) 

;-wsoo 

8t)23     12  100 

1  509 

6  901) 
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Spezieller  Teil. 


Die  Ausgaben. 

Allgemeines. 

Die    Aus^abewirtschaft    der    Gemeinde    wird    bedini^t 
durch    die  Aufgaben,    die    sie    zu    erfüllen   hat.     Und    diese 
lassen    sich    nur  erfüllen,    wenn  die  nöti^^en  Deckungsmittel 
durch  die  dem  jeweiligen  Finanzbedarf  angepasste  Einnahme- 
wirtschaft   beschafft   werden.    Um  ein  Gleichgewicht  zwischen 
Ausgabe    und    Einnahme    herzustellen    und    ein    drohendes 
Kassendefizit    zu    vermeiden,    muss    derjenige    Betrag    des 
Finanzbedarfs,    welcher    für    eine  Rechnungsperiode    einmal 
nach    Massgabe    der    übernommenen    Verpflichtungen    und 
auszuführenden  Tätigkeiten  festgestellt  worden  ist,  durch  die 
Eingänge  der  Finanzwirtschaft  in  derselben  Periode  gedeckt 
werden,    wobei    auch    diese  Eingänge   zu    den    Zeitpunkten, 
wo    die  Ausgaben    gemacht    werden    sollen,    verfügbar  sehi 
müssen.     Das    heisst    mit    anderen    Worten,    dass    sich    die 
Eingänge  einer  Periode  in    ihrer  Höhe  und  den  Fälligkeits- 
terminen genau    zu    richten  haben  nach  der  Höhe  und  den 
Fälligkeitsterminen    der    im    Voranschlag  festgestellten  Aus- 
gänge, dass  also  die  Einnahme  durch  die  Ausgabe  bestimmt 
wird.     Die  Aufgaben    und    die    durch  sie  veranlassten  Aus- 
gaben sind    also   in  der  Finanzwirtschaft  der  Stadtgemeindc 
das  Primäre  und  deshalb  auch  an  erster  Stelle  zu  betrachten. 
Die    Gestaltung     der    Ausgabewirtschaft     wird    aber    durch 
vielerlei  Umstände    und    Bedingungen    beeinflusst    und   be- 
schränkt.    Massgebend  ist  besonders  die  Beobachtung  einer 
richtigen    Sparsamkeit    im    Ausgabewesen    und    ferner    der 
allgemeine  Zweck,  der  den  Ausgaben  zu  gründe  liegen  soll. 
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Dann  werden  aber  die  .\il^,^abefl  hauptsächlicii  bedingt 
durch  die  Ge>!alinng  des  Aufgabensystems.  In  früherer 
Zeiten  war  es  zusammengesetzt  aus  Aufgaben,  die  nur  da^^ 
Allernotwendigst^"  -luf  dem  Gebiete  der  eigentlichen  Stadt- 
verwaltung, der  lii^ianc!haUu!]g  der  öffentlichen  Baulichkeiten 
und  Anstalten  inui  auf  dem  Gebiete  der  Sozialpolitik  dar- 
stellten. Erst  in  neuerer  und  neuester  Zeit  hat  es  sich  dahin 
weitereMitwickelt,  dass  Aufgaben  hinzukamen,  die  über  die 
alten  ATsentlich  hinausgingen,  die  nun  zum  grössten  Teile 
durch  Heranzieliung  der  Konimun  zur  Verwirklichung  von 
Staatsaufgaben  uiu;  zur  Förderung  moderner  Kulturein- 
richtungen entstaitdcii.  Der  Grund  der  offensichtlichen 
Tendenz,  bei  der  Zunahme  und  der  wachsenden  Unüber- 
sichtlichkeit der  staatlichen  Verwaltungsaufgaben  die  Aus- 
führung eines  iinuici  zunehmenden  Teiles  derselben  den 
lokalen  Organen  un'.l  }\orporationen  zu  übertragen,  namentlich, 
besonders  solcher,  ^lic  eigentlich  nur  von  speziellem  Vorteil 
für  die  Gemeinde  sind,  liegt  einmal  darin,  die  Erfüllung 
derselben  Organen  zu  überlassen,  die  infolge  der  grösseren 
Bekanntschaft  mit  ihrem  engbegrenzten  Gebiete  die  Einzel- 
heiten besser  zu  bih.errschen,  die  Angelegenheiten  zweck- 
mässiger zu  erlediur*^  und  die  Deckungsmittel  besser 
aufzutringen  in  der  Lage  sind  als  dies  alles  bei  staatlichen 
Organen  der  Fall  wäre.  Ein  weiterer  Grund  ist  der,  das 
staatst'ürgerliche  Iilt.'nen'^  in  grösserem  Umfange  an  der 
Verwaltung  und  der  Kontrolle  derselben  mit  grösserer 
F^erücksichtigung  der  ehrenamtlichen  Tätigkeit  teilnehmen 
zu  lassen,  wie  es  diuii  den  Grundideen  der  Selbstverwaltung 
entspricht.  Deshalb  haben  wir  zwischen  übertragenen  und 
eigenen  Aufgaben  her  Gemeinde  zu  unterscheiden.  Die 
übertragenen  Auigabch  iind  wesentlich  solche  öffentliche 
Aufgaben,  w^elchu  Staatsaulgaben  und  der  Gemeinde  vom 
Staate  zur  Ausfüiiriinu  ausdrücklich  überwiesen  sind.  Hierbei 
lässt  sich  wieder  eine  Unterscheidung  machen,  die  sich  bei 
der  Uitersuchung  au  drängt:  in  solche  Aufgaben,  bei  denen 
der  Staat  bei  der  l  bertragung  schon  das  Einzelne  festgestellt 
hat  urd  die  Ausliilirung  hurch  Aufsichtsorgane   überw^achen 


r  "U 


_         '^f.        _ 


—     37     — 


lässt  —  eigentliche  staatliche  Aufgaben  mit  Zwangscharakter  — 
Lind  in.  solche,  bei  denen,  das  Einzelne,  die  Art  und  Weise 
der  Ausführung  u.  a.  der  Genienide  selbständig  überlassen 
bleibt  —  kommunale  (staatliche)  Aufgaben  mit  Zwangs- 
charaktcr.  Die  sogen,  eigenen  Aufgaben  der  Stadt  lassen 
sich  dann  als  kommunale  Aufgaben  ohne  Zwangscharakter 
bezeichnen,  als  solche,  denen  der  Charakter  als  Staatsauf- 
gabe fehlt.  Die  beiden  ersten  Kategorien  die  obliga- 
torischen staatlichen  und  die  obligatorischen  kommunalen 
Aufgaben  --  lassen  sich  auch  unter  dem  Namen  Pflicht- 
ausgaben zusammenfassen,  die  das  Minimum  der  Gemeinde- 
aufgaben  darstellen  und  bei  denen  eine  autonome  Selbst- 
bestimmung teils  ganz  ausgeschlossen,  teils  nur  soweit 
m()glic[i  ist.  als  es  sich  um  Ausführungsbestimmungen 
staatlicher  kommunaler  Aufgaben  handelt.  Dagegen  kommt 
die  Autonomie  im  eigenen  Wirkungskreise  auf  dem  Gebiete 
der  Aufgaben  und  Ausgaben  voll  zur  Geltung.  Auf  dieser 
iiinteilung  der  Aufgaben  beruht  auch  die  Einteilung  der 
Ausgaben  in  staatliche,  sowie  in  obligatorische  und  fakul- 
tative kommunale. 

Staatliche   obligatorische   Ausgaben. 

An  staatlichen  obligatorischen  Aufgaben  und  Ausgaben 
finden  sich  im  Altenburger  Budget  au!  dem  Gebiete  der 
Militärverwaltting  die  Kosten  für  \'erquartierung  und  Ver- 
pflegung von  Mannschaften  und  [Pferden,  Vorspannleistungen 
und  Naturallieferungen.  Daneben  sind  der  Stadt  eine  Reihe 
von  Verwaltungsgeschäften  zugewiesen  worden,  die  von 
städtischen  Organen  versehen  werden  und  deshalb  auch 
Kosten,  allerdings  nur  geringe,  verursaciien ;  es  sind  davon 
das  Heeresersatzgeschäft,  das  Geschah  der  Landesimmobiliar- 
brandversicherungsanstalt  und  der  Arbeiterversicherung  be- 
sonders hervorzuheben. 

In  finanzieller  Hinsicht  interessieren  jedoch  nur  die 
Ausgaben,  die  der  Stadt  durch  die  Wahrnehmung  der  rein 
staatlichen  Aufgabe  der  Verquartierung  und  Versorgtmg  im 
Interesse  der  Militärverwahinie.  die  so^^^en. 
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entstehen.  Die  gesetzliche  Grundlage  für  die  Wahrnehmung 
dieser  Aufgabe  IMldet  das  Regulatix  über  die  Quartier-, 
Xatur^l-  und  sonstigen  Leistungen  für  die  bewaffnete  Macht 
während  des  Friedenszustandes  sowie  bei  Bequartierung 
mit  mobilen  Triip[K^n  vom  1.  Mai  1892,  das  ganz  im 
Rahmen  der  reichsgesetzlichen  Bestimmungen  gehalten  ist. 
Die  (jeschäfte  fallen  der  Servis-  tind  Einquartierungs- 
kommssion  zu.  l^s  handelt  sich  vor  allen  Dingen  bei  den 
einzelnen  Sitzungen  der  Deputation  darum,  die  infolge  der 
Veränderungen  ni  den  Bc^Hz-.  Wohnungs-  und  Mietverhält- 
nissen alsbald  nach  erlangUT  amtlicher  Kenntnis  erforderliche 
Berichtigung  der  Kataster  vorzunehmen.  Macht  sich  bei 
solche  t  Veränderungen  eine  Neueinschätzung  nötig,  so  erfolgt 
diese  durch  die  Deputation,  die  im  Falle  anderweiter,  von 
der  bisherigen  abweichender  Verteilung  der  Einquartierungs- 
last die  Beteiligten  hiervon  benachrichtigt.  Überdies  finden 
zur  Kontrolle  über  die  Rniitigkeit  der  Kataster  und  wegen 
etwaiger  Erweitern ni^s-  bezw.  Neubauten  jährliche  Revisionen 
statt.  Die  Grundlage  für  die  Einschätzung  bildet  die  Be- 
lastung der  einzelnen  0-  -idstücke  mit  den  Einquartierungs- 
einheiten, die  im  Verhältnis  zum  Grundstückswerte  steioen.'? 
Die  Feinheit  bildet  das  Naturalquartier  für  einen  gemeinen 
Mann.  Es  wird  nach  dem  jetzigen  Kataster  je  6000  Mk. 
Wert  mit  je  einer  Qiiartierseinheit  belegt.  Die  Verpflichtung 
zur  Quartiersleistung  ist  eine  subsidiäre  und  wird  nur  dann 
in  Anspruch  genommen,  soweit  das  militärische  Bedürfnis 
nach  (Quartieren  und  \^  rnflegung  weder  durch  fiskalische 
Kasernen  noch  durch  freiwillige  Quartiere  gedeckt  werden 
kann.  Die  Verpflichtung  der  Bürgerschaft  zur  Quartierleistung 
ist  schon  durch  Regnin^'i  \om  10.  November  1871  zu  einer 
allgemeinen  erhol)eiL  während  vorher  nur  die  Hausbesitzer 
dazu  herangezogen  wurden,  um]  zwar  nach  Regelung  der 
Belegungsfähigken    auf    gnmd    der    von    ihnen   entrichteten 


1  Xacli  vluv'u  Belegungsk;ita^tcT  <in>  den  letzten  Jahren  können 
nii  Stiktlu'Zirk  Kinn  bis  6000  M.inu  und  ca.  l^A)  Pierde  einquartiert 
w  erdt'ii. 
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Klassensteuersätze.     Die  Mieter    werden  jedoch  nur  bei  Be- 
dürfnis herangezogen,    ausserdem    ist    enie  Ausniietung  der 
Finqartierten    gestattet.      Das    Regulativ     kennt    eine     Ein- 
quartierung   mit    und    ohne    Verpflegung    und    danach  ver- 
schiedene Entschädigungssätze  der  Stadt  an  die  Quartiervvirte. 
Dieser    Plntschädigungssatz    beträgt    seit    ungefähr    dreissig 
Jahren    pro    Kopf    und  Tag    30  Pfennig.     Die    Stadt   erhält 
dafür  einer   geringen  Servisbeitrag  aus  der  Reichskasse,  der 
jedoch  noch  nicht  die  Hälfte    der  Aufwendungen    deckt,    er 
betrug    früner    im  Sommer   bezw.  Winter  7  und  '.^  Pfennig, 
nach    Versetzung    in    eine    höhere    Servisklasse     12    bezw. 
17    Pfennig.      Die     nicht     gedeckten    Kosten     machen    die 
Garnisonlast    der  Stadt  aus,   die    von    den  Steuerzahlern  zu 
tragen  ist,   jedoch  nie  eine  bedeutende  Höhe  erreicht.     Die 
Kosten  werden  in  der  Hauptsache  durch  die  bei  Gelegenheit 
der  Herbstmanöver    hervorgerufenen    Einquartierungen   ver- 
anlasst,   dann    aber  auch  durch  die  infolge  Einziehung  von 
Reservisten    zur  Ableistung    von  Übungen    bei    dem   Alten- 
burger    Regiment    erforderliche    Sicherstellung    von    Stadt- 
quartieren für  aktive  Truppen    (meist  in  Gast-  und  Schank- 
wirtschaften). 

In  älterer  Zeit. 
Das  Einquartierungswesen  der  Stadt  hat  eine  ziemlich 
weit  zurückreichende  Geschichte.  Altenburg  war  schon  seit 
dem  17.  Jahrhundert  Garnison  von  fürstlichen  Landestruppen, 
die  zunächst  nur  vorübergehend  während  ihrer  viermal  im 
Jahre  stattfindenden  Einberufung,  später  jedoch  ständig  m 
der  Stadt  einquartiert  werden  mussten.  Da  Kasernen  noch 
unbekannt  waren,  wurden  die  Soldaten  des  Altenburger 
Landregiments  in  Bürgerquartieren  bei  den  Hausbesitzern 
untergebracht,  die  dafür  von  der  Stadt  eine  Entschädigung 
erhielten.  Diese  Entschädigung  wurde  durch  eine  öffentliche 
Abgabe,  das  Einquartierungsgeld,  aufgebracht,  zu  deren 
Verwaltung  die  Einquartierungskasse  bestand.  Beitrags- 
pflichtig zu  dieser  Kasse  waren  alle  nicht  mit  Quartieren 
belasteten  Bürger  und  Nichtbürger.  Diese  Zwecksteuer  zur 
Bestreitung    der  Kosten    der  hjiu)uartierungslasl   stellte  eine 
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Kombination  von  Vermögen:>.-  und  Einkommenssteuer  dar 
nni  i^iiJung  eines  stabilen,  koptsteuerartigen  Abgabesatzes 
\  oni  Vermögen  ji'des  Censiteii.  Die  Kosten  dieser  staatlichen 
Aufgabe  hat  die  Stadt  lange  Zeit  vollständig  allein  tragen 
müssen,  nur  in  den  Jahren  von  1714  bis  1734  wurde  ein 
lixiertei  Vergütungssatz  von  B  Groschen  pro  Mann  und 
Monat  aus  der  Landeskriegskasse  an  die  Stadt  überwiesen, 
der  aber  trotz  verschiedener  Anstrengungen  des  Stadtrats 
seit  dieser  Zeit  nicht  wieder  gezahlt  wurde.  Die  Einnahmen 
der  Einquartierungskasse  \\  aren  unbedeutende;  sie  betrugen 
früher  im  Durchschnitt  920  Taler,  1833  z.  B.  noch  2217  Taler 
1()  Groschen.  Die  Kasse  wurde  1841  mit  der  Kämmerei- 
kasse verenit,  zu  der  die  Eiiiquartierungsgelder  in  veränderter 
Weise  noch  bis   1860  flössen. 


Die  obligatons(  li    1  kommunalen  Ausgaben. 

Zu  diesen  Ausgaben  gehören  heute  nach  der  vor- 
herrschenden Auttassung  ni  erster  Linie  zwei  grosse  Haupt- 
posten des  Kommuiialetats.  die  Ausgaben  für  das  Armen- 
und  das  Volksschulwesen.  Denn  es  handelt  sich  hierbei 
Hl  erster  Linie  um  Staai>uaigaben,  deren  Lasten  jedoch  der 
Kommnn  durch  Staatsgesetze  ausdrücklich  übertragen  sind. 
Ein  Gleiches  gilt  von  den  Kosten  des  Zivilstandesamts,  die 
im  wesentlichen  der  i  a  cinde  als  dem  Standesamtsbezirk 
zugewälzt  werden.  Ar.ch  die  Aufwendungen  für  Instand- 
haltung der  Stras-ei:  uno  l^lätze  überhaupt,  in  moderner, 
dem  heutigen  Verkehrswisen  entsprechender  Weise,  ins- 
besondere die  Ausgaben  für  Pflasterung,  Entwässerung, 
Kanali^ation,  dann  für  '^trassenreinigung  (einschliesslich 
Abfuhrwesen)  und  Strasscnbeleuchtung  werden  hierher  zu 
rechnen  sein,  da  -liese  im  wesentlichen  nichts  weiter  als 
das  gesetzlich  (jefo'derte  darzustellen  pflegen,  deshalb  auch 
nicht  ::u  den  fakiiltanven  Aulgaben  zu  zählen  sein  werden. 
Der  Aufwand  nir  die  Sicherheitspolizei  gehört  deswegen 
iiierher.  wei!  die  W'uvaltung  derselben  in  unserem  Falle  in 
tien   Huuleu    dt.:   uemeinde    liegt.     Die  Sanitätspolizei    und 
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Haupoiizci.     das    Nacfuwacii-     iiiul     h\iiLrlöscfiwosoii     wird 
illcichralls  hierbei  /u  behandeln  sein. 

Wir    wenden    uns    zunächst    den     .\us,^ai)en     \\u^\    der 
X'erwaltung  des 

Armen  Wesens 
zu.  l-:>  besteht  in  Altenbur.^  eine  ij^esetzhclie  Arnienpfleoc 
und  somit  die  Pfhcht  der  Oememde  als  des  Lokalarmen- 
bezirks zur  Cbernahme  der  Armenlast.  Die  private,  die 
kirchliche  und  Stiftungsarnienpflege  tritt  fast  uanz  in  den 
liinter,o:rund.  sodass  eine  wesentliche  Interstiitzung  von 
dieser  Seite  aus  nicht  stattfinden  kann.  Sie  ist,  wie  die 
Rechnungen  er^^^eben,  ausserordentlich  gerinn.  Die  Privat- 
wohltätio^keit  äussert  sich  \n  Stiftungen  zu  gunsten  der  Armut 
und  in  baren  Geldgeschenken  an  die  Armenkasse.  Die 
Stiftungen  werfen  gegenwärtig  ungefähr  1200  Mk.  Zinsen  ab, 
die  aber  zum  w^eitaus  grössten  Teile  (nnt  rund  1180  Mk. 
zu  stiftungsgemäss  festgesetzter  Verwendung  bestimmt  sind, 
mithin  für  die  allgemeinen  Zwecke  der  öffentlichen  Armen- 
pflege nicht  in  Betracht  kommen.  Dies  ist  blos  bei  dem 
Geringen  Reste  von  29  Mk.  der  Fall.  Die  baren  Geld- 
geschenke  sind  wegen  ihrer  geringen  Wichtigkeit  kaum  zu 
erwähnen.  Da  von  dieser  Seite  keine  Deckung  der  gesetz- 
lich von  der  Gemeinde  geforderten  Fürsorge  und  Regelung 
des  Armenwesens  zu  erwarten  war,  musste  die  öffentliche 
.Armenpflege  eingreifen. 

Die  öffentliche  Armenpflege  war  lange  die  einzige 
sozialpolitische  .Aufgabe  der  Gemeinde  gewesen.  Früher 
beruhte  sie  zum  Teil  auf  der  Kirchengemeinde,  zum  Teil 
aut  der  Bürgerschaft.  In  vollkommen  ungeregelter  Weise 
wurde  vorgegangen,  dadurch  das  l'bel  des  Bettler-  und 
.Armen Unwesens  nicht  eingedämmt,  sondern  vielmehr  ver- 
L^rössert.  Denn  einmal  verabreichte  die  Kirchgemeinde 
lediglich  zu  bestimmten  Zeiten  und  m  bestimmten  Summen 
.Almosen  an  die  Armen,  die  unter  dem  Namen  Kastengroschen 
noch  lang,e  bekannt  blieben,  während  die  Beiträge  der 
Bürgerschaft  in  regelmässig  vom  Rate  emgesanmielten 
.Mmo^en    hestaiuieii,    che    /n    b^'stiminten   Zeiten    unter    die 
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Armen  verteilt  wurden.  D;niel»en  bestanden  nur  noch  einige 
Privatstiftungen.  diC  jedoch  nur  geringe  Zinsen  abwarfen. 
Diese  ■  Zustand  änderte  sich  erst,  als  sich  der  absolute  Staat  des 
Armenwesens  annahm,  die  fMlicht  der  Armenfürsorge  den  (je- 
meincen  übertrug  und  zu  diesem  Zwecke  wiederholt  gesetz- 
liche i^egelung  einireten  ^iess.  Sein  ursprüngliches  Intere^st^ 
daran  stand  dabei  noch  in  enger  Beziehung  zur  Polizei;  l: 
wollte  ein  geeignetes  Mittel  haben,  durch  eine  im  Zusammen 
hang  mit  einer  geregelten  Armenpflege  leichter  ermöglichir 
Bettelpolizei  das  mnsichgreifende  und  sich  zu  einer  Land- 
plage entwickelnde  15ettlerwesen  zu  bekämpfen.  Die  Städic 
des  Landes,  so  auch  Aiieiiburg,  hatten  besondere  Almosen 
kassen  zu  errichten,  in  die  die  ehemals  freiwillig  entrichteten 
Almosenbeiträge  der  Bürger  als  nunmehrige  Almosensteuer 
flössen.  Der  Staat  unterstützte  die  städtische  Armenkasse 
mit  Subventionen  aus  dem  neuerrichteten  Armenhilfsfond- 
und  zwar  in  rechit  beträchtlicher  Höhe.  Die  erste  landes- 
polizeiliche Alm()senuiu;.ü!ig  stammte  aus  dem  Jahre  163b. 
Eine  erste  Regelung  dc^-  eigentlichen  Armenwesens  datierte 
dagegen  erst  aus  den  Jniren  1724  und  1734,  der  Zeit  der 
Einführung  der  ersten  allgemeinen  Armenordnung,  der  jedocli 
noch  die  Grundlage  der  heutigen  geregelten  Armenpflege, 
die  heimatsrechtliche  Verpflichtung  der  Heimatsgemeinde, 
mangelte.  Eine  Umgestaltung  nach  dieser  Richtung  erfolgti 
erst  in  der  allgemeine"  -rnienordnung  von  1796,  die  ausser 
dem  durch  Errichtung  einer  Landeshauptarmenkasse  die 
.Armenlast  auf  den  S:.i  ;  iibertrug  und  die  Armenkassen  der 
Städte  aufhob.  Jeduci.  Aar  dieser  Zustand  nur  von  vor 
übergehender  Dauer;  er  währte  bis  1833,  als  das  Armen - 
geset2  vom  9.  Augu-t  183o  die  Armenfürsorge  wieder  zu 
einer  Pflicht  der  Gemeinden  machte,  die  inzwischen  durcli 
das  Regulativ  von  1819  ■'{]  Lokalarmenbehörden  ausgestaltet 
worden  waren.  Zur  Verwaltung  der  Einnahmen  und  Aus 
gaben  bestand  !vks  1852  eine  Spezialkasse,  die  städtische 
.Armenkasse,  von  dieser  Zeit  an  eine  besondere  Abteilung- 
der  allgemeinen  Stadtverwaltung.  Die  Vorschriften!  de- 
Geseta\^  von    1833  sind  das   ganze  Jahrhundert  über  mass- 
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l:l1k'ik!  L^cblit^bcn,  Icdi^i^lkii  cri^anzi  durch  die  biindes- 
e^e^ct/iichcn  !>cstimniun^^eii  über  den  rnlerstiil/un.^svvohnsit/ 
i!^7(Ji.  Die  (irundla^e  für  die  jetzii^e  ()tlentliche  Armen- 
piieue  de^  Landes  und  der  Stadt  stainnit  erst  aus  den  let/ten 
Jahren;  sie  ist  Lie^eben  durch  das  (lesetz  vom  I.Juni  1896. 
1897  ertol.ute  eine  vollständii^e  Lhn^estaltun^  und  che  Er- 
richtuni;  e^le^  städtisciien  .^rmenanites,  das  sich  wegen 
Häufung  der  Geschäfte  namentlich  seit  Einführung  des 
Gememdewaisenrates  (am  I.Januar  1900i  als  sehr  notwendig 
erwiesen  hatte. 

Nach    (.kn    neuen    gesetzHchen   Bestimmungen    ist    die 
Lokalarmenbehörde    der    Stadt    der    Stadtrat,    dem    die  un- 
nnttelbaru  Leitung    und  Verwaltung    des    ArmenwTSCns    an- 
vertraut ist  und  der  die  Geschäfte  einem  hierzu  bestimmten 
besoldeten  Stadtratsmitgliede  überträgt.     Unter   diesem  Vor- 
sitzenden   des    Armenamtes    stehen    als    l'nterbehörden    die 
beiden,   städtischen  Armendeputationen  für  die  beiden  Pflcge- 
bezirke.  die  sich  aus  den  \'orsitzetiden  des  Armenamtes  und 
den    18  [^)ezirksptlegern  zusammensetzen.    Lhiter  den  letzteren 
l)efinden   sicii  auch   die  sechs  Bezirksvorsteher  der  betreffen- 
den   Stachbc/irke.      Das    Ami    des    Bezirk>pflegers    ist    ein 
F:hrenamt.    diu  Amtsdauer    eine  vierjährige.     Die  Anzahl  ist 
keiiK-  feststehende,    sondern    soll   so  bemessen  werden,  dass 
IUI     leden     Pfleger     nicht     mehr     al^     acht     Hilfsbedürftige 
[^'annlier    ruler  einzelne  f\'rsonen)  enttallen.     Tber  Art  und 
Dauer     der    Dnlerstützungen    sind    keine    ^esetzliclten    Vor- 
schriften  L^emacht,    dagegen    i-t  für  die  wöchentliche  L'nter- 
-tützu:];:  ein  .'vViximalsatz  normiert,  in  der  \Vei>e,  dass  dieser 
bei    Familien     i  Mk.    lur  das  Familienoberhaupt.  2  Mk.  für 
La-    hei    d^  ni    Manne    lebende    Frau    und    I    Mk.    für   jedes 
Kmd   betraue-i.   aber  die  Summe  von  10  Mk.  für  eine  P^\amilie, 
3  .Mk.    :''!r    em/elstehende   [\'r^oneii,    ö  Mk.   für   zwei   einen 
^eniein.-^aineii     Haushalt     luhreiide      [\T>onen      n.icht     über- 
sfei^eri  soll. 

Die    (jeschäfte    des    Gemeindewaisenrat^     sind    diesen 
Lanr;chti:.ii;:er,   ani-ei^iiedert,  aucli   ist   hierbei    eine  ehrenamt- 
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Täir^jkest    von    Frauen    al>  Cjehilfumeii   der  VVaisenräte 
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bei    Beaufsichtigung    aller    im    Kindesalter    stehenden     inii' 
demse  ben  entwaiii^enen  weilJichen  Mündel  emgefülirt. 

Die  Armeniiiisorge  bildet  für  alle  Stufen  der  Armut  in 
allen  Kulturstaaten  einen  wicfitigen  Gegenstand  ernstester 
Beachtung  für  die  gesetzgebenden  und  die  Verwaltungs- 
organe. Es  gilt,  präventiv  darauf  hinzuwirken,  dass  du 
Zahl  der  Armen  jeder  Stufe  sich  nicht  vermehre,  vielmehr 
allmählich  sich  vermindere.  Das  Personal  des  eigentlicher. 
Armen  Wesens  imd  der  Armengesetzgebung  bilden  erst  die 
Armen  der  tieferen  Stufen,  bei  denen  die  Armut  als  der 
Zustand  auftritt,  m  dem  es  dem  Menschen  nicht  mein 
möglich  ist,  seine  [Bedürfnisse  der  Notwendigkeit  aus  eigener 
Kraft  zu  befriedigen.  Die  Armengesetzgebung  hat  sich  der 
Tatsache  des  Vorhandenseins  von  Armen  in  obigem  Sinne 
gegenüberzustellen  nnd  zu  fragen,  was  m\\  diesen  Armen 
anzufangen  sei.  Die  Verarmung  möglichst  zu  verhüten 
—  ist  eine  der  Präventivaufgaben  der  gesamten  Staatsgesetz - 
gebun^-  und  Verwaltung,  insbesondere  der  Wirtschaftspolitik; 
sich  mit  der  Tatsache  der  Armut  und  zwar  jener  Armut, 
welche,  wenn  mciit  fremde  Hilfe  eintritt,  die  Fortexistcn/: 
unmöglich  macht,  anzufinden  —  das  ist  die  repressive  Auf- 
gabe des  Armenwesens.  .^Lin  legt  heutzutage  das  grösste 
Gewicit  auf  eine  verständige  gesetzliche  Organisation  de> 
Armenwesens,  ueil  man  beobachtet  hat,  dass  beim  gänz- 
lichen Mangel  einer  solchen  Organisation  oft  durch  zu  weit 
greiferde  und  ungeordnete  .Armenpflege  mehr  Armut  erzeug 
als  gemildert  wirdi.  Besonders  geschieht  dies  durch  unorgani 
sierte,  rein  spontane,  grundsatzlose,  gewöhnlich  in  bequemes 
und  r.iinöses  Almosengeben  ausartende  Privatwohltätigkeii 
Die  gt?setzlichgeregelte  Armenpflege  muss  ihre  Tätigkeit  an: 
alle,  sei  es  dauern^L  sei  es  xorübergehend,  sei  es  auf  welcher^ 
Titel  hin  in  ihrem  Gebiete  sich  aufhaltenden  Armen  er- 
strecken. Nur  die  Staatsangeliörigkeit  ist  als  Vorbedinguni: 
zu  fordern.  Würde  dies  nicht  der  Fall  sein,  so  würde  ein, 
Staat  mit  mangelhaft  organisierter  Arinenpflege  seine  Armen 
dem  ?siachbarstaate  mit  notorisch  gut  organisierter  Armen 
pfle^e  zuschieben.     Die  llnterstützungskosten   für  die  emen. 
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\rircnbczirk  an,utlu'riu\'ii  Aüik"  wiiiül'H  von  du-^ciü 
in  .k-r  RolTc  /iirückcrstattcl.  Doch  ct-i  d\<.'  biiiuioizosel/- 
liCiK-:-  Ik'Miinmiin^eii  über  den  rntcrstnl/nnL^-wohnMt/  (von 
16701  l.rjchlcn  die  \\\  dieser  Be/ieliunLi  durch  üäiitunL:  der 
'\iwteri  inidi  .  lescliätte  nutwendn^  ^ew  e)rde!R\  jetzt  die  Ciruiid 
laue  bildende  AnderiiiiK  m  die  Praxi-  der  Ariiienptieoe. 
So  bildet  al>()  die  politiselie  Gemeinde  den  oeejo-neteii 
lokalen  Ariiienbezirk,  dem  der  bandarmenverband  des  Staates, 
sowie  aii>vvarti:^e  niedere  und  höhere  Armenverbände  gegen- 
überstehen. 

Die  Kosten  der  Armenptleg-e  miu!  m  Altenbur.L;  nicht 
allzu-ro-se:  sie  betragen  in  Prozenten  zur  (lesamleinnahme 
der  Stadt  1  bis  3'"o,  ein  Satz,  der  Mch  noch  iitii  ein  be- 
deutendes ermässi^-t,  wenn  man  die  der  Armeiiverwaltuiig 
zuuewieseiien  bLmnahmen  (namentlich  Htindesteuer,  Lust- 
barkeit^steuer.  Steuer  vom  Hranntweinschank,  Beitrag,  des 
Staate-  zur  Armenpflege!  und  die  eigenen  Einnahmen 
namentlich  Rückerstattungen)  davon  abzieht.  Die  wirkliche 
Armenla-t  die  die  Stadt  aus  eigenen  Mitteln  zu  decken 
hatte.  iK'truLi  deshalb: 

Hinnahme: 
•2\  564  Mk. 

16  928     „ 

17  194     „ 

14  492  Mk. 

1 5  I  )69     ., 

1 8  969     ,. 

19  885     .. 
29  547     „ 
88  017     „ 
85  636 
43  393 
47  648 

1M02;         77  967      „  51372 

Der  Hetrao-.  der  mi  letzten  .iaiirzehnt  von  1890  bis 
1900  aul  die  Stadt  als  Armenlast  enttiel.  berechnet  sich  atit 
i\vv   Kop:   der   Bevölkerung  mit; 


\\n  Jalire 

1845: 

1  Sön ; 

1 861 ! ; 

;8t)5: 

i^<71: 

1878: 

1883: 

1888; 

1892: 

1895; 

1^97 

1900 


Ausgabe: 
21  699  Mk. 

36  738  „ 
26  500  ., 
19  853  Mk. 
23  477  .. 
28  ()98  ., 
38  825  „ 
46  327  „ 
54  954  .. 
72  477  .. 
69  274  .. 
66  176)  ., 
77  967      „ 
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Armen  last: 
135  Mk. 
19  815      ., 

9  306     .. 

5  361   Mk. 

8  408     „ 

9  729  ., 
18  940  .. 
1 6  780  „ 
2 1  937  „ 
36  841      „ 

25  881      „ 
1 8  528     „ 

26  595     „ 
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m  Jahre: 

im  jalire: 

890: 

50 

Pfg. 

189(); 

94  \'h 

1891  : 

35 

n 

1897: 

75  „ 

892 : 

66 

» 

1898: 

51  „ 

1 893 : 

89 

n 

1 899 : 

60  „ 

894: 

81 

n 

1900: 

46  . 

895 : 
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Hieraus  ereibt  sich  ein  Anwachsen  der  Armenla^t  bis 
1896,  seitdem  abe'  ein  in  'lie  Augen  springender  Rückgang 
derselben. 

DiQ  tatsäciiliche  Gestaltung  der  Ausgabenverteiiung 
au!  die  verschiedenen  Zweige  des  Armenwesens  vollzieht 
sich  roch  in  der  seit  einer  Reihe  von  Jahrzehnten  üblichen 
Weise  Da  die  .\i;sgabep(»^ten  nur  eitie  der  Steigerung  der 
Bevölxerimg  ent^'prechende  \'ergrösserung  erfahren  h.abei:, 
sonst  aber  die  letzten  Jahre  noch  das  für  die  ganze  vorher- 
gehende Zeit  IUI  die  BiKbung  der  Armenkosten  typisclie 
Bild  Linveränder;  darbieten,  so  wollen  \vir  das  Jahr  1902, 
aus  cem  uns  naiiere  Nachrichten  zu  geböte  steheu.  zur 
F3etrachtung  heranziehen. 

Die  Grundiaee  der  \^crwaltung  des  Armenwesens  ist 
die  l  nterscheidunu  in  Armenpflege  für  Erwachsene  up;d 
Kinde'  einerseits,  die  in  offene  und  gesclilossene  andererseits. 
Den  ;^rösseren  Teil  der  im  mittelbaren  Kosten  der  tmter- 
stützttn  Armen  der  Armeiixerwaltung  in  Höhe  von  rund 
66000  Mk.  niniiiii  die  Armenpflege  für  Erwachsene  mit 
ca.  5C400  Mk.  in  Anspruch.  Die  geschlossene  Armenpflege 
für  Erwachsene  wiederum  liberragt  mit  33000  Mk.  diejenige 
der  offenen  an  Bedeutung.  Zti  bearbeiten  waren  in  de^ 
geschlossenen  Pdes^e  für  Erwachsene  342  Eälle,  in  der- 
offene;!  391. 

b'nter  den  Ausgabepo-ieii  für  die 


in 


An  stalten 


verpfleg;ten  Armen  fällt  die  Höhe  der  Ausgaben  für  die 
Verpflegung  erkrankter  Armer,  besonders  diejenige  für  die 
im  Genestingsh.an^e  für  Irre  m  Roda  untergebrachten  Kranken 
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!ii>  Atme.      .7hlJ   ^\w     A.iidiMi    l'H)J   lu;    du    \\  i  [^nci:iin-  'n 
dieser  Aiist.iit  ausi^tnjcben.     Die  Ausgabe  fiir  Irrcnpflci^c  luit 
Mch    !!!    letzter    Zeit    bedeutend   ^rcsteii^eri,    da  die  Zahl   der 
Kranken   von    1890  bis   1902  von  L>iUMs  auf  t).")  stie;<,  ausser- 
dem   aueh.    der    Verpfle,^un:^ssat/    erhub.t    VvOrden    ist.     bau. 
ahnlieli    hob.er    Betrai^    von  ea.    b'UXK)  Mk.    entfällt    aul  die 
X'erpfleuun^j  kranker  Armer  im  Landeskranken-  und  Sieclien- 
hause.     Verpflegt    wurden    auf  Kosten    der    Armenkasse    in 
diesem    292    Personen.      Geringe    Summen    entfielen    dann 
:n.,-ii     ;u!f    <1ie    l'nterbringung    von     Krankt  n     \n     Blinden-, 
b.pilepfker-  und  Taubstummenanstalten,     b'ur  diese  Zweeke 
Melier,    d^r    bokalarmenbehörde    keine    La^enen    Institute  zur 
\'eriuL:una;   Me  muss  deshalb  diejenigen   iremder  X'erbände, 
Desü-idjr:^     solche     des    Landarmenverbande^    in    Anspruch 
neliniir,.     Namentlich  fällt  der  Missstand  des  Fehlens  eines 
städti>clie!:   Krankenhauses  auf. 

lö.-eiu    Anstalten  besitzt  der  Ortsarmenverband  nur  im 
^iaüti>Liien    Hospital    St.    Jakob    und    im    städtischen    Ver- 
[unise. 

Das    Hospital    St.   Jakob 

st.;!nn;t  scr..Hi  aus  alter  Zeit.  Hs  i^t  zur  Aufnahme  von 
;:ur  !i;ikr^u;tzungsberechtigten,  mittellosen,  unbescholtenen 
[k.;.niH;r,  hL-timint,  die  infol-;e  hohen  Alters  oder  wegen 
K(,rpcri!elir:  (MJer  geistiger  Cjebrechen  nicht  in  der  Lage 
vind,  -ic'^  -elbst  zu  versorgen.  Da  die  Räumlichkeiten  des 
ilospiMLs  sciir  verbesserungsbedürftig  und  beschränkt  sind, 
kann  nii^  -.ine  geringe  Zahl  von  Insassen  aufgenommen 
wcrd.. !!  1902  waren  es  acht.     Der  Lebensunterhalt  dieser 

Leute  eriArderl  nur  die  geringe  Summe  von  ca.  700  Mk. 
aus  d-r  Armenkasse,  die  subsidiär  /u  öxn  aus  Stiftungen 
/u  uunsiLT,  der  Hospitaliten  von  Sl.  .lakob  tliessenden 
Ziiiserträi^vn   und  anderen  Vergünstigungen  hinzutreten. 

1   Ulli  .\\k.   erforderte  dann  noch   der  Aufwand   für  die  im 

s  t  ä  d  1 1  s  c  li  e  11    \A'  r  s  o  r  g  u  n  g  s  h  a  u  s  e 
nnu-rf'ebr;ichten  Pers(Mien,  das  auch  als  Sieclihaus  und  .Asyl  üir 


^orgun 


o^V. 


^■c  Personen  und  f\nnilK'n   henut/I  wird,      K^   nimmt 
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solcfie  vom  nr-tsarmenverb.uiLk'  /u  nnterstut/ciuic  [Vrsi)nen 
auf,  die  wegvn  ihres  Vorlebens  oder  \'erha!tens  anderes  L'nter- 
kom  neu  niclit  finden  können.  Die  männlicliLMi  In-assen 
(1902:  11)  werden  unter  \nrechnung  eines  gewissen  Arbeits- 
verd  enstes  zu  städtischen  .Arbeiten  wie  Strassenreirngiing, 
Aufladen  von  .Asche  und  .Mui!  in  den  städtischen  Gebäuden, 
Schneeschippen,  Eishacken,  Sandstreuen  in  den  Strassen, 
Einbringen  von  L^'euerholz  \n  die  städtischen  Gebäude,  Ab- 
zählen von  [Briketts  bei  der  Verteilung  an  Ortsarme  und 
dergi.  verwendet.  Der  Unterhalt  der  Männer  betrug  1902 
2360  Mk..  ihr  Arbeitsverdienst  1750  Mk.,  mithin  die  Last 
der  Armenkas.se  ülO  Mk.  Die  Weiber  1902:2),  denen  der 
Arbeitsverdienst  nicht  gutgeschrieben  wird,  finden  in  der 
Verrichtung  von   liäuslichLi:  Arbeiten  Beschäftigung. 


Bezahlung  dei 
hältnisse  in  de 
ist  (s  bezeicl: 
daueren    eine 


Die  offene  Armenpflege 

für  Llrwachsene  ist  natu -gemäss  bei  weitem  komplizierter 
und  schwieriger  zu  handhaben  als  die  geschlossene.  Seit 
alter:;  findet  teils  eine  dauernde,  teils  eine  einmalige  L'nier- 
stützung    von    Armen     dnrcli    Geld,    Xaturallieferung     und 

Miete  st.:i:,  Für  die  wirtschaftlichen  \'er- 
ersten  Hälfte  und  am  Ende  des  .Jalirhunderts 
end,  dass  eine  starke  Zunahme  der  Geld-, 
entsprechende  Abnahme  der  Xaturalunter- 
stütz.nig  stattgeiirnden  hat.  Deshalb  entfällt  in  der  Gegenwart 
der  Hauptanteil  der  Ausgabe  für  die  offene  Armenpflege 
auf  die  Barunie^-tützungen.  nämlich  von  den  17  400  Mk. 
rund  11000  Mk  .  während  die  l'nterstützungen  durch  Brot 
nur  ca.  2  400  Mk.  erfordern.  An  der  Geldunterstiitznng 
wäre  i  1902  17^»,  an  der  Prutiinterstützung  nur  27  Fmpfänuer 
betei  igt. 

Die  Barunierstützungeii 
finden    W(')clie!il!ich    statt    inid    sind  den  .Armen   sowohl  wie 
der  Armenverwaiinng  die  angenehmste  Art  der  L'nterstützung. 
Sie    werden     innner    da    eintreten .    wo    das    L^hrgefühi    der 
Empänger   de^  Schonung  bedari   und   wo  auf  diese  auch   'n 
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^^  !rlN^ii:,n;;c[KT  Hinsicht  cr/iclu n^ch  niiLicwirkt  werden  soll. 
>;l    ircl'jn   Iriihor  ^anz  /  Li  ruck, 

IHo-l   betrugen   sie  2  99f>  Mk. 

1840  „  „  2812  ,, 

184n  „  ,.  2  7;^t>  ,, 

lind    1850  „  ,.  4  78")  ...  dai^eiicn: 

1900  „  ,,  11993  .. 

1901  „  ..11  19()  ,, 

1902  „  ..  10  924  .. 

Hrotiin  tcrstii  t  zu  n  i^' 

imdei  ii:  dir  Weise  statt.  das>  der  l'nterstiitzte  eine  An- 
weisung an  den  von  ihm  benannten  Bäcker  auf  Lieferuni:- 
dtT  \oii  den  Annendeputationen  beschlossenen  wöchentlichen 
Broinieüuen  aus^ehandii^t  erhält.  \\r  holt  sich  das  Br(^t 
nach  Bedar:,  während  dem  Lieleranten  monatlich  Zahlunu- 
\o\i]  Armenamt  L:\\L;en  Riicki^abe  der  Anweisun<^'en  .geleistet 
wird  \'oi;  ihr  wird  nur  dann  noch  ( lebrauch  .gemacht. 
^eenn  rächt  die  Gewissheit  besteht,  dass  der  Empfäni^er  der 
Anweisun^e^i  eine  Fiartinterstützun.u  für  sich  und  seine 
Familie  nicht  einwandfrei  verwendet  hätte.  Die  Atis.^'aben 
waren   fiir  diese  Art   der   Imterstiitzuug  im   Jahre 

18:-;4  .     .     .  ■■ 4  299  Mk. 

1840 0  634  ., 

1843 h909  .. 

1830 3  689  ,. 

1900 2  287  ., 

1901 2  491  ,. 

HM)2 2433  .. 

\3Hi  uerini^er  finanzieller  Bedetituni;  sind  dann  noch 
andere  Xatu  allieferun^L^aMi  an  Mittagessen  aus  der  Volksküche, 
an  Suppen,  die  während  des  Winters  aus  der  (jarküche 
verteilt  werden,  an  Feuertmgsmaterial,  optischen  Instrumenten, 

Scliuhwerk   ii.  s.  f. 

Wichtig  ist  davon  nur  die 

Mietsunters  tützu  ng 
an   .AriiK.      Me    i^eschielii    in    der  RcLrel    in    der   Wei>e.  dass 


.  t 
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de!  \.)in  Armcnamtc  gezahlte  iH-fra^  \i'»r  \uiPherL;i:;  dun 
W'rnietef  de-  Unterstützten  niit-eteiii  \\]](\  auch  diesem  bei 
Fälligkeit  gezahlt  wird.  Dadurch  wird  mancher  Differenz 
vorgebeugt  und  der  UnterMuizte  viellacli  \-or  Wcihnungs- 
wechsel  bewalirt.  Oft  gehen,  aucfi  Miets-  und  Barunter- 
stützi  ng  ineinaiider  über,  wwin  die  unterstützten  Arme-' 
dahin  erzogen  \\  erden  sollen,  da>^  sie  selbst  den  Alietszms 
wöchtMitlich  zurücklegen,  in  diesem  Falle  wird  die  Wochen- 
barunterstützung  um  den  entsprechenden  Teilbetrag  der 
Mietsheihilfe  erhöht.  Die  Miet.sunterstiitzung  ist  von  Jahr 
zu  Jahr  gestieuui.  Augeiii)licklich  1902)  macht  sie  bei 
38  Fällen  ca.  2 liOu  Mk.  au^.  Sehr  beliebt  ist  auch  die 
alljährliche,  in  i\cn  Wintermonaten   stattfindende 

Suppen  \  erteil  ung 
aus  der  städti-chen  Garknciie.  Sie  hat  den  Zweck,  den 
Armen  wenigstens  zweimal  W(")chentlich  in  der  kältesten 
Jahreirzeit  ein  schmackhaftes,  warmes  Mittagessen  zusichern 
und  zwar  ohne  Rficksichtnahine  auf  die  empfangene  latifende 
l  hiterstützung. 

Auch  die  UnterstützunL;   nnt 

Feueru  ri  ij  sniaten  ai 
wird  wie  die  Snppenverteilung  nicht  auf  den  durch  die 
Sätze  der  Armenxerwaltung  bestimmten  laufenden  Betrag 
in  Anrechnung  L:ii'Tacht,  sondern  als  besondere  Winterunter- 
stütztng  neben  der  sonstigen  verabfolgt.  Die  Höhe  der 
Ausgabe  richtet  sich  nach  der  grösseren  oder  geringeren 
Kälte.  1902  wurden  an  180  Fmpfänger  300000  Brikett< 
verteih.  ausserdem  an  42  Teilnehmer  ungefähr  2  200  Portionen 
Suppe  zum  FVeise  von  ca.  3 in  Mk. 

Kinderpflege. 

Die  AusgalK-n  für  öffentliche  Kinderpflege  waren  in 
der  ersten  Hälfte  des  Jahrluinderts  bedeutender;  doch  macht 
sich  gegen wärth^  wieder  ein  stärkeres  Anziehen  bemerkbar: 
1840  stellten  sie  24,1%  der  Gesamtausgabe  für  das  Armen- 
wesen dar,  18K(i  14,6%,  heute  (1900)  19.20/,.  Fs  handelt 
sich    um    \'on    ihren  Eltern    in  Stich    gelassene   Kinder,    die 
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nichi    nii;     ^on    vier    i'tk'iitiiclic 


w 


Arnionpilcm     iilHMn»  »ninicii 
Tdcii,    weil     ihre    luMwondiLi^tcn    Lcbonsboiiiirtnissc  crlullt. 


-opidcfi    weil    SIC    aikii    \'M   \'or\\aliriosiiiiL;    iiiui   dem   \'(T- 
koniiiKMi   bewahrt  werden   nuissen.     Hie  /abd   der  der  Arineii- 
ptkHj:e    aiiheinitallenden   Kiiuier    hän;^t    eii.u    iiiit    dem   Stand 
der    liiieliebchen   Geburten    /usammen,    denn    diese  sind  es, 
die,  da  sie   lamentlieii  den  ärmeren  Seiiiehteii  der  Hevölkerinii; 
zur  Last   lallen,  der  Arttienverwalttm^  immer  neues  Material 
/utiihren.     Die  Haiiptursaehen,  die  das  Armenamt  zur  l'ber- 
nahme  zwi  i^t,  sind  neben  Arbeitsseheu.  Ptliehtvero^esseiiheii 
und  Lzederhehkeit    auch   Krankheit    tind  Tod    oder  sonstiges 
unverschuldetes    l'nvermö.uen    der    Hrzeui^er.     (jerade    diese 
letzte  L'isaclie    ist    es,    durch  die  m  der  verschiedenarti.i^sten 
Weise    vorsucht    wird,    der    Armenverwaitunu    die    Fiirsori^e 
auizubürde  1.     Auch    kommt   es  nicht  zu  selten  vor,  dass  lu 
unredl  eher  Weise  \on  dritten  Per>onen  versucht  wird,  dem 
Armenamt  Kinder  zuzuftihren,  nur  au<  dem  Cjrunde,  entweder 
der  Mutter  des  Kindes,  mit  der  diese  beute  im  banvernehmen 
handeln,    die    Fortsetzung    ihres    seitherigen    Lebenswandels 
/A\    crmöL,d.!chen.    oder    verlockt    durcli    die  Aussicht,  in  den 
vom  Armenamte    ttir    die  Ziehkinder  gezahlten  Vergütungen 
^ute    \md    feste  Einnahtnen    zu    haben.     Deshalb    steht  das 
Armenamt  aut  deiu  Standpunkt,  derartige  Kinder  unter  keinen 
rmständeii     anzuneiuTien .    bevor     nicht    die    b'iirsorgeptlicht 
lur    Me    erst    durch   Lrhelnmgen     lestL^estellt    ist,    und  ferner 
aui  dem  andern,  die  von  diesen  dritten  Personen  angetragenen 
Kinder    aus    der  Vermutung  des  üeldverdicnenwollens  nicht 
cb.esen.    sondern    oline    Ausnahme    gerade    anderen  Pflegern 
anzuvertrauen.     Die  Anlorderungen    an    die    ()tfentlicl]e  Für- 
sorge   aut    diese    und    andere    Weise    zunickzudammen,    ist 
unbechngt    nötig,    nicht    nur    wegen    der    morali>chen   [Rück- 
wirkung  a.il    die    fürsorgepllichtigen    blrzeiiger,    sondern    be- 
sondeT^    aucli    wegen,    der  dem   hiesmen   Armenverbande  im 
Verhä'tni^  zu  anderen  erwachsenen  pekuniären  Mehrbelastung, 
die    sich    rnclit    m    allen    [^'älleii    auf    die    Heimatsgemeinde 
zurückleiien    lässt,    da    viele    der    Inesigen  Armenpflege    an- 
\-ertrauten     Kinder    au^    Ländern     stammen.     ni     denen     die 
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geset/iiciien  Vorschriften  über  den  rnterstüt/ungswohnsltz 
uicht  m  üeltinm  sind  (Bayern  Österreich),  und  infolgedessei 
die  Auiwendun-en  für  solcne  Kinder,  solange  ihre  Heim- 
schaffung nicht  erfolgen  kanri,  auf  dem  Altenburger  Lokal- 
oder Landarmen  verbände  iuHien  bleiben.  Im  Interesse  der 
Steuei-zahler,  au.  deren  Mittein  ja  diese  Kinder  unterhalten 
werden,  ist  deshalb  mit  allen  Mitteln  darauf  hinzuwirken, 
dass  derartige  Falle  möglichst  vereinzelt  dastehen. 

:)ie  Kinderpflege  zeriant  wieder  in  geschlossene  und 
offene.  Finanziell  steht  6\(^  ofiene  vollkommen  im  Vorder- 
grimd. 

Die  geschlossene  Kinderpflege 
tritt  iianz  zurück.  Sie  erfr.rderte  nur  eine  Ausgabe  von 
ca.  1  i)()0  Mk.  bei  einer  Gesamtausgabe  für  Kinderpflege 
von  rund  15  5()()Mk.  Sie  erstreckt  sich  auf  die  Verpflegung 
armer  kranker  Knider  im  Kmderhospital  (1902:  20  Fället 
')80  Mk.  Kostens  ferner  auf  die  Unterbringung  blöder! 
blinde-  und  anu.rer  mit  derartigen  unheilbaren  oder  eine 
lange  Heilungsperiode  bedingenden  Krankheiten  behafteten 
Kinder  in  entsprediende  Anstalten  ^1902:  -8  Fälle,  wovon 
4  Fälle  jom  Landarmenverband  seit  Inkrafttreten  des  Bürger- 
lichen Gesetzbtiches  übernommen  werden  müssen). 
Auf  die 

offene  Kinderpflege 
entfällt    wie  gesagt,  der  weitaus  grösste  Teil  der  Ausgaben 
Neben  Aufwendungen   für  Schulgeld,  SchulbedarL  Kleidun- 
während    der  Schulpi:  chtzen    der  Kinder,    dann  nach  die^e? 
Zeit  für  Lehrgeld  bii  die  als  Lehrlinge  bei  Handwerksmeistern 
untergebrachten  Knaben   handelt   es  sich  aber  hauptsächlich 
um  Pflegegeld  für  die  ganze  Zeit,  die  vergeht,  bis  sich  der 
Pileglmg    selbst    >emen    Unterhalt    verschaffen    kann       Da^ 
Pflegegeld    tür  Ziehkinder    wird    von    der  Armenverwaltuno 
cm    die    betrettenden   Lrlegeeitern    für  Obdach,  Nahrung  und 
Erziehung    der    anvertrauten    Kinder    gezahlt      Es    ist    ein 
vereinbartes,    m    d^n    einzelnen    Fällen    je    nach   Alter    und 
besonderen    Verhähnissen     und     den     geeigneten     Familien 
verschieden    hohe^.     Manche  Armenverwaltungen  zahlen   t,,, 
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alle  Ziehkiiider  narh   ikicr 


!.^'iHMi>altor   bcsiiinni!  fc^l'^r^ot/te 


hntsctiadiiiUn.utMi.      in   Altciibnru    hält    man    i'^   fni    ruiitiuri, 
in     iL'deni     cinzolnon,     falle     den     ptlci:c^eld<at/     nni     den. 
F^flo.i^eeltern    zu    vereinbaren.     Denn    die  Hereitwüli^keit    /ui 
Autnalime     der     Kinder     ist     natur^j^eniäss     ausserordentlich 
verscliieden.      (jesiinde,    krättio;e     Kinder,    die    Sauberkeit, 
Ordnuno;saebe  und  andere  «^iite  Hiizensehaften  besitzen   und 
keinen     niissiiebi^^en     Verwandtenanhani^     haben,     werden, 
namentlich  wenn  sie  über  das  juoendhchste  Alter  hinaus  sind, 
t^ern    ^Tenommen,    tnanchmal    ohne    jede    Gewährung    von 
Hntschadii^nin^^     Im    schroffen   Cjei^ensat/    dazu    will    es   bei 
anderen   Kindern  oft  kaum   i^elingen,  auch  ^c.^aMi  hohe  bjit- 
schädi^uno-  überhaupt  em  o;cei^netes  rnterkommen  zu  finden. 
Dies    ^^ilt  zunächst  von   kränklichen  Kindern,  die  zwar  nicht 
der    Hosritalpflee^e,  aber    einer    besonderen    Warttm^-    oder 
besonderen   Beköstiguni^    bedürien,    lerner    von    solchen,  die 
unsauber,  unehrlich,  schwer  zum  reL^elmässigen  Scluilbestich 
zu    bringen    sind,    i^anz    besonders    aber   von  denen,  deren 
liederliche  Eltern  ab  und  zti  auftauchen.     In  solchen  Fällen 
muss  die  Bereitwilligkeit  mit  höheren  Opfern  erkauft  werden. 
Die  Häui.gkeit  und  oft  PU)tzlichkeit  der  Unterbringung  von 
Ziehkindern  schliesst  das  m  manchen  anderen  Orten  übliche 
\'erfahren.     m     jedem    Falle    Pflegeeltern     durch    öffentliche 
Bekanntmachung    zu    suchen,    aus,     Die  Atiswahl  unter  den 
Pflegeeltern    darf    nicht   nach   der  Hohe  der  Fntschädigungs- 
lordtrun^     getroffen     werden,     sondern     richtet     sich     nach 
Charakter-    und    sonstigen    Figensclialten    des    Kindes    und 
der    Pflegeeltern.      Beide    müssen    zueinander    passen.      Ztir 
Erreichung    dessen    werden    die    Fetite    in    einer  Liste    vor- 
gemerkt.     Ausgeschlossen     sind    von    vornherein    Almosen - 
emptänger    und    solche  Personen,    die  Pflegekinder    nur   zur 
Aufbesserung  ihres  lunkommcns  nehmen  wollen. 

Die  Ziehkinder  werden  teils  m  der  Stadt,  teils  atif 
dem  Ear.de  untergebracht.  Die  Unterbringtnig  auf  dem 
Lande  zieht  den  Nachteil  für  die  Armenverwaltung  nach 
sich,  dass  die  Zieheltern  schwerer,  vielfach  nur  durch 
>chriftlicben   Verkehr    mit   <.\c\]   D()rfbeh()rdeii   zu   überwachen 
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len    Lciiicn  zu 


?'"<'■      'edocii    sieht    sich    das  ,-\;  nK-iiann    .;; 
dei  L,i;;(lptleut    gezwungen,  weün  e-  der  ( ieMindheiiszustand 

s  -'r]nt:r  his- 
w:rd. 


des  iMüdes    oder   der  Umstanö  gebieret.  dass  e: 
'HTii^en   verderblichen  UmgeiMüig  enizogei 

PM)^  machte  das  PflegcLieid  von  den  Ausgaben  für 
offeni  Kinder|)i!rge  in  Höhe  von  rund  MOOO  Mk  12080  M,-,. 
an-;  es  wurde  für  131  Ziehkinder  ausgegeben.  Schulgeld 
wurdt  in  81  |-ailen  aus  der  Armenkasse  bezahlt  (500  Mk,  . 
!ür  Schulbedan  .md  Kleidung  wurde  1  260  Mk.  ausgegeben. 
lür  Lehrgeld  m   :n;r  3  Fällen   !)()  Mk. 

Noch  ein   W'urt  über 

die    Beziehung    des    Ortsarrnen  verbände-    Altenburg 

zi:    anderen  .Xrmenverbänden. 

Altenburg  hat  für  die  Benutzung  von  Anstalten,  die 
auswärtigen  Verlvinden  griiören ,  Erstattungen.  Vergütun 
der  K;)sten  dieser  Anstalten,  /u  zahlen;  sie  betrugen  1902 
2  800  Mk.  Aut  eine  viel  höhere  Summe  belaufen  sich  di 
Rücke 'Stattungen  'remder  \'erbände  u.  >.  w.  an  den  Alten - 
burger  LokalverlMind  für  die  Verpflegung  der  in  diesen 
unters  ützungswohnsitzbereclitigten  Armen. 

\'on  den  \'n)2  zur  Bearbeitung  gekommenen  7ör> 
L'nterstützunosfäiien  betrafen  nur  448  solche,  m  denen  die 
Unterstützten  in  Altenburg  den  L'nterstützungswohnsitz  hatten 
von  den  anderen  stammten  14()  aus  anderen  Orten,  14' 
waren  landarm.  Die  Zahlungen  auswärtiger  Ortsarmen- 
\erbände  belieten  sich  auf  ca.  H400  Mk.,  von  Landarmen- 
verbänden auf  ca.  9100  Mk.,  von  Krankenkassen  wurden 
rund  ^00  Mk.  fxiträge  zu  den  Verpflegungskosten  ein- 
gezogm.  währenii  ca.  400ü  Mk.  von  den  l'nterstütztei; 
selbst,  von  ihren  Angehörigen,  von  dritten  Personen,  aus 
Hmterlassenscliaiien  und  dergl.  .in  die  Armenkasse  abgeführt 
wurden,  sodass  diL  Summe  der  Rückerstattung  den  Betrae 
von  ca.  20  40n  Mk  erreicht.  Die  Einwirkung  namentlich 
der  Arbeiterversieiie'ung  auf  die  Armenpflege  wird  mit  jeden: 
Jahre  füliibarer,  indem  der  Ri-ntenbezug  die  ertorderliciie 
rntersiiilzung    nu-idert    oder    erübrigt    und    auch    dadurch. 
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dass    tue    unmittelbar   v(H1   den   l.,andes\ersie!ierun^sHnstalten 
der  Arnienverwaltuni:  i^^'zahlten.  luntrai^e  antialtend  waehsen. 
P'ine    sehr    grosse    Bedentunv^    haben    ni    der    /weiten 
Hälfte  des   19.  Jahrhunderts  die  Aufwendungen  für  d.as 

Volk  SS  eh  u  1  wesen 
im    städtischen    Ausi^abewcsen    erlangt.      Die    b'^iir^or^e    für 
die    obligatorische,    in    staatlichem  Interesse   der  Stadt  über 
tragene    Aufgabe    ist    einer    eigenen    Spezialgemeinde,    der 
Schulgemeinde,    überwiesen.     Die   Stadt    hat    namentlich    in 
den  letzten  Jahrzehnten  gesteigerter  Zunahme  der  Bevölkerung, 
gesetzlich    verlangter  Besserung    der  (lehaltsverhältnisse   der 
Lehrer,  besserer  Einrichtung  und  Xeuein.richtung  von  Schul- 
gebäuden   ganz    besonders  grosse  Summen  auf  diesen  Ver- 
waltungszweig  aufwenden  müssen,  die  in  letzter  Zeit  allein 
über    die  Hälfte    der    städtischen   Einkommensteuer    für   sich 
absorbierten.     Deshalb    belasteten    die    Ausgaben    für  Schul- 
wesen   die  Steuerzahler   in  Altenburg   m    hohem  Grade.     In 
keinem  V^erhältnis    stehen    dazu    die    vom   Staate    gezahlten 
Subventionen,    die    nur    eine    sehr    geringe  Beihilfe    für  die 
Stadt    darstellen.     Die    Schullast    wäre    noch    höher,    wenn 
Altenburg    zu    dem   Prinzip    der   Gebührenfreiheit    des  Ele- 
mentarunterrichts  übergegangen    wäre.     Da    die  Schulgelder 
aber    als    eine    wesentliche    Verringerung    des    städtischen 
Zuschusses    unentbehrlich    sind,    hat    man    sie    beibehalten. 
Immerhin    ist    die    Belastung    des    Einzelnen    in    Altenburg 
eine    sehr    hohe:    in    den    letzten  Jahrzehnten   lässt  sie  sich 
auf    3,42  Mk.    bis    10,04  Mk.    berechnen.     Der    Hauptgrund 
wird    daiin    zu    suchen    sein,    dass    Altenburg    infolge    der 
niedrigen    Subventionen    die    Lehrergehälter    fast    allein    zu 
tragen    hat,    ferner    darin,    dass    die    Baukosten    für    Schul- 
neubauten und  Reparaturen,  ferner  die  Kosten  für  Anschaffung 
von    Schulgerät,    besonders    neuer    Bänke,    in    den    letzten 
Jahren    infolge    einer    überaus  schnellen  Entwücklung  in  der 
Verbesserung    des    Schulwesens    stark    angeschwollen    sind. 
Der  Ausgabeüberschuss  muss  zum  grössten  Teile  durch  die 
städtische  Hauptsteuer   gedeckt    v\  erden,    xon    der    seit    LS  10 
schon     ein     bestimmter .    ständig    stcigiMulei      l\'ill)etra,i4    /u 


». 


nr, 


Sclni  /wecken  bestininit  wird,  üa  aui  die  !ieini^u  Sciiul- 
uemuiidr  enifnllende  Prozentsat/  jM  gegenwärtig  bedeiiiciid 
ht)!]r  ;iis  clvr  an  die  Kämni«  rn-  und  Kirchkasse  entfallende 
/nsarnnen;  denn  die  Verteilung.:  der  k(-)mmunr]ien  [iaupistcuer 
ergab  : 
im  .Lihre 

18jr): 

18()0: 

1880: 

1800: 

19O0: 


Die  Bil(hi!;u 
einer  besondere;! 
ersichtlich : 


für  die  Kämmereikassc 
63,8  % 
59,80/, 
52,3% 
52,0\ 
35,5% 

der  Höhe 
:^chulge'n 


Schulkasse:   Kirchka-^e: 
36,2% 

40,20/, 
39,8%  7,9% 

40,0%  8,0% 

56.7  0; 


7  Q"/ 
/O  ^  '^     0 

der  Sciuillast  seit  dem  Bestehui 
Hide   !M    aus   folgender  Tabi-ile 


A     -ualu-  darunter:  in  o/^  der   Einnahme  davui.  in»',     ior 

'"'       i-'',-   lil,  Hau-  I'..-oldunf?.  Gesamtaus-       einschl.  S-'h-ii-  !.(?an;'.'M  •  ^  *  f '•*''•!  ^  ch  ues 

rlalirt-      ,intwa.i,i  :';  ü.  Komun. :  gäbe  der          Staats-  ^rl<ieT  .,ahnic    ii-             i  iv,   Ivopf: 

'"    ''"^             '<i  Mk.  Stadt:        Subvention:  ii,  .Mk.        Mad?                       '"  ^k. 

18S0:  124950     7452^23,4%    ^6142  27015     7,5'\.  88808    3,42 

1885:241250   102209                   19310  36730  191940    6,62 

1890:255557    155595    30,9%    ^)7 113  56071   ]i:\7%  138444    4'41 

1895:254696   19344f^                 I12120  64552  142576    4  27 

1900:503978  28]2^h>    33,2«^^     128421  62302  12,1  3,  372557  10  04 

1902:44)218  295164                 132917  62779  30730]     8,28 

\ach  einer  Aufstellung  :uis  deiTi  Jahre  1898  ergibt  sich 
ein  Z.ischuss  der  Stadt  zu  jeder  Schulart  und  jedem  Kinde 
von  in  ganzc^  152892,88  Mk  :  da^  heisst,  der  Stadt  kostete 
diL'  l'öchterschule  „Karohnuni"  5366,40  Mk.,  die  ersten 
l^iirgerschulen  6.? 707,85  AU:  und  die  zweiten  Bürgerschulen 
s;^8]8,63  Mk.,  Kdor  Schüler  resp.  Schülerin  der  drei  Schul- 
arten aiHM-  27,95  Mk.  resp.  30.07  Mk.  re-p.  28.01  Mk. 
Hieraus  la>ss!  sich  deutlich  die  MüJic  de-  Auiwendnn^  rnr 
die  e  n/eliie  Sehulart,  dann:thei  .luch.  die  Wirkung  des 
Schulgeldes  ersehen:  das  letztere  erinassi^te  die  Kosten  der 
ersten  Hiiruerschulen  denen  de^/u  eilen  i^eireiüber  bedeiiiem: ; 


1)  pK-ei   !,etrug  z.  B.:   1900:     i  m.S:<i   Mk 

1885:      nosis 
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jecic^  Kuh:  ir^.h:^  Mk..  Ihm  cim  /woik'ii  Hiii^cT^chuhMi  dn^cizrii 
nii:  i.L'S  ^\k.  XaluTc  AnsniliruiiL^t!]  ulu"  Ja-  SchiilucM 
finden    mch    iinkT  den   bannahnicii   aii^  (Khnhini, 

nie  lieiitJLio  (Iruiullace  inr  tiic  \'cr\\  alliinL:  de-  Siiiiil- 
Ac^e!i>  bildet  die  SehuluenieiiuleoreiiiuiiL:  \tMii  (>.  Mär/  l'^7(), 
deren  wesentlichster  Piitikt  ni  der  TreimmiL:  des  Seluilwesens 
\oiTi  Kirelienwesen  /ii  tiniden  ist.  ein  [-"ortseliritt.  der  aiieli 
ansserlicli  dadurch  ^ekeiiii/eiclinet  wurde.  da<s  eine  Trenntini^ 
d.es  Kassen 'Acsens  durch  h'rrichtuiii:  einer  Spe/ialkasse  für 
Jas  Schulweseii  neben  der  bisher  bestehenden  Kirchkasse 
erfolgte.  Das  erste  Jahr  der  NeuordniniL:  war  das  Jcihr  1877; 
mit  diesem  verschwand  auch  der  alte  Zustand  der  Parochiab 
schule. 

Nur    mit    wenigen  Worten   will    ich   ciuf    die  C'iestaltunL: 

de>  Sclnil Wesens  unter  kirchlicher  X'erwaltttni;  eino-ehen.  Den 

Beginn  des    städtischen  SchtiKvesens.    d    h,   rbernahme    der 

bestehenden  Klosterschulen  durch  die  städtische  netierrichtete 

Kirchen^etneinde  verle,ij;t  man  allgemein  ms  Jahr   1529.  Die 

Stadt  übernahm  damals  die  von  Franziskanermönchen  unter- 

h.altene   Bartholomäischuie  in    ihre  V'erwaltiin;^,    während    sie 

eine    schon    bestehende    Hlementarschnle.    die    Xicolaischule, 

eingehen   liess.     Die  Bartholomäischulr    war    lanij;e  Zeit    die 

emzis^e  städtische  Schulanstalt.     In  ihr  vvurde  htimanistischer 

IJuerricht    erteilt,    und    zwar    bi^   ms    bs.    lahrhunderi   hinein 

iri   den   unvollkommenen   und   uni^esiinden,   niedrigen   Räum- 

iichkeiren   de<  alten    branziskanerklosters.      .Alte    Xachrichten 

erzälilen    von   dem    ^^rossen    Rute    und    der    hohen   Ik'suchs- 

/ifter  diese^  .. Lateinschule " .    Kmnalimen  aus  detn  Schulwesen 

kannte    du-    Stadt    damal-    noch    nicht.    U'dJ.'^licli    .Aus^^aben. 

hauptsächlich    bestehend    m    Zuscluissm    zu    dem    zum    J\mi 

aus  Naturalien  und  den  Scluil^elderii  di-r  Schuler  be-tehenden 

[•.mkomme'i  der  heitrer;   so  verzeichnen  (he  alten  Rechmin<:en 

/.  Fl   im    Jahre    1650    lol^ende    Cjehälter    nir    5   Lehrer:    der 

Direktor    e'Juelt    70  (1,    der  (J^nrektor  -10.    der    Baccalatireu> 

IJ.    dtT    ( J Jlaborator    -iiperior    (/n^ieich    Stadtori^aiust)    fJ), 

i.")   Cj.       17<»n    .V  ar    Ju'    Z<Jil     der 


1  ,ehre;-leilen 
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an  der  Schule  auf  7  und  J.i-  Ge'iai'  in 
ioiuei  der  Wfise  gestiegen:  der  Direktor  ernieil  ;ri/'  >o  G. 
0  (irischem  de-  Tonrektor  59  O  ^  Gr..  J».-'-  r:]ti;rl-).!ccalau- 
reus  :'>H  (j.  17  ( ir.,  der  Collab.  -up.  87  Ti.  ih  (jr.,  der  Coiiab. 
int.  J>  (j.  19  ür.,  der  Subrektor  7  (5.  5  (ir.,  der  Oberbac- 
caiatiieus  28  G  9  Gr.  Erst  1727  entschlos-  man  sich  zu 
emeif  Neubati.  i'er  einen  Kostetiautwand  von  5000  Gulden 
vertin.achte.  Neliei;  dieser  iK'Jieren  Schulanstalt  hatten  Meh 
auch  A'iederje  eine  Elementar-clnile  für  Knaben  undMädch-.n 
mit  in  der  Re-G  nur  einem  '.niziuen  Lehrer  oder  Lehrerm 
enlwi:kelt,  deren  i annähme  neben  einem  ^anz  L^erini^en  GelJ- 
und  rNaturalzusehiiSS  von  der  Stadt  ^leichfa!l>  in  den  Schnl- 
U'eldern  bestand.  Die  SMdtordtmn^  von  1831  liess  die 
bestehenden  Sciiuieinrichtun,L;en  unberührt.  Die  Lateinschule 
war  inzwischen  /.u  einem  C]>tnnasium  erweitert  worden  und 
wurd(?  kurze  Zeir  darauf  in  eine  Staatsanstalt  umo:ewandelt, 
während  die  Stadt  später  als  Hrsatz  eine  höhere  Büri^erschule 
für  Knaben  einrichtete,  die  aber  auch  seit  creraumer  Zeit 
sich  als  ReaL^ymnasium  in  Staatsverwaltung  befindet.  Gm 
diese  Zeit,  tmd  /w^ar  mit  i.^Jö  beginnend,  bracli  die  Stadt 
auch  mit  dem  alten  Prinzip  der  Selbstvereinnahmung  des 
Schulgelds  durch  die  Schuiiehrer:  es  wurde  jetzt  von  der 
Stadt  selbst  eingezogen  uuii  unmittelbar  lu  Schulzwecken, 
besonders  zur  Be-oldung  der  Lehrkräfte,  verwendet.  Damals 
wurden  19  Leisrer  und  4  Lehrerinnen  tnit  einem  Gehalte 
von  100  bis  240  Talern  re^p.  70  Talern  beschäftigt.  Der 
X'orsLand  der  stadiischen  Schulen  bezog  488  Taler.  Zu  unter- 
richtui  waren  iin-efähr  IjJO  Kinder.  Nach  der  städtischen 
Beso  dungsordniii^L:  vom  ^0   September  1869  war  das  Gehalt 

Lehrer  ein  ^ehr  tuässiges:  es  wurde  tür 
;dete  Lehrer  'an  der  städtischen  höheren 
1  400  bis  7i)0  Taler.  in  fünfjährigen  Pausen 
inwachsend,  festgesetzt,  für  Volksschulleh.rer 
bei  cntsprechemi  geringerer  Steigerung  von  je  50  Jaler  auf 
250  bis  500  Taler;  lediglkh  das  Gehalt  der  Gonrektoren 
erreichte  nach  25  jähriger  Dieii-t/L'it  die  Höhe  von  550  Talern. 
Aiis^.rdeiii    wird    ein    nach    Höhe    des  Gelialte^    beme^^e-^er 


der  städtische!; 
akadLunisch  gel 
Bürgerschule)  .•; 
tun  je  100  JJLie' 
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.'ü  hi^  ()U    l'<iki   i_:cv\alir 


W'i' li  nun  l:^- cid  ZU  sei  111^ 

Xcü^ecoUü^t:  crtiilir  cki>  HcsoKliiiiiZ'^-  iiiid  i 'cii^iiMiswc^cn  iUt 
Lehrc^  Aiuxl)  (\i\>  Cj^sl'!/  vom  J2.  Dc/lmhIki  \^7').\'(^\\  wrkhcr 
Zeit  a:\  Ml'  durcli  wiederholte  l^rholiiiiiLien  '^ei;eii  irnliei  be- 
deutend, oestivLieM  >uidi.  über  aueh  eine  uaelisende  Mehrl^e- 
iasuiuc  des  Oenieuidehaushalts  stattgefunden  hat.  Die  Knt- 
v\  lekhiiiL:  iier  LehrerL^ehälter  dhistriert  zuuleudi  am  deutliehsten 
das  schnelle  Waehstuni  des  Altcnburuer  Schuletats:  sie 
mölken  hier  ni  ihrer  Gestaltiinu  wahrend  de'^  l^b  .lahrhundcrts 
ap.L:.eiüh.rt  werden.     Sie  betrugen: 

Siunme  d.  Gehälter:    im  Jadire 


m  dal: 
\HM^   1 

]  8dS : 

1  s3ö : 
1859: 

]8h9: 
]S7h: 
bs8(^ 
188Ö: 
1890: 


^e 


901    Mk. 
1  d90     .. 


122öb 
U>937 
dO  1 4d 
d0294 
42004 
(v)494 
7452b 
102269 
l.)5  595 


Summe  d.  Gehälter: 

18^)1  :  lb(U22  Mk. 

1^92:  169771  „ 

1893:  175506  ,. 

1894:  182  911  ., 

1895:  '   193446  „ 

1 896 :  20 1 97 1  „ 

1897:  203066  ,. 

1898:  209042  „ 

1899:  251715  „ 

1900:  281290  ,. 

1901:  280175  , 

1902:  293164  „ 


W'bci'  die>er  Ausiicibc  der  Schul  Verwaltung'  fiel  auch 
d!t'|rn!L;e  nir  Schidbauten  uwd  Schulenn'ichtunj^  im  letzten 
iahrzehni  -^av:/.  r>esonder>  in-  (jewieiii.  ncunentlich  auch 
ilL-slialb,  Weil  liir  die  Aus.-tattun-  mid  iiKuleriK-  Hinrichtun.ij; 
de''  allen  Sehui^ebäude.  iiir  die  laiiL^i  /eil  au^  Gründen  der 
SparSc'tmki'i:  weni^  ^'eschidien  konnU',  mehr  .Aufwendungen 
^i-machi  Worden  waren;  \'()r  allen  Dingen  aber  \erschlang 
Ti  dien  letzten  Jahren  tine  Reihe  \'on  SchulneubciUten  grosse 
Siimmei:  inir  die  SteigerunL^  der  Sehuria>t  i^l  aueh  die  im 
'ahri'  1S9()  critJ^ie  riu'rnahme  der  iK^heren  Mädchenschule 
,,  K.iroiniunr  .  lmirt  Iriiheren  b^rivatanstall.  \'o!i  Wichtigkeit, 
'lann  da>  ^tä!ldl^e  \Vach>en  der  X'ervvaitun^shOsleii,  schliesslich 
dii    W'rmehrun-    d.cr  l,ehrerstelk-n  —    1898    waren    e^ 

woscn  b^  Stellen  aui  du   h.')lKre  Jd.'chterschuk  entfallen. 


' .     I  • 
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Die  Ver^vdltung  der  :)k 'lulangeiegeiihei'ei-  -[^n^  d^m 
der  lioheren  Schulbehördc  nnterstellten  Sehüivor-ia'ide  zu, 
einer  aus  12  Mitgliedern  bestehenden  Kbr[^ersehan  mit  Ver- 
tretu  lg  der  Seh'ilgemeinde  —  umfassend  die  politischen 
(jemeinden  Aiiriiburg,  S^emwitz  und  Drescha,  früher  (bis 
1884  bezw.  188f')  ausserd^  ni  \  ler  weitere  Ortschaften  durch 
8  Mitglieder  dei  Schulgeinemde  Altenburg  und  dureii  1 
Vertreter  der  eiimepfarrten  Orte.  Durch  ihn  erfolgt  die  Wahl 
und  Anstellung  der  städtiscfien  Lehrer,  sowie  die  \'erwaltnng 
der  /\usgaben  und  Einnahmen  der  Schulkasse.  Die  Pflicht 
der  Unterhaltm^L:  der  Volksschulen  nötigt  zum  Aufbrintjen 
\()n  Anlagen,  wenn  das  Schulgeld  nicht  ausreicht,  die  La-'-n 
zu  decken.  He;  []berbür,lung  kann  eine  Unterstützung  aus 
der  allgemeinen  Schulkasse  eintreten,  (he  auch  bei  einzelnen 
dringenden  F'ällen,  wie  Scliulbauten,  gewährt  wird. 

Die  Schullast  ist  in  den  letzten  Jahren  die  bedeutendste 
der  Stadtverwaltung  geworden,  womit  zugleich  eine  für  die 
Steut.Tkraft  der  Schulgemeindemitglieder  empfindliche  Er- 
höhung der  Bedürfnisse  für  die  Schule  Hand  in.  [jand 
gegangen  ist. 

Anhangswei-^e  soll  Iner  em  kurzer  Überblick  über  die 
Verfassung  und  dh    Ausgaben  des 

Kirchen  Wesens 
folgen.  Zur  \'-rwaltung  des  Kirchen\-ermögens  und  zur 
Verstdiung  de^  .Kirchen-  und  Schulwesens  bestand  seit  1529 
eine  Gemeinde  mit  selbstän(':iger  Kassenverwaltung,  in  erster 
Zeit  „Gemeiner  Kasten",  „Gotteskasteir'  genannt.  Die  Hin- 
nahmen bestanden  hauptsächlich  in  zu  stiftungsgemässer 
Verwendung  bestimmten  l.egatzinsen  und  waren  ebenso  wie 
die  Ausgaben  ^chr  gering.  Als  die  Menraufwendungen  für 
den  öffentlichen  Schulunterricht  F^iide  des  18.  und  Anlang 
des  :  9.  Jahrliuiuitris  danonid  zunahmen,  geriet  die  Kirchen- 
kasse in  VermÖL:rn^verfall  und  wurde,  um  diesem  Zustand 
durch  Hrhebuni:  öffentliciier  Dmlagen  abzuheilen,  auf  die 
allgemeine  siädtische  Finas'zreform  vertröstet.  Doch  erst 
nach  laimer  /eu  war  diese  iH^endet,  1^41  verzeicinietr  die 
Kircbenrecinuing  den  ersten   Xnieil   an  der    lS4i^  ein^eiuhnen 
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K];i->c::-u  i:ci.      Hk    MauuM diUiiii;   \o]-   \SM    halte   der  Küch- 
iiemeiiuic   cmv   ncuv  (IO^talt  verliehen.     Dar.aeh,  hestand   die 
sxiivM.uenieiiule  AltenburL:  au^  den  prote>tcinii-eheii  Hewuhnern 
de    Hrk'    .vltenbiirL:    tniit   Ausiiah.nie    der  Hol-    und   Mihtär- 
^enienidei.   Dreseha.   KiUlent/.   Minima,   l'adit/,  Sleinwit/   und 
/scheenun  ■'  ■)     Sie   stand    unter  der    Kireheninspektion.  be- 
stehend au-   dem  Gep.eralsuperintendenten.  eieiii  C>berbiir,^er- 
nieister    und    dein    Kreisamtniann    (weisen    der  einiicpfarrten 
Detrtschaltein.    diese    wieder    unter    dem    Konsistorium.     Die 
Kirchkas-e  unniasste  das  X'ernuM^en  der  Kirch^^emoindc;  PtHcht 
eines  ledeii    Mit;^b:eds   war   die   Aulbnneuiua   i-'incs   etwaigen 
Kehlbeira'^,-  aus  eio:enen  Mittehi.     Der  üeneralsuperintcndent, 
zuL^leich  Oberptarrer  der  Stadt,  und  der  Stittspredi.^er  wtirden 
\om   ller/MU   aiii  \'(uschhi^  des  Konsistoritims  ernannt.   Das 
Kirciienpan-onatsrecht  der  Stadt  äusserte  sichi  ledi^ilich  in  der 
Beset.^uni:    de>    Archidiakonats    und    des  Diakonats.     Am   S. 
[■ebruar  1^77  ertol,^te  die  Treiinuui^  der  Kirchen-   und  Schu!- 
uemenule.      Seit    (heser   Zeit    wird    die   evangelische    Kirch- 
gemeinde   Altenburg,    die    juristische    F\^rs()iilichkeit    erhtiigt 
iiai  und   a.us   der  auch    atisser   der    Hot-   und  Garnison-    die 
StiitSLiememde-')   atiszuscheiden    ist,    nach    atissen  durch  den 
Kirclien\-. erstand  vertreten.     Dieser  steht  unter  dem  ständigen 
\'ors!t/e     dies     ( ieneralsuperintendenten     (überplarrers)     und 
beste!  I    ausser   den    übrigen    testangestellten   Geistlichen    der 
(leniemde  aus  deiit   Oberbürgermeister  und    den    zehn    welt- 
liciie'i    ..Kirchenvorstehern",  von  denen   einer  die  Ortschatten 
vertritt       /m    seinen    [Pflichten    gelu)rt    neben    der   Erhaltung 
de- 
der 

iiUid  das  F-nedhois-  und  Beerdigungswesen,  Leitung  der 
Kirch-<asse.  APiStellung  d,er  unteren  Kirchendiener  u.  a.  Seine 
\v!raeset/;i<:  Helu'irde  ist  das  Konsistorium.  Hinsichtlich  des 
Pratronatsrechtes    bewendet    e<  bei    den    [k'Stimmtingen    von 


eligicscn    Sinnes   in    der  (lemeinde   die  Beteiligung   an 
u'tenthchen    Artnenptlege,    Aufsicht   über   die   Singchöre 


ab,   -'uj;i'-^   Miiitv  nur   'mcli   Stemwit/;   '.ind   I)r>'srh,!   i-ii\m'plnrrt  sind. 

j!   (inm-inl    isi    riü    1  ).;;!!tiisi]it    zur  Autn;'hniv    jcÜü^it  Danirü    ü'ui 
bizK'iuiiig  adli|^cr    inciitcr 
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iNol.  Zur  Zeit  amtieren  neben  dem  i.  luieralsupermtendeiiten, 
dem  Stifts-  und  dem  Holprediger  ein  .\rchidiakonus.  drei 
Diakonen  umd  ein  Hilfsprediger.  Die  Ausgaben  u.ncl  Fin- 
nahnen sind  auch  jetzt  nocii  gering.  Die  Ausgaben  bestehen 
in  e'ster  Linie  in  Besoldtmg  inid  Pensionen  der  angesteilien 
Cjcistlichen  und  Beamten,  m  [^assivzinsen,  in  Baukosten, 
\'erwaltuiigsausL!aben  u.  s.  \\  .  die  [{innahmen  in  Steuern 
(Ant^Ml  an  der  Klassen-  resp  Hinkominensteiier,  dem  Grund- 
steuerzuschlag.  den  Besi* /wechselabgaben),  in  der  Kollekte 
ti.  s.  w. 

Zti  den  Mnhgatorisenen    kommtuialen  Aufgaben    gehört 
ferner  die  Fürso-vre  für  eas  städtische 


W  e  g  e  w  e  s  e  n  , 
verbanden  mit  anderen  Ausgaben  für  (jesundheits-  und 
Wohlfahrtspflege  und  sonstige  kulturelle  Aufgaben,  wie  für 
Strassenreiiiigini'-  und  Btleuchtung,  Kanalisation  u.  a.  Der 
Ausbau  der  städtischen  Sirassen  tind  Plätze,  soweit  er  als  ein 
nach  modernen  Ansichten  unumgänglich  notwendiger  an- 
gesehen werden  muss,  albo  der  Aufwand  für  Pflasterung  der 
Strassen  und  An,iage  von  Btirger.steigen  m  denselben,  von 
Brücken  und  Barneren  an  gefährdeten  Stellen,  auch  für  Anla.ge 
einer  städtischen  Kanalisa.tion,  die  zu  der  m  sanitätspolizei- 
lichem Interesse  erforderlichen  Abführung  der  städtischen 
Abwässer  dient  und  inl^iue  der  Schwierigkeit  des  etwas 
bergigen  Strasse ntcrrains  in  .Alten bürg  grosse  Kosten  verur- 
sach, hat,  geh«)rt  sinngemäss  hierher,  da  er  über  das  staatlicher- 
seits  Geforderte  nicht  hinausgeht,  soll  aber  im  Zusammenhang 
mit  den  übrigen  Ausgabeposten  für  das  Bauwesen  an 
anderer  Stelle  erörtert  werden.  So  erübrigt  nur  noch  eine 
Darstelhing  der  öffentliciien  Strassenreinigung,  des  Abfuhr- 
wesens  und  der  Strassenbeleuchtung.  Sowohl  der  Etat  als 
auch  der  einzelne  Steuerzafiler  wird  durch  die  Atisgaben 
für  Jiese  Atif'^aben  nur  wenig  belastet,  da  sie  auf  das 
Notwendigste  b.e^chränkt  werden.  Auch  kommt  hinzu,  dass 
eine  allgemeine  öffentliche  Strassenreinigung  nocli  nicht 
durcageführt  ist,  sondern  noch  an  dem  Prinzip  der  \'er- 
pflichttmg    der    Anlieger    viazu    i'estgehalten    wird,    während 
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eine  o"cn:::ohc  Str.i^^oniuii;i:iin^  nu'  fiir  -^wis^^c  vUlcntlicIu^ 
Plätze  111  J  Strasscn/iiiii  \u]i\  Im;  1u^^(  itii^niiL:  \imi  Schnee 
subsidiär  huiziitntl,  Aue!;  hat  che  Sliuli  last  iKH'h  keine 
\i]f\\\  iuiiinoen  tür  nuKkTiU'  ReiniL^nnL^siiistniniente  /ii  machen 
.L^eiiabt,  Ja  solche  erst  iii  allerjiinj^stcr  Zeit  /iur  Anwendini^ 
'jLkcHnn^cii   snul. 

\''>n   cHier  öflenthchen 

Strassen  rei  n  1  !^u  n  i^ 
kann  er<t  seit  Ks.i'^.  dein  Jahre  des  Hrlasscs  der  (lassen- 
r.rd.nnn^  :iir  die  Stadt,  die  Rede  seni.  Der  l'^eini^nni^  der 
v;iras>cn  nrassten  sich  danach  die  Haiishesit/er  Ium  Andri^hnnj^' 
von  1  T.ikr  Straie  zweimal  m  der  Woche  unterziehen,  Die 
öftcntichc  StrassenreiniL^uni^  trat  aiishiltsweisc  hinzu;  sie 
u  irile  iir.ur  Aiilsich.t  eines  Strassenmeisters  besor^^t  von 
ari^cii-schLiien.  l.enten,  die  sonst  der  r)ttenthchen  Armenpflege 
.''ir  {.A>i  -eicdlen  waren.  An  dieser  RcLielunj;]:  wird  noch 
iicr.ie  :cst^.'halteri.  Hme  ()i'tentlicfie  Strasscnspreni^uni.^  findet 
vr-i  NCii  einigen  Jahren  >tatt. 

Die  Abfuhr 
\üii  Muii  iip.d  Ascbie  hatte  früher  der  Hausbesitzer  selbst 
zu  be-or^ien,.  I{rst  später  libernahm  die  Stadt  geilen  Hr- 
-lait'jnu  der  Selbstkosten  die  F^eseiti^ung  der  Asche  aus 
den  Mäu-e'-p,  unter  Henutzun,i:  der  Gescinrre  des  stadtischen 
A\a"-i,!ll>;  189h  beschränkte  ^ich  die^e  Hnirichtung  wieder 
j'ji  die  Häuser  ohne  AschenLjruben.  l'l'er  die  Ansammluni^ 
de"  lueii^c  iliciien  f^xkremeine  und^  anderer  Abfallstoffe  in 
lunr.en  und  Gruben  sowie  die  Abfuiir  derselben  und  deri^l. 
'^e^:e!ii  eine  X'erordriunL:  cius  dem  Jahre  1S9().  Die  Abfuhr 
iiat  in  di^  Nacht  zu  erfolgen,  unter  Anwenduni^'  eines 
pneiniiatiNCiien  Apparate^  jedoch  auch  /u  jeder  Tat/eszeit. 
i'i  der  Re^^el  Übernimmt  die  Stadt  die  AfMulir  ciuf  städtische 
^irund-UiCke  und  Felder  und  >()r^l  auch  fiir  Auff)ewahruni^ 
der  zu  Düngemitteln  ^eeiijnete']  AbtaÜNtofie,  die  in  städtisches 
l-j'4entiini  ubergeiien. 
F-Jne   öffentliche 

Stra  >>e  nl'iel  e  uch  t  u  n  ^ 
in     Lieriri^em     ^mIan^e     niitiei^    nllaierneii     kennt     man     in 
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AitcuMirL:  schon  verhältnismässig^  'u' ^e.  ikreifs  seit  1734. 
Die  l\i)^k■l!  wurden  durch  eine  riifenthclie  LuiiaLie,  eine 
/wecssteiier,  allerdings  nur  zum  Feil,  aufgelHuchi,  Die 
Laternenkasse.  in  jenem  Jaln  ernchtel,  diente  zur  \erwaliung 
diesei   hjiinahmc  an 

Laterne  ni^e  Id. 

Fkitraiis})n:uiiig    hiei/u     waren    besonders    die    Hau- 

.ueriossen,  mit  .\u5i1ahme  dei   ärmeren,    neben    den    HausliM - 

sitzern.     iTsprunL^Hch  bestand   diese  Abi^abe    m   freiwilligen, 

beiiebi.uen   Ikntrj-eii,  die  aber  aus  (jriinden  bequemerer  Er- 

liebm-,ii;  und  Verrechnung  zu  ^la'Dilen,  kopfsteuerartii^en  wurden. 

Der  l-,tat  der  Laiernenkasse  i^t  während    1(K)  Jahren  einsehr 

,L:leichmässi,ii,er  .i^elüieben,  immer  waren    die  Einnalimen    ge- 

riuL^er  als  die  AiiN-aben,  tr^i/dem  noch  ein  Anteil  von  zwölf 

Ciw  von  jeder  bhirc^-eraufnaiime  als  besondere  Unterstützung 

/A\    gnnsten    der    Kasse    erlinben    wurde;    in    den    dreissiger 

Jahren  z,  H.  finden  wir  eine  Aufgabe  von  2060  Taler,  dagegen 

eine  himiahme  \nn  nur  H2^.  IViler,     In  jener  Zeit  wurde  die 

allgemeine  Strassenbeleuchiiniu,  d.  h.  auch  m  den  Vorstädten, 

eingetährt,    wodurch    die  Au>gaben    aul  d975  Taler  stiegen. 

Da    die  Laternenkasse   immer    mii    einem    Defizit    gearbeitet 

iiatte.  benutzte    man    die  Gelegenheit    der    Neuregelung   des 

bman/wesens  in  den  dreisMger  Jahren    sofort  dazu,   sie   mit 

der  Kämmerei\erwaltung  zu  vereinigen   und   mit   Einführung 

der  KJassensteuer  das  Laterncngeld  auizuheben  (ISJO». 

l'ine  Beleuchtung  der  Stadt  mit  Gaslaternen  besteht 
seit  dm  fünfzigei'  Jahren.  Zw  diesem  Zwecke  wurde  eine 
Aktien  LTcsellschait.  die  Alten  burger  Gasbeleuchtungsgesell 
Schaft,  gegründei.  die  am  M.August  1854  die  Rechte  de- 
( iesamtpers()nlicinxeit  erhielt  und  heute  nocli  besteht.  Die 
Ausgaben  bestehen  in  dei  i  ier^tellung  und  l'nterhaltung  der 
Beleuchtungsanlagen  und  in  d^u  an  die  Gesellschaft  gezahlten 
(jaskosten.  Verschiedene  Versuclie  in  letzter  Zeit,  die  Gas- 
anstalt m  >tädt]sche  Verwütung  zu  bringen,  sind 
gesche  tert.  '1 


biSiier 


V   Dir   n>eri!.i!!iiio   des  Gn^weike<    seitens   der  Stadt    erfel^te   erst 
!iri    1     J;  nuai    lUOr 
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Audi   (lif   Aiisiihiiii'^   (Kr   nioJiMni 

P  o  1 1  /  c  I 
isi  vic^  {  iciiuiiulc  lihcrtra^on  Sic  iibl  >!0  aus  im  Aiittrai^c 
Jos  Siaato  niui  unter  Loitimi^  ur.ci  aikMiimor  X'crantwortlich- 
-.0!!  cüie^  Mitglieds  des  Stadtrats  und  /war  seit  dem  Bestellen 
pnli/eilieher  Hinriehtun^en  unter  der  des  Oberlniri^ermeisters. 
der  hierlx'  m  seiner  lu^ensehatt  als  Staatsbeamter  unab- 
iiänL^i^  \o:ii  Biirgervorstand  handelt,  ihm  ist  sowohl  die 
Leitun^^  der  Sicherheitspolizei  und  des  mit  den  polizeilichen 
Kunktionci:,  die  sich  entsprechend  den  alli^emeinen  (jrund- 
^.itzen  der  Polizei  nötii:  machen,  iibertraijen.  Hierhin  ^adiört 
m  Altenbnri^  ausser  einio;cn  kleineren  Auf^uaben  die  Atis- 
ubuiu^^  der  Haupolizei,  der  Gesundheitspolizei,  der  Markt- 
polizei, dk  Aufsicht  über  das  Eichamt,  sowie  die  Leitung' 
des  Xachtwach-  und  des  Feuerlöschwesens.  Die  erste  Grund- 
laiie  zur  Ordnung"  des  ^e^enwärti^^en  stadtischen  F^olizei- 
wescn>  wurde  durch  die  Stadtordnuni^  von  \SM  ^eit^eben. 
deren  dics^eziu^lichen  Ik'StimmunLien  nii  Laufe  des  Jahr- 
hunderts durcii  verschiedene  Ordnun^^ien  über  _i^ewissc  Spezial- 
zwei^e  der  lokalen  Polizeitätigkeit  ergänzt  wurden:  so  ist  die 
(  lasseiiordnunu^  vom  1.  Juni  1833  /.u  nennen,  die  im  wesent- 
lichen der  Sicherheitspolizei,  dann  gewissen  P"ragen  der 
(jcsundlieits-  und  Wohlfahrtspflege  eine  aligemeine  Regelung 
/AI  geben  bestimmt  war;'i  dann  die  Bauordnung  vom  7. 
\o\ember  1859,  die  jeden  Neubau  und  jede  Reparatur  oder 
\'eranderung  einer  baulichen  Anlage  der  beliördliclien  i\on- 
irolie  unterwarf  und  von  der  baupolizeilichen  Hrlaubnis 
abliänum  machte  und  eine  Menge  baupolizeilicher  I^estimmuii- 
^eii  gal\  t^ls  kommen  hinzu  die  Nachtwachtdienstordnung 
w)iii  10.  Fei^ruar  18Ö7,  die  die  früher  auf  den  Bürgern  ruhende 
l-ilicht  der  Xachtwaclie  endgtiltig  besoldeten  Beamten  über- 
trug, die  i^jstimmungen  über  die  Fichung  und  IVüfung  der 
^\aasse  111  cl  Gcwicfite  bei  Frricfitung  des  stadtischen  Fichamts 

li   D.nr.iN   standiT.   \kt  PoliZL'iuffizi.nileii   ini  Diunstr  der  Stadt:  der 
/eiuMchiiTicisu.  r,    dt.T    .\\arklnirislt'r,    diT  Hmtw  .il'-vT  und   Hoptenmesser 
"  lii/ndiciicr   i.ind  K'.it^iroii   mit   (..■iiitiii  .i;ilirt.'>^t.'hciil   x'on   .^00  bczw 
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IHh').  ^chliessiirh  die  Feuerlöscliordniing  vom  2(!.  .luli  ]S99. 
Danebcnlier  ginueii  eine  Anzahl  polizeilicher  Finzelbestimmun 
gen,  von  denen  die  gesundheitspolizeilichen  über  die  Aul 
bewahrung  und  die  Fortscliaffung  von  Abfallstoften,  die 
Finfütirung  der  i  K  ischbescliaii  und  der  Nahrungsmittelkon 
trolle  ^'on  Wichtigkeit  sind.  Am  17.  November  189b  erschien 
das  geltende  Regulativ  über  die  Neugestaltung  des  Polizei- 
wesene..  Fs  brachte  eine  Neuregelung  der  Organisation  und 
der  Pflichten  de-  städtischen  f^aiizeiexekutivpersonals.  Fs 
untersteht  danach  dem  Oberkommando  des  Oberbürger^ 
meisters  als  dem  Merzoglichen  Polizeidirektor  und  der  Führung 
des  Pclizeiinspektors.  Es  besteht  aus  der  Schutzmannschafi 
mid  Nachtpolizeimannschaft,  die  sich  aus  einer  dem  jeweiligen 
Bedarf  entsprechenden  Anzalii  von  Schutzleuten  bezw.  Nacht- 
polizeivvächtern  zusamniensetzen.  Gegenwärtig  sind  18  Schutz- 
leute aigestellt.  Die  NachtpoJizeimannschaft  unterscheidet  sicli 
von  der  Schutzmannschaft  dadurch,  dass  sie  ihr  Amt  als 
Nebenberuf,  die  letztere  dagegen  als  Hauptberuf  treibt,  dass 
ihr  Dienst  nur  die  .Nachtzeil,  der  der  Schutzmannschaft  die 
Tag-  vnd  Nachtzeit  umfasst  und  dass  sie  unter  Aufsicht  der 
letzteren  steht.  iMiden  wird  Tniform  und  Ausrüstung  von 
der  Stcdt  gestellt,  ausserdem  ein  Gehalt  bewilligt,  das  gegen- 
wärtig für  die  Scliutzmannschaft  auf  1050  bis  1450  Mk.. 
für  die^  Nachtpoiizeimannsciiaft  auf  400  Mk.  normiert  ist. 
F^in  Pensionsanspruch  auf  Gnind  der  Statuten  vom  6.  November 
1890  und  vom  18.  März  189:2  besteht  nur  für  die  ersteren. 
wahrer d  er  für  dne  letzteren  nur  insoweit  begründet  ist,  als 
sie  Gemeindebeamle  im  Sinne  des  vorgenannten  Statuts  sind. 
Freie  Dienstwohnung  wird  diagegen  in  beiden  Fällen  nicfit 
gewährt. 

L^ie  Kosten  d^:r  polizeiiichen  Tätigkeit  des  Stadtrats  in 
seiner  ^Eigenschaft  als  staatliches  Organ  fallen  der  Gemeinde 
zur  Last,  die  dafür  ;dlerdings  durch  die  Staatssubvention  zu 
Zwecken  der  Polizeipflege  wie  durch  die  Einnahmen  an 
Polizei:;porteln  und  Strafgeldern  entschädigt  wird.  Die  Aus- 
gaben bestehen  in  der  Besoldung  und  Pensionierung  des 
Polizeinersonals,  in  den  Kosten  der  Uniformierung  und  .Aus- 
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rüstung  desselben,  in  den  Aufwendungen  für  die  verschiedenen 
Wachlokalitilten,  das  städtische  Geiangenenhaus  und  das 
Eichamt.     Ls  betrug: 
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63 
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78 

1900: 
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71 
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39270 
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64 

Ein  öffentlicher 

Feuerlösch  dien  st 

setzt  in  Al:enburg  mit  dem  Jahre  1733  ein,  in  dem  30 
bezahhe  F'euerknechte  von  der  Stadt  angestelh  wurden. 
Vorher  hatte  sich  die  Stadt  lediglich  mit  einer  oberfläch- 
Hchen  Ordnung  des  Löschdienstes  durch  Bestimmung  einer 
Reihe  von  Leuten,  die  in  den  einzelnen  Stadtvierteln  als  die 
Ersten  auf  cier  Brandstelle  zu  erscheinen  hatten,  begnijgt,  es 
der  Bi^irgerschaft  im  übrigen  überlassen,  sich  selbst  zu  Hilfe 
zu  kommer:.  Die  hölzerne  Bauart  der  Häuser,  die  Ver- 
wendung 'mMzerner  Kamine  und  die  Aufbewahrung  des  nur 
aus  Holz  bestehenden  Brennmaterials  in  den  Höfen  begüns- 
tigte häufige  und  verheerend  auftretende  Feuersbrünste.  Um 
dem  vorzubeugen,  ordnete  ein  Edikt  1728  die  Erweiterung 
der  zu  engen  Gassen  und  die  Einführung  von  Brandgiebeln 
an  und  eins  aus  dem  Jahre  1746  verbot  die  Verwendung 
von  hölzernen  Schornsteinen.  Hierbei  will  ich  auch  erwähnen, 
dass  1753  die  staatliche  Brandassekuranzkasse  begründet 
wurde,  die  heute  noch  als  Landesiinmobiliar-Brandversiche- 
rungsanstah  fortbesteht  und  deren  Geschäfte  für  den  Stadt- 
bezirk vom  Stadtrat  besorgt  werden. 
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iVn   Leuerlöschdienst  iihcrnahnieii   im    1^,  Jahrhundert 
lieben   der   PHicht-  in  der  Har.ptsnche   die  l^reiwillige  F^Yhu  r- 
wehr.     Die  .Ali-  nburger  Welr   >telil   unter  Leitung  des  Ober- 
bürgermeisters  .ils   dem  Chef   der   städtischen  Polizei,    unter 
Führung    de>   1\  iierwehrkoniiMandanten    und   seines    Stabes. 
Die     A'ehr    ist    militärisch    organisiert.      Sie    soll    nach    de- 
h'euerlöschordniin^  von  189^*  vorzugsweise  aus  solchen  Ein- 
wohnern gebikiei  \\'erden,  die  den  Feuerwehrdienst  freiwillig 
übernehmen,  sodann  aus  snlchenu  die  zu  bestimmten  Diensten 
gegei    Lohn  angestellt  ode?   auf   grund   persönlicher  Dienst- 
pflicht,  die   vom    L^.  bis  zum  39.  Lebensjahr  läuft,    berufen 
werden.     Die    Wehr   zerfällt    m    einzelne    Abteilungen.     Die 
Abteilungen    der   Steiger,    liirner,   Kriegerfeuerwehr  und  de! 
Bergiingsmannsciiaii  leisten  den  Dienst  ohne  Bezahlung,  die 
Abteilungen  der  Pioniere  und  der  Wassertransportmannschafi 
werden  für  ihre  L)ienste  bezahlt.     Der  Feuerwachdienst  wird 
dage.Lien  immer  nur  gegen  luUgelt  geleistet.   Alle  Abteilungen 
ansse-  der  Bergiingsmann.^eliati  werden  auf  Kosten  der  Stadi 
gekleidei    urid    ausgerüstet.     Die    durcii    die  Ablohnung    der 
Mann-^ehaften,  BcKleidung  jiiJ  Ausrüstung  derselben,  Instand- 
lialtui  g     der    L'^kalitäten,    .Abnutzung,    Beschädigung     unu 
Wiederherstellung  resp.  Neüan>chaffung  der  L()schgeräte  und 
die  sonstigen    bei   Bekämp'nng   eines  F^randes   entstehenden 
Koste  1  trägt,  >oiern    sich    ;iieiii    gegen    bestimmte   Personen 
Ersatz ansprüclie  begründen  lassen,  die  Stadt.     Dagegen   hat 
der    Ligentürnei    der    Brand^lelle    denjenigen    Aufwand    zu 
erstatten,    welcher    nach    Beseitigung    der    Gefahr    und    Ent- 
lassurg   der  Feuerwehr  dureli  Ablöschung   und  Abräumung 
der    Iirand^telle    üurch    die    auf    Antrag    hierzu    befohlenen 
Mitglieder  der  PA  uerwehr  Liitsicht.     Die  Führer  und  Offiziere 
der   V'ehr    verselun    ihren    Dienst    ehrenamtlich.     Den  Au>- 
^aben    der   Genu  lude   steht    nur    ein    geringer   Staatsbeitrag 
au^    eer    Landesbrandversieherungsanstalt    gegenüber.      Die 
Kosten  des  P\nierioschwesen^  beliefen  sich: 
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hat    die    vSiadt 

<iuch    die    Ause^aben    de 

Herzog 

glichen 

Standesamts 

übernehrneii  müssen,  das  für  den  Gemeindestandesamtsbezirk 
zur  Beurkundung  des  Personenstandes  auf  grund  des  Reichs- 
gesetzes vom  6.  Februar  1875  am  30.  Oktober  1875  errichtet 
wurde.  Das  Amt  eines  Standesbeamten  versieht  ehrenamt- 
lich eir  Magistratsmitglied,  dem  als  Hilfskraft  ein  Standes- 
amtsexpedient beigegeben  ist.  Die  Kosten  beliefen  sich  für 
Besoldung    ind  Bureauaufwand: 

in  den  Jahren  : 


1890 
1893 
1896 
1899 
1902 


auf; 
^085  Mk. 
^266     „ 
3571      „ 
3678     „ 
4  043     ,. 


Auch  zu  dieser  Ausgabe  trägt  der  Staat   Subventionen 


bei 


Die  takuhativen  kommunalen   Ausgaben. 

Hierunter  sind  die  Ausgabeposten  zu  gruppieren,  die 
eine  Einreihung  in  die  beiden  vorangehenden  Rubriken 
nicht  erfahren  konnten.  Es  sind  hierher  alle  die  Ausgaben 
zu    zählen,    die    das    gesetzlich    gegebene    Minimum    über- 
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svlirc  K'ii.  in  iW^en  also  die  biaUUbChe  AutoPiOmie  eigentlich 
erst  ^,1!]/  zum  Ausdruck  koniiiit.  F^ine  scharfe  Abii"renzung 
ilie^tj  ■  Ausgabe. irh  n  von  den  unter  dem  Titel  „obligatorisch- 
komnuiiale"  /usimmengefassten  ist  deshalb  nicht  in  alk;P 
l\111eM  in  wünschenswerter  Weise  möglich,  weil  eigentlich 
alle  t)ei  diesen  Aufgaben  die  erwähnte  Minimalgrenze  über- 
schre  tenden  Auiwendungen  schon  zu  den  fakultativen 
kommunalen  Ausgaben  gehören.  Immerhin  wird  aber  die 
GrupDierung  der  schon  aufgeführten  Ausgabezweige  und 
der  noch  aufzuführenden  unter  die  Titel  obligatorische  und 
fakullative  Kommun  iln^^^aben  und-  ausgaben  nach  einer 
Unterscheidung  in  unserer  Weise  in  der  Hauptsache  die 
richtige  sein. 

Zu  den  fakultativen  Ausgaben  w^erden  demnach  alle 
die  Aufwendungen  zu  rechnen  sein,  zu  denen  kein  gesetz- 
licher Zwang  die  Veranlassung  gibt.  Es  sind  dies  zunächst 
die  Kosten  der  gesannen  städtischen  Verwaltung  im  engerer; 
Sinne,  in  der  Hauntsachi  diejenigen  für  Beschaffung  des 
Personalbedarfs;  iiriier  die  .Ausgaben  für  das  öffentliche 
Bauwesen,  wobei  /.w  erinnern  ist,  dass  die  Strassenbauter; 
und  das  KanalisaiKuiswerk  zu  den  obligatorischen  kommu- 
nalen Aufgaben  gehören,  aber  hier  mit  behandelt  werden 
soller.  Dann  folgen  die  Aufwendungen  für  die  Wasser- 
versorgung der  Stallt  und  in  jüngster  Zeit  für  die  Errichtung 
eines  städtischen  Schlachthofes.  Es  gehören  schliesslich  die 
Ausgaben  im  Interesse  der  öemeindeschuld  (Passivzinsei 
und  AmortisationsauNgabei])  hierher.  Von  allen  diesen  ganz 
der  /Autonomie  der  Stadt  überlassenen  Aufgaben  lässt  sich 
jedoci  sagen,  da^b  aucli  sie  niemals  das  unumgänglich 
Notw?ndige  vw  übersteigen  pflegen.  Von  ihrer  Ausdehnung 
im  Sinne  modernerer  Kultur-  und  Wohlfahrtspflege  ist  in 
Alteniurg  noch    \enig  zu   merken. 

Die  Ver  \\\i  I  tu  ngs  kosten 
haben   minier  einen  wichtigen  Ausgabeposten  gebildet.     L'ns 
interessieren  liiei    vor  allem   die  Kosten,  die  die  Bescliaffung 
personlicher  Ari>eiisleistun^,  ^.\\\w  die  die  Stadt  ihre  Aufgaben 
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uniiio^iicii  cliirclituhriMi  kann,  \oriirsaciit.  (  'liiic  ilc>  näheren 
Jcirant  cin/:u,i,n,'hon,  will  ieh  die  Verhältnisse  in  alterer  Zeit 
nnr  vergleichsweise  nnl  cien  nioelernen  \'erhä!tnissen  tks 
l[l  äahrhiiiulerts  streifen.  Das  1^,)  äahrhiinclert  zeigte  in 
seinem  ersten  Drittel  noch  i:an/  die  hn^enarten  der  He- 
>ehattuni;  des  fV^sonalbedarts  der  trüheren  Zeit.  Da^ 
F-^ertitsbeaiiHentum  war  noch  weniL:  aiisi^ebildet.  l^ist  alle 
höheren  und  niederen  im  V'erWcdtiin^swesen  der  Stadt 
Angestellten  trieben  nebenher  noch  iri^aMid  einen  biir^^erlichen 
F^crtit.  Die  Anzahl  der  Beamten  war  im  \'erhältnis  ztir 
damaligen  i^erin^^aMi  F^inw-ohnerzahl  eine  sehr  holte,  bedin<:t 
durch  die  mannigfachen  Spezialämter  und  naitientlich  durch 
die  zalilreichen  Kassen\'erwaltitn,ueiK  (he  der  (lestalttm^'  der 
Stadtverwaltung  damals  eilten  waren.  Die  bäitschädigtin.u 
für  die  Dienste  der  städtischen  Beamten  erfol.L^te  zum  ^rössten 
Teile  in  Naturalien,  dann  in  Sportelbezü,uen.  Das  iiacli  tind 
nach  in  Aufnahme  gekommene  Gehalt  in  barem  (leide 
nimmt  immer  noch  eine  sekundäre  Steliuno  ein.  Da  die 
SportCi-  utid  Naturalienbezüge  aus  den  F^echnungen  nicht 
festzustellen  sind,  ebensowenig  wie  gewisse  andere  Vorteile 
der  Beamten,  wie  Befreiung  von  öffentlichen  Lasten  und 
Diensten,  können  uns  die  übrigens  ihrer  Nattir  entsprechend 
oft  verschwitidend  geringen  Barbezüge  kein  richtiges  F^ild 
\-om  Fiinkommen  der  damaligen  Kommunalbeaniten  geben, 
können  auch  deshalb  keinen  richtigen  Vergleich  mit  modernen 
Zahlen  zulassen.  F^in  fernerer  l'nterschied  gegen.über  der 
netieren  Zeit  ist  endlich  das  vollständige  Fehlen  jeder 
elirenamtlichen  Tätigkeit  eines  Bürgers  im  F)ienste  der  Stadt. 
F)ieses  alte  System  bestand  noch  bis  ziuii  Frwerb  der  Selbst- 
verwaltung F^rst  dann  setzt  die  NetigestalUmg  im  städtischen 
Beamtenwesen  ein;  Die  bJTtwicklung  eines  F-^t^rufsbeamtenttims 
mit  geregelt  durchgeführter  Teilung  der  verschiedenen  F)ienst- 
leisttnigen.  die  Setzung  der  Beamten  aut  festes  Gehalt  tinter 
.Aufhebung  der  Sportelbezüge  und  der  Privilegierungen 
mannigfachster  Art.  So  sagt  die  Stadtordnnng  von  1S;U 
im  ^  lO^-  ,T-)!e  RatSLiüeder  empfangen  feste  Besoldung, 
Hinnahme-      fxler     ZiiscIireibeLiebiihreii      und     Sportelanteile 
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werden     nienniis    zugestanden,    alle    Sportein     w^erden    zur 
Kämmerei    verreciinet."     Damit    war    erst    eine  genaue  Dar- 
stelhmg    des    Gesamteinkommens,    das    die    Beamten    aus 
städtischen  Miitein  bezogen,  möglich  geworden,  zumal  auch 
die  Naturalbezüge,  besoiuiers  in  F^rennholz  und  in  Getreide 
bestehend,    zur    selben  ZlH    fortfielen.     An    der  Anzahl  der 
Fkanten    und    ilni'   Benennung    war    im    wesentlichen  auch 
von  der  Stadtverordnung  festgehalten;  Altenburg  beschäftigte 
damals   37  bezahlte  Beamten  mit  einem  Gesamtgehalte  von 
11975  Talern,  wozii    ausserdem    12  ehrenamtlich  tätige  Be- 
zirksvorsteher. leriK  Beamten  der  Kirchengemeinde,  die 
Geisdichen   und  Lehrer  der  Stadt,  mit  einem  Gesamtgehalte 
von  ca.  3000  Taler  kamen.    Allerdings  behielt  sich  der  Stadtrat 
ausdrücklich  vor.  l^ei  stattfindenden  Stellenerledigungen  und 
-ein/iehungen  Geh altsändertingen  eintreten  zu  lassen,  hrimer- 
hin   blieb  noch  manches  unverändert.     Eine  Ausnahme  von 
der    Bestimmung    der    Aufhebung    jeglicher    Sonderstellung 
der    öffentlichen  Beanii'.;]    blieb    z.  B.    darin  bestehen,  dass 
die  Geistlichen    von    den  Hand-    und  Spanndiensten    befreit 
blieF'cn.    Einige  Be.ni  II   bezogen  sogar  noch  Sportelbezüge, 
die    höher    waren    .i  -     ias  Gehalt,    nämlich  der  Aktuar,  der 
Accessist    und    der    h'    pist    des    Herzoglichen   Stadtgerichts. 
Die  Vergünstigung  ire  =  ■   Dienstwohnung  wurde  nur  in  drei 
Fälhm    gewährt    (bei    den    beiden   Gerichtsfronen    und    dem 
Ratsfron).     Deti  Anfang   zu   ehrenamtlicher  Tätigkeit  finden 
wir  in  derjenigen  dv^  B,  -irksvorsteher,  die  nur  ihre  baren  An- 
lage i    zurückerstattet  erhieltet!:  die  Senatorenstellen  wurden 
damals   noch   gegen  Entgeld   verwaltet.     Auch   insofern  trat 
eine  Veränderung  nicht  ein,  als  die  Beamten  auch  jetzt  noch 
ihren    bürgerlichen  iv.'.n   weiter  betreiben  durften;  nur  dem 
Oberbürgermeister  rmd  dem  Kämrnerer  wurde  diese  Erlaubnis 
nicht    zugestanden:    selbst    der  juristisch  gebildete  Syndikus 
und  Ratsaccessisi    durften    das  Sachwaltergeschäft   betreiben. 
Bei    dem  Stadtgericht    stein d    diese  Erlaubnis    nur    den   vier 
.Assessoren  (Se!i«»ffen),  dem   Aktuar  und  dem  Accessisten  zu. 
F3ie    Stadtordnnng    von    1831    tinterschied    zwischen    stimm- 
berechtigten, iiuiit  stimmberechtigten  und  Unterbcamten  des 
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Stadtrcits,   ausserdem  erhielten   noeh   die  Beatuten   des  Stadt- 
^^eriehts  ihre  Besolduiio-  /um  Teil  von  der  Stadt  und  waren 
deshalb  aiieh   mit  unter  die  städtisehen  Beamten  zu  rcehncn. 
Die    stimmberechtii>-ten  Mitciüeder   des  städtisehen   Beamten- 
körpers waren  die  Mitglieder  des  eioenthehen  Stadtrats:  der 
Oberbürgermeister,   der  Stadthauptmann,    der  Syndikus,    der 
Bauverwalter    und    die    fünf   Senatoren.     Ihre  Wahl    erfolgte 
mit  Ausnahme    des  Oberbürgermeisters    und    mit  Einschluss 
des  Kämmerers    und  des  Ratsaceessisten  dureh  den  Bürger- 
vorstand,   während    dem    Stadtrat    nur    Präsentations-    und 
Auswahlsreeht,     der    Regierung    Bestätigungsrecht    zustand. 
Die  Wahl    des  Oberbürgermeisters    erfolgte    nach    einer  be- 
sonderen   Wahlordnung.      Ein     besonderer    Wahlausschuss, 
bestehend   aus    120  Wählern,   den   32  Stadtverordneten  und 
den    12  Bezirksvorstehern,    brachte    zwei  Kandidaten    in  die 
engere  Wahl,   von    denen    den  einen  der  Herzog  persönlich 
auf  Lebenszeit  ernannte;  er  erhielt  dadurch  die  Rechte  eines 
Staatsdieners.     Die   nicht  stimmberechtigten  und  die  Unter- 
beamten wurden  vom  Stadtrat  ernannt.    Die  ersteren  wurden 
nach  einer  dreijährigen  Probezeit  fest  angestellt,  in  manchen 
Fällen   auf  Lebenszeit,   die  Unterbeamten   standen    dagegen 
in    einem    halbjährigen   Kündigungsverhältnis    zum  Stadtrat. 
Über  die  Anstellungsregelung  waren  folgende  Bestimmungen 
getroffen:     Die    Altersgrenze    bildete    das    25.    Lebensjahr. 
Lebenslänglich  angestellt  wurden  der  Oberbürgermeister,  der 
Syndikus,    der   Kämmerer,    der  Ratsaccessist    und    der  Rats- 
kopist,   ferner    der    Direktor,    die    beiden    Richter    und    der 
Aktuar  des  Stadtgerichts,  auf  sechs  Jahre  der  Stadthauptmann, 
der   Bauverwalter    und    die  Senatoren.     An    besonderen  Be- 
stimmungen   über    die  Anforderungen,    die   an  die  Beamten 
gestellt   wurden,  sind  zu  nennen:  rechtskundig  mussten  der 
Oberbürgermeister,    der    Syndikus    und    der   Accessist    sein, 
ausserdem  die  richterlichen  Beamten  des  Stadtgerichts.    Zum 
Amte  der  stimmberechtigten  Ratsbeamten  und  des  Kämmerers 
durften  nur  geachtete  und  geschäftskundige  Bürger  mit  Stadt- 
verordnetenqualifikation   gewählt    werden.      Vom    Kämmerer 
wurde  sogar  die  Zugehc)rigkeit  zu  dem  wohlhabenden  Bürger- 


stande verlangi.  ausserdciii  die  Stelhmg  emer  Kaution  von 
1  On(  Talern  und  die  Beibrnigung  der  Bürgschaftsleistung 
seiner  Eliefran  'rj'ner  Fiuiiilienherrschaft  wurde  durcli  die 
Ik^stimtTiung  vor^beugt,  dass  der  Kämmerer  mit  den  stimm- 
berechtigten Beamten  nicht  verwandt  sein  durfte. 

Eine    Besoldung    der    städtischen    Beamten    ikacii    ilirrr 


Dienstzeit,  d, 


ein 


Pensionierung  und  Setzung  auf  Warte 


geld  war  noch  uiil  ekannt.  Lediglich  eine  Reliktenfürsor-e 
bestand:  einmal  in  der  Fortzahhing  der  sogen.  Gnaden-  und 
Stertequartale  des  Heamtengehaltes  an  die  Witwe,  die  minder- 
jährigen Kinder  und  jeden  sonstigen  Erben,  zum  andern 
durch  die  Einkauliing  einer  Reihe  namentlich  höherer  Be- 
amten seitens  der  Stadt  m  die  seit  dem  18.  Jahrhundert 
bestehende  Staatsdienerwiiwensozietät.  Diesen  Vorzuu'  ^e- 
nosstm  nach  dem  Eii  ; :  ujm  18.  April  1831  die  lebenslänglich 
angestellten  Beamten,  nämlich  der  Oberbürgermeister,  der 
Syndikus,  der  Ratskopist,  der  Ratsaccessist,  der  Direktor, 
die  beiden  Richter,  dc^  Aktuar,  im  Falle  der  lebenslänglichen 
Anst(?llung   atich    der  Accessist    und    der   Kopist    des  Stadt- 


erichts. 


Zum  Vergleich  mit  der  Jetztzeit  will  ich  die  an  die 
städtischen  Beamten  gezahlten  Gehälter  nach  den  Festsetzungen 
der  !>tadtordnung  von  1831  (siehe  Beilage  V  derselben)  mit- 
teilen, wie  sie  lange  Zeil  hindurch  unverändert  geblieben 
sind.  Zunächst  bezog  von  den  stitiimberechtigten  Beamten 
der  Oberbürgermeister  ein  Gesamtgehalt  von  1  400  Tlr.,  der 
Syncikus  und  Stad^schreiber  und  die  drei  ersten  Senatoren 
ein  solches  von  t)Or!  Tlr.,  während  der  Stadthauptmann  500 
die  zwei  zweiten  Senatoren  300  und  der  Bauverwalter 
250  Tlr.  Gehalt  erhielten.  Von  den  übrigen  nicht  stitnni- 
berechtigten  Angesiellten  bezog  der  Kämtnerer  das  der  Ver- 
antwortlichkeit seiües  Amtes  entsprechend  verhältnismässig 
hohe  Gehalt  \'on  800  Tlr.,  während  sielt  von  den  übrigen 
Beamten  der  Ko[>ist  und  der  Leihhatisbeamte  auf  250  Th., 
der  Polizeiexpedient  auf  2CH)  Tlr.  und  der  Rats-  und  Pohzei- 
acees^i^t  au!  Idi)  Tlr.  stand,  Für  die  Unterbeamten  waren 
folguide  Gehälter   ausgev.oneii :  ztmächst  erhielten  xon  i.\cn 
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Polizoiheaiiitcn  der  Poli/ciwachltiieisler  300  Hr.,  der  Markt- 
iiioistcr  200.  der  Hopfenniesser  und  Brotwä^^^er  150  und 
der  Poii/oidiener  >  einschliesslich  freier  Wohnune)  250  Tlr 
iiTiier  der  Ratsdiener  250  Tlr.,  der  Leihhausdiener  und 
Taxator  150,  ein  zweiter  Taxator  75  Tlr.,  schliesslich  zwei 
Funktionäre  des  Hiir.i^^ervorstandes  zusammen   100  Tlr. 

Die  Beamten  des  Herzoglichen  Stadti^erichts,  das  die 
bis  dahin  städtische  und  zugleich  die  Herzogliche  Amts- 
gerichtsbarkeit der  Stadt  umfasste  und  mithin  als  gemein- 
schaftliche Behörde  erschien,  wurden  aus  diesem  Grunde 
nur  zum  grösseren  Teile  aus  Stadtmitteln  besoldet.  Zu 
^amtlichen  Gerichtskosten  emschliesslich  denen  der  Besoldung 
trug  die  Stadt  drei  Fünftel,  der  Staat  zwei  Fünftel  bei, 
ausserdem  bestritt  die  Stadt  die  Kosten  der  Beschaffung 
und  Instandhaltung,  Beleuchtung  und  Heizung  u.  s.  w.  der 
Lokalitäten,  nämlich  des  Stadtgerichtsgebäudes  und  des  Ge- 
längnisses.  Das  Stadtgericht  blieb  bis  zur  reichsgesetzlichen 
Reuel  ung  der  ,Iustizverfassung  (Atisführungsgesetz  zum 
deutschen  <  ierichtsverfassungsgesetz  vom  22.  März  1879) 
hesieliei^  und  wurde  am  16.  April  1870  dem  Landgericht 
Altenburg  als  Amtsgericht  Altenburg  unterstellt,  nachdem 
.schon  seit  1854  seine  V'erwaltinig  von  der  Stadt\'erwaltung 
getrennt  worden  war,  also  auch  die  Kosten  für  die  Stadt 
weggefallen  waren.  Die  Gehälter  der  Beamten  betrugen: 
für  den  Direktor  1  400  Tlr.,  den  ersten  Stadtrichter  1  000  Tlr. 
und  den  zweiten  900  Tlr.  Der  Aktuar,  Accessist  und  Kopist 
bezogen  an  Gehalt  und  Sportelanteilen  (s.  o.)  500,  150  und 
.^)00  Tlr..  der  erste  Assessor  175,  der  zweite  150  und  die 
beiden  letzten  je  75  Tlr ,  während  der  Gerichtsdiener  300  Tlr. 
lind  die  beiden  Gerichtsfronen  ausser  freier  Wohnung  und 
V'erhaftungs-  und  Frongebühren  je  50  Tlr.  erhielten  und  die 
Stadt  schliesslich  zu  dem  vom  Kopisten  zu  bezahlenden 
1  lilfsschreibor  einen  Zuschuss  von  75  Tlr.  leistete.  Das 
( jesamtgehait  der  von  der  Stadtgemeinde  besoldeten  37  F3e- 
, unten  betru,«;  demnach,  wie  oben  schon  erwähnt.  11  975  Tlr., 
wox'on     23    f^eamte    und    (>775    Tlr.    atif    die    eigentlichen 
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städ'ischen   Verwaltungsbeniiiten.    14   Beamte    und  5  200  '!  ir. 
auf  4ie  des  Sia<l!gerichts  entfielen. 

Die  Beamten-  und  ilie  Besoldungsverhältnisse  blieben 
abgesehen  voi;  einer  allmählichen  langsamen  Erhöhung  der 
(jehilter  und  ver-chiedenen  Ämtereinziehungen,  Neuschaftung 
von  solchen  und  Titeluniänderungen  (namentlich  durch  den 
Nachtrag  zur  St.n'^ordnung  vom  20.  Februar  1855  und 
durch  Anderinm  des  Grundgesetzes  vom  16.  März  1868) 
im  wesentlichen  bis  zur  neuen  Stadtordnung  von  1898  be- 
stehen. Als  wicbdigstr  [^unkte  einer  Neugestaltung  können 
aber  die  weitere  Ausdelmung  elirenamtlicher  Tätigkeit  der 
Bürger  und  die  vollständige  Ausbildung  des  Berufsbeamten- 
tum;^  hervorgehoben  werden,  .^uch  ist  die  Summe  der  für 
den  F\TSonalbedarf  erforderlichen  Mittel  je  länger  je  mehr 
bedeutend  gestiegen. 

Die  neue  Beamtenordnung  auf  grund  der  neuen  Stadi- 
ordiiung  -erfolgi'.  am  6.  Dezember  1898.  Die  Zahl  der 
Beamten  mit  Au-nahme  der  ehrenamtlich  tätigen  Senatoren 
und  anderer  Bürger,  die  ihre  Dienste  der  Stadt  unentgelt- 
lich widmen,  dann  mit  Ausnahme  der  Beamten  der  Kirchen- 
und  Schulgenieind..  und  der  Nachtschutzmannschaft  ist  auf 
53  und  die  Ge-amibesolduni.':  auf  ca.  130000  Mk.  gestiegen. 
L'nt'^rschieden  werden  heute  ausser  den  auf  monatliche 
Kündigung  angcs-uHten  Anwärtern  Ober-  und  Unterbeamte. 
Zu  Jen  OberbeainffMi  gehören  nur  die  besoldeten  Mitglieder 
des  Stadtrats  und  ausserdem  der  Stadtingenieur.  Der  Magistrat 
setz,  sich  au>  dem  Oberbürgermeister,  dem  [-Bürgermeister, 
dem  Stadtrat,  dem  bio  itbaumeister  und  den  fünf  Senatoren 
zusammen.  Die  besoldeten  Beamten  desselben  erhalten  nach 
.  X'erlauf  einer  Zeit  von  sechs  Jahren  lebenslängliche  Anstellung; 
nur  ihnen  ist  ilie  Betreibung  eines  Nebenerwerbs,  nämlich 
des  Notariats,  erlaubt,  alle  anderen  Beamten  haben  ihre 
KräTe  lediglich  dem  Dienste  der  Stadt,  ihrem  Hauptberufe, 
/A\  widmen.  Die  auf  Vv'iderruf  angestellten  Unterbcamien 
erhalten  erst  ]][\c\\  zehn  .lahren  ein  Anrecht  auf  ihr  Amt, 
während  sie  bis  dahin  n  u;'i  vorhergehender  vierteljährlicher 
Kürdigung  entlassen  weriieii  krinnen.     Alle  Beamten  können 
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nd<:\.    u'aicht-r    Kundi.miii^slrist    ihi    Ann    freiwillig    auf.^ebcii. 
Pir  >u]J.i  l't^schaftioi  nach   der  Beanitciiorclmin,^   aiissor  den 
Um'  N1a:^istr.,tsinit,uliodorn  24  Hcanitc  m  dci  Poli/eivcrwaltiui^, 
4   Huanitc   \v.   der  oi,!^ontlichcn   Stadtvcrwaitun^  iRatsbcaiiite). 
<    Ka^^cn.bcalntc    einschliesslich    Kännr.erer    und    2    Beamten 
der    stadti>cl]en    Sparkasse,    4    Beamte    der    Bauabteihnm     <> 
Ralsdienei    um]  3  sonstioe  Ik\imte.     Das   (lehalt    der  Ober- 
i^eamter,  hat  eine  Mniimab  und  Maximal^renze  und  bestimmte 
Steioerun^ssätze.     Der  Oberbürgermeister  steigt  in  lö  Jahren 
MMi  71)00  ai  f  9000  Mk.,  in  derselben  Zeit  der  Bürgermeister 
lind    de"   Stc^dtbaumeister   von  4500  auf  bOOO  Mk.,    Stadtrat 
:y^d  Stadtingenieur  steigen  dagegen  in  lM  Jahren  von  3600 
auf  ~U)00  Mk.    Für  die  L'nterbeamten  bestehen  sieben  Gehalts- 
kiassen:   Klr.sse  I    von    iMOO   bis    3b00  Mk..    Klasse    11  von 
210<>    b>    3300    Mk.,    Klasse    111    von    1800    bis   3000   Mk., 
Klasse  1\'  von   1500  bis  2400  Mk.,    Klasse  V  von   1200  bis 
2100  Mk.,    Klasse    \'\   von    1100  bis  1700  Mk.    und    Klasse 
\'il  von  9{){)  bis   1  500  Mk.,  bei  Steigerungssätzen   für  Klasse 
1  bis  III  \on  200  Mk.,    Klasse  I\'  und  Y  von    150  Mk.    und 
Klasse  VI  und  \'II  von   100  Mk.  in   18  Jahren  zu  erreichen. 
Da^  Geiialt  der  Schutzleute  beruht  auf  besonderen  Ortsstatut 
i^'^^'i    1^^'^*'-    -■  '-■■)■      Hine    lirh()hung    des    ürundgehalts   tritt 
erst    ein     wenn    der    Beamte    in    Klasse   1   bis  III  das  30.,  in 
Klasse  1\'   ui:d  \'  das  25.   und  in  Klasse  VI  und  VII  das  21. 
i.ebensiaiir  vollendet  hat.     Firne  F\Misionierung  der  Beamten 
war  bis  1890  noch  unbekannt.     Erst  seit  dieser  Zeit  erhalten 
.-ämtliciie  Beamte,  Ober-  sowie  L'nterbeamte,  Ruhegehalt  aus- 
gezalilt    auf  grund    der  Bestimmungen    des  Ortsstatuts   vom 
h.  Xovember   1890  bezw.   des  Gesetzes  vom    18.  März   1892 
Abschnitt  A,  von    denen    ledocii    im   f-"alle    der  Bedürftigkeit 
des   Beamten  abgesehen   werden   kann.     Die   Pensionieruno- 
tritt  ein.  wenn  der  Beamte  das  65.  Lebensjahr  zurückgelegt 
hat  oder   infolge  körperlichen  Leidens    nicht   mehr  fähig  ist, 
^ein  Amt  /.i   verwalten.     In    beiden   Fällen    kann    auch   eine 
zwang>v\'eise  Pensionierung  eintreten.     Die  Höhe  der  Pension 
.vir^l  !ii  Prozentsätzen  des  zuletzt  bezogenen  gesamten  Dienst- 
einkc-nmens  ausgedrückt    und   richtet   sich,   nach    der  Anzalii 


der  \'ou  dem  H-  »inten  zurückkriegten  f  )!enstjahre,  S(  >  lu'trägt 
die  Höhe  z.  IL  bis  zum  \ ollendeten  5.  Dienstja'nre  25o/o, 
bis  /um  15.  'M^^l^^lo,  25.  52^/o,  35.  72  ,  und  bis  zutn  voilen- 
dent:n  40.  Dienstjahre  SO^Jq.  Wenn  das  Einkommen  7000  Mk. 
überstieg,  soll  der  überschiessende  Teil  nur  zur  Hälfte  Lei 
der  Pensionsberechnung  in  Ansatz  gebracht  werden.  Dagegen 
kanr  bei  vorhandener  Bedürftigkeit  eine  Pension  von  unter 
1800  Mk.  anf  diese  Höhe  gebracht  werden.  Bei  der  Fkrcch- 
nung  der  Pension  werden  alle  Jahre  zusammengezählt,  d.ie 
der  Beamte  ausser  im  Dienste  der  Gemeinde  atich  im 
Dienste  anderer  Gemeinden,  Staaten,  des  Reiclis,  Hofver- 
waltimgen  und  andi,"  *  Behörden  zugebracht  hat.  Daneben 
bcst(.4it  seit  derselben  /eit  eine  Setzung  auf  Wartegeld  tür 
den  Fall  längerer  i\raiikheit  des  Beamten  oder  den  des 
Wegfalls  eines  städtischen  Amtes  infolge  Umbildung  der 
städtischen  Behörde::,  !:s  beträgt  ^;]o  der  seitherigen  Be- 
soldung, wird  alHT  bei  Lmtritt  ins  65.  Lebensjahr  durch  die 
Pension  ersetzt. 

Die  Reliktenfürsorge  ist  insofern  erweitert  worden,  als 
jetzt  sämtliche  Ober-  und  L'nterbeamte  in  die  Staatsdiener- 
vvitwensozietät  eingekauft  werden.  Eintrittsgeld  und  Jährt s- 
bcitrige  trägt  die  Madtgemeinde.  Der  Genuss  des  Gnaden- 
quarials  bleibt  tnr  die  Relikten  fortbestehen. 

Die  Ausgaben  ;ür  Besoldung  und  Remuneration,  Pensio- 
nieri  ng  und  Relikienfürsorge  erfordern  natürlich  von  den 
Verwaltungskosten  den  weitaus  grössten  Teil  der  Aufwen- 
dungen. Daneben  entfielen  und  entfallen  noch  beträchtliche 
Summen  auf  Deckuii-  des  Bureaubedarfs  der  städtischen 
Behörden,  aui  Fieizung,  Ekleuchtung  und  Instandhaltung 
der  städtischen  (jeschäftsräume  u.  dergl.,  ferner  auf  Repräsen- 
tatioiiskosten,  aiit  die  von  der  Gemeinde  zu  entrichtenden 
Staaisstcuern  und  sonstige  Abgaben  u.  s.  w.  Die  Kopf- 
belastung durch  \ei\\  .:!U]ngskosten  ist  eine  sehr  hohe  und 
zeigt  eine  bedeutende  Steigerung  in  den  letzten  Jalirzehnteii. 
(S.  Tab.  IL), 
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Zu  den  i.ikuiiativen  Autiiaben  gehören  dann  noch  die 
Aufv/endungen   siir 

bauliche  Zwecke. 

Soweit  sie  lui  Strassenbauten  und  Kanalisation  gemacht 
werden,  gehören  'Aq,  wie  oben  gezeigt,  eigenthch  nicht  in 
dies(?n  Abschnitt,  sondern  nuissten  als  obligatorisch-kommu- 
nale getrennt  behandelt  werden  von  den  übrigen  Ausgaben 
für  das  Bauwesen.  Wasserleitung  z.  B.  und  Hochbauten, 
also  Ausgaben,  denen  autonome  EntSchliessungen  der  Stadt 
zu  g.Tunde  liegen.  Ducb.  würde  sich  eine  derartige  Trennung 
nicht  zweckmässig  erweisepi. 

In  früherePi  Zeiten  war  das  Bauwesen  einem  von  der 
eigeatlichen  Stadtvci  .s  aliung  getrennten  Bauamte  mit  einer 
Reihe  von  verschiedcnf^ri  den  Zweigen  des  Bauwesens  ent- 
sprechenden Spezi, iii;'iUTn  (Wasserbau-,  Bau-,  Pflaster-, 
Strassen-  und  Wegerai.nit)  unter  Leitung  verschiedener  Rats- 
glieder anvertraut,  dann  von.  1791  einem  technisch  gebildeten 
Stadtbaumeister,  dir  im  19.  Jahrhundert  Mitglied  des  Magis- 
trats wurde  und  <i!s  Gehilfen  für  das  Tiefbauwesen  den 
Stadtingenieur  zur  öliIc  gestellt  erhielt.  Seit  1886  besteht 
aucli  ein  städtische-   \'  rniessungsamt. 

In  einem  kürzten  Überblick  soll  die  Entwicklung  dieses 
Ver\v^altungszwcii;!eN  dargestellt  werden,  der  immer  einen 
grossen,  in  der  letzten  Zeit  sehr  grossen  Teil  der  Gesamt- 
ausg.aben  für  sich  beansprucht  hat.  Frülier  sehen  wir  die 
Bau  ausgaben  ,^ict^  aufs  Notwendigste,  d.  h.  lediglich  auf 
.Auf\v'cndungen  \\v.  Unterhaltung  der  in  städtischem  Besitze 
befindlichen  (lebaiide  be>cliränkt;  Neubauten  kan]en  so  gut 
wie  gar  nicht  \or.  Die  einzige  grössere  Bauausführung  in 
älterer  Zeit  war  der  Bau  des  heute  noch  benutzten  Rat- 
ham^es,  das  ans  ek  ni  16.  Jahrhundert  stammt.  Die  Tatsache 
der  geringen  .\ui\\  cndungen  für  das  Bauwesen  in  jener  Zeit 
lässi  sich  auch  ii^ch  dadurch  erklären,  dass  es  der  Stadt 
bis  ins  19.  Jahrhundert  hinein  noch  ermöglicht  war,  sehr 
billi;^  zu  bauen,  d,;  ^u  ziemlich  alles  zum  Bau  notwendige 
Mat?rial  in  pnvatwirtschaftlichen  Betrieben  der  Stadt  gewon- 
nen werden  komnr:  so  iiehörte  der  Stadt  ausser  den  heute 
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nocii  \uri].in(iciK'n  SündunilHMi.  Kalk,uriibcii  und  Stoinhriiclu\ 
cnic  eiiienc  /il^^cIlm  lietertc  I^au-  und  Dachsteine,  Fiolz  der 
SiadiiDrvi,  die  Fuhren  besor.eten  die  Gespanne  des  Marstalls. 
Hrst  die  zweite  Hälfte  des  \9.  .lahihnnderts  brino^t  ein  all- 
niafih^eN  Ansteigen  der  Belastung  der  Stadt  mit  F^auaus- 
.Liabeii.  Zunichst  fällt  das  Jahrfünft  1865  1870  ins  Auge; 
in  diesen  Jahren  legte  die  Stadt  ihre  neue  Wasserleitung  an') 
und  hatte  auch  bedeutende  SumtTien  für  das  Kanalisations- 
werk-) auszugeben.  Dasselbe  gilt  für  die  Zeit  von  187ö 
bis  1880.  In  den  letzten  Jahrzehnten  beginnen  narnentlicli 
die  Ausgaben  für  Hochbauten,  nachdem  die  Tiefbauarbeiten 
als  die  notwendigsten  beendet  worden  waren,  zu  steigen. 
Infolge  der  Anlage  eines  Schlachthofs,  einer  Friedhofshalle, 
einer  Kaserne,  verschiedener  neuer  Schulgebäude  u.  s.  w  er- 
reichten sie  n  den  letzten  Jahren  eine  für  das  Altenburger 
Ordinarium  unerschwingliche  Höhe,  so  dass  Altenburg  zu 
seiner  ersten  grösseren  Anleihe  von  1898  schreiten  musste,  die 
bis  Fnde  19n_>  mit  2100000  Mk.  begeben  war.  Machten  auch 
bis  dah.ifi  die  eigenen  Einnahmen  auf  dem  (lebiete  der  Bau- 
VLTwaltung,  die  seit  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  sich 
bcsiuiders  in  der  Erscheinung  der  verschiedenen  Anliegerbei- 
iräge  bei  Anlage  von  Tiefbauten  (Strassenbau  i  und  derWasser- 
steuer  enigebürgert  hatten,  den  Ausgabeposten  gegenüber 
geringe  F^rozentsätze  atis  -  wir  haben  z.  B.  in  folgenden  Jahren 
eine  Ausgabe.,  Pjnnahme  und  einen  Ausgabeüberschuss  von : 


m 


J;ihr.' 


1850: 
18t)0: 
1870: 
KST.'); 
1880: 
ISS."): 
1890: 
ls9ö; 
1900: 
1902: 


.Aiisgabr  ; 
in  .Wk. 

14607 
29373 
52  484 
228077 
17631b 
250321 
169103 
1 92  730 
537  261 
900678 


nniiahnif 
in  Mk. 

458 

495 
14643 
23020 
28732 
37  755 
74  168 
6431() 
04  270 
115519 


in    '  ,,  der 
Ausgabt' 

3J 

1,7 
27,9 
10,1 
16,3 
15,1 
43,8 
33,4 
1  1 .9 
12,8 


Ausgabeüber- 
schus.s:   in  Mk. 

14  149 

28878 

37841 
205057 
147584 
212566 

94935 
128414 
472991 
785159^-, 


1   \       T 
1    I 


i>K'  -iltc-  bestanii  seit    löOl   resp.   l.'):^^s. 
SfliMf]   K!   (Jon   \-uTZigrr  Jahrun   begonnen 


^    8i 


>()  iiatte  doci:  Aitenburg  üil  Fberschüsse  stets  ans  ^ngenen 
Kämmereimiiu  In  oder  docli  durch  Aufnahme  allerdings  immer 
gröeser  werdender  Anleihen  bei  städtischen  und  Landeskassen 
zu  decken  verniv)cht,  bis  die  Stadtverwaltung  schliesslich  zu 
jener  grossen  Anleihe  gedrängt  wurde.  Wir  sehen  also  hier, 
das^  diese  Anleiln  hauptsächlich  zu  Zwecken  der  Bauver- 
waltung gemacht  worden  \<i.  Die  folgende  Zusammenstellung 
gibt  ein  Bild  von  der  Belastung  des  Einzelnen  mit  dm 
Auso^aben  zu  !)aulicheii  Zwecken  während  des  19.  Jahr- 
hunderts und  veranschaulicht  das  oben  Gesagte: 

betrug  die  F^elastung  des  Einzelnen: 

Mk.' 


m  Jahre 


1 902 : 
1900: 
1 895 : 
1890: 
Durch  seh 
1885  00 
1 880  5 
1875  8<» 
1870  5 
186570 
1 860  5 
1855  60 
1 850  5 
1 845  50 

1S40  5 
1830  40 
1820  30 
1810  20 
ISOO  10 


PK) anno: 


24,28 
14,48 

5,77 

5,38 

(),97 
4,90 
7,37 
3,29 
8,56 
2,80 
F84 
0,89 
1 .88 
2,74 
1 ,90 
1 ,04 
1 ,0  i 
0,82     tS.  Tab.  Hl 


\  usgabestatistik. 

Ich  verweise  zunächst  auf  die  verschiedenen  Spezial- 
tab(illen  und  statisiischen  Angaben,  die  in  den  Text  eingefügt 
sind.     Zur   alli:\ni:einen    l'bersicht    dient    eine    Tabelle    über 


t) 


^. 
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T^> 


ir   Hl 


[)io  Ausgaben  für  bauliche  Z\v(  rkr  betrugen     in  Mark) 


tili   sänitliciic  Ka:-.sen  im   19.  Jahriiundcrt: 


In 

den  .l.ihuii 


::)(V2: 

l^M: 

iö9t) 

1895 
1894 
1893 
1892 
1891 

;  >  JH  _  |,S9M 

18^.')  ls89 
188ü-  iss-i 
1875- -Is 7 H 
1870— is74 
1865- IShM 
186('t  iSn-l 
1855  1^.9 
1850-187)! 
1845 
184N- 

1830- 

1820 

181(1 

18{)n 


isH) 
isou 


l)fi  (Kt 


als  Ausgaben  für  Hochbau,  Stras.-tnbau.   l'rlaiiterung  für: 


a> 


■    'S  r 

-r:       - 

c 

! 

s 

a 

« 

m 
0 

n: 


1  ;^, 

10 


t) 


4 
> 


571 

7  17,2 

-jsti 

^  8o;^ 

00,4 

H  ,s  U) 

i 

J7s 

'  t)ij 

>hSO 

t  .^;i7, 

:-;.u; 

7  7,il 

714 

4  077 

{)7s 

7  171 

.;17 

.■;oi7 

_'.4J 

7  ")()(S 

ImSH 

I.   ')iO 

700 

S  JO.', 

701 

7')2.s 

35S  22  091  öOl 
110  11  272  7,15 
107  10  507  05() 


14,4 
117 


2:ii(^  17  252 


277 
27,1 


4,47  IS  112 

202  10,410 

090  10  272 

,445  14  019 

ti987  lNt)54  f)29 

2  1.S.4  li  110  ,].S5 

1,421  10  512  170 

2  117  11  20<S  141 

171  15()7<S  040 


41  ,4t>9  7 1(^)002 
2()292  29t)55:i 
.48  50«  20.4  057 

!     I 

.40  0.41251  (MH\ 
,40  417  1.S5  710 
Ol  022001  521 
J9  24ti  17,4  7).')0 
2ti  177  101  OSO 
O.i  ,400  20t)  027 
07  19S112  240 
,40  5.41  l;n  5,4S 
2t)  5.50  127  5t)ti 
29  01S  75  40t > 


1 


9 


790 
024 
21t) 
,4t  i2 
2S1 
210 
0t)2 
200 
127 
2ti9 
17>9 
U>2 
154 
104 
024 
50« 
085 
293 
212 
ItU 
194 
45 
42 
80 
118 


971 
845 
5()5 
081 
0.47 
157 
54.4 
510 
5t){) 
800 
741 
()t)9 
t)90 
424 
579 
900 
161 
806 
140 
(w5 
147 
.470 
036 
988 
726 


für: 

I     ^ 


/<  ® 


34,352  17t)87 

39  107  1.4  "4,4 

27  226_  73  987 

20  261  .42  01.; 

19.S39  35  250 

18  2.40  27  419 

18  000  8  59.; 

17  707^  11  Ol,; 

.)0  551  t)t.)277 

20tit)l)  2  21^ 
20  ,4t)2 

24  147  10,4.4 

20  .40.4  1  04.S 


} 


201  900 
94  535 
82  988 
69  382 


•      P 


"      V 


X. 


Kammerei : 

tiir  Hr  i  iüii'n  ■•uhl  K  ■;  \ 

lur  . 


ung.-'U 


X 


tf 


_   3 


y. 


N 


52  0.49 

52  8, 5t  > 

101  213 

20t)  lt)2 

52  307 

55  099 

15  6)98 

21)  59.4 

32  .450 

90  831 

22  885 

20  362 
25  200 

21  351 
'.92t)76 

210  511 

t)5  132 

232  20t) 


3  051) 
9.4,4,^ 
7  2t).  ^ 

! 
t)  18^ 
6  091 
6  .46 ) 
()411 

4  ,503 
3,431 

5  802 
3  574 
t)()54 
5  154 


c 
E 

C/3 


-3 


12  975  2t)(i:'0  869 

70.322^  79  075  457 

M  927  42  0*1  389 

1147  897  1  716 

10  725  lt)9l.)  353 

16  201  22295  293 

38  103  14  IhO  452 

42  2.40  48  015  278 

i  O'.'iO  164 

5  092  st) 2 4-  369 

1574   7  4  4t)  170 

I  3  579  186 

'  0  !)50  185 

0,45  t)  1  10  131 

;169  22^<2  - 


1184  150 
u 


/  , 


43  701 


ICO 
580 
28 
■_1 
20 
44 
70 


lt)3 
155 
913 
011 
020 
174 
415 


O:''  19 

3'  >  21 

969 

3" 

893 

551 

710 

754 

42  > 

Od 
010 
946 
885 


:i  _ 


i  ! 
1 

3 

0^ 

8 

22 
) ) 

1.^1 


211 


933  567 

543  468 

569  7 

315  3u 

744  830 

223  060 

66  381 

62  656 

125  162 

189  141 

201  900 

94  535 

82  988 

69  382 


4 
24 

203 


1.56^  12  481 
if)f,  115  293 
"61  146.531 
.V23  274.3052 
156   6  801 
480   3  641 
543   3  183 
t)98   3  139 
264'  6  041 
7.^9  20  315 
749   2  189 
(443  12  932 
954 1  83  310 
t).35'  :^)6  583 
261  178  1.34  7> 
020  73  3451 
296  69  664 
801  _72^351 
'  13  708 
25  494 

1 2  506 
82  466 

8  493 
18  643 

6  789 
17  081 

13  126 
13  907 

6  285 


1 ),  r    ..;;.  i.ihrij.^. 
iciL-ciiuet  -icii 


in  "/o  der 

Gesamtaur- 

gaben  der 

Stadt 


900  678 
594  0691 
•537  261 
032  008 
.361  850 
.300  672 
474  436 
290.591 
1 92  730 
402  338 
304  000 
199  985 
270  210 
169  103 
975  915 
t)l0  932 
f)37  428 
847  805 
329  011 
770  .424 
235  566 
148  847 
71  149 
143  805 
195  930 
218  981 
107t461 
96  895 
75  667 


3  '677  336 


37» ', 
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5  169  573 

5  65  802.2 

5  154  064,8 

5  47  113,2 

5  29  769,4 

5  14  229,8 

5  28  761 

5  39  186 

10  21898,1 
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dh.    \'    lUJ(.)l)    ^lnu    lol^ciulr    AnniLTkiinur! 


All  I;  bei  Kämniurci:  Steuern  iniJ  .\t)Lial)cii  (3,^;).  Aii>- 
i:jhc!^  wc'^cii  uer  üarnisoiilasl  JO,t)  Taiisciul  ^\k.).  bei  Schule: 
( jrunds'.eiiern. 

Zu   L^:    liei   Känimerei:   Kauf  von   Grundstücken   (4). 

Zu  4:  liierbei  aucli  Verzinsuni:  und  Amortisation  der 
Pa:^siven   der  Brauhaus-   und   [\ickhofkasse. 

Zu  b:  bei  Känimerei:  hierbei  aucii  die  Besolduni^  di^i 
\'ernies>un_LiS-.  der  Polizeibeamten  und  l\)lizei-  und  Feu.er- 
v\ehrmannschatten  Hei  Kirche:  auch  che  ni  der  fk-gräbnis- 
und  (diorkasse  verzeichneten  Punktionsi^ebühren  an  die  bei 
Heerdi^un-en  und  Kirchenmusik  Beschättiizten.  -  Die  Remu- 
;!erati('nen  machen  aus:   bei  Kämmerei  (10,3),  bei  Schule  (3,3 1. 

Zu  h:  bei  Armenkasse:  Anstalten  (4,7',  Unterstützun.^en 
(37,3),  V'erpfle^un^^skosten  27,3)  bei  Schule:  Versicheriino" 
der  (.jebäude  und  Mobilien  ((),<S).  bei  Kirche:  dasselbe  (O.bi, 
Stipendien   (0,13  . 

ZuS:  bei  Schule:  Mobiliar '  1  7i,  bei  Kirche:  Anschaftimg 
von   Sär^'en   u.  s.   vv.  (11). 

Zu    12   und    13:  oline  Besoldungen   (>.   unter  ö). 

Zu    13:    Wasserleitungen    i32,8),    [kunneii    und    Kanäle 

(7^),7i. 

Zu  \':  Kämmerei:  wegen  der  Stadtanleihe  3,2 1.  kadu- 
/lert  (0,9).  bei  Schule:  Legatzinsen  (0,3),  wegen  Feierlich- 
Kciten  (2.2),  kadiiziert  •3,2(.  bei  Kirche,  wegen  der  Kurrende 
(0,04). 

Z.i   \'l;   Känimerei:   noch   unbenutzte  Anleihe  (822,8). 

Zu   Tab.   VI  (1892): 

Zu  1:  bei  Känimerei:  Steuern  und  Abgaben  (2,3). 
wegen  der  üarnisonlast  (4,3  Tausend  Mk.),  bei  Schule: 
( irundsteuern. 

Zu   2:    bei  Kämmerei;    Kaui  von  Grundstücken  (;t),9i. 

Zu   4:    s  Tab.  \' 

Zu  5:    ^,  Tab.  \'.         Die  Remunerationen  machen  ans: 
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Stipendien  (<M3). 
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